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I.

EINFÜHRUNG

1. WAS IST eGOVERNMENT?

1. 1. eGOVERNMENT IST ...

eGovernment ist ein modernes Schlagwort, das in der heutigen Zeit für

viele rechtliche, rechtpolitische und technische Projekte als Überbegriff

herhalten muss, ein Sammelbegriff für die verschiedensten Maßnahmen,

Verwaltungsbehörden für das 21. Jahrhundert fit zu machen. eGovernment ist

das Motto, wenn sich Techniker und Juristen an einen Tisch setzen und die

Integration des World Wide Web (www) in die Kommunikation zwischen Staat

und Bürger diskutieren. Man könnte noch unzählige solche Sätze formulieren,

mit jedem Aufsatz und jedem Zeitungsbericht über eGovernment treten neue

Aspekte und Formulierungen zu Tage, anhand derer der Versuch

unternommen werden könnte, eGovernment in einem Satz zu beschreiben.

Schlägt man in einem Wörterbuch unter government nach und sucht eine

deutsche Übersetzung, so werden einem viele Möglichkeiten geboten:

Regierung, Herrschaft, Kontrolle, Regierungsgewalt, Regierungsform, Leitung.

Es geht also um den Staat im weitesten Sinn. Der kleine vorangestellte e steht

für electronic. Man kann also sagen, dass man zumindest nach einer wörtlichen

Übersetzung unter eGovernment einen elektronischen Staat versteht oder
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ausformuliert: „eGovernment ist ein neues Konzept für den Einsatz von

Informations- und Kommunikationstechniken in der öffentlichen Verwaltung,

das die Kooperation zwischen Bürger und Verwaltung über neue Zugangswege

(zB Internet) ermöglicht.“1

Da dies ein denkbar weiter und in der Diskussion allenfalls ein

Überbegriff sein kann, hat sich die Literatur rasch bemüht, eGovernment unter

verschiedenen Gesichtspunkten zu betrachten und nach diesen zu unterteilen.

In den verschiedenen Auseinandersetzungen und Bemühungen, den

Themenkomplex eGovernment sinnvoll zu gliedern, stößt man auf zwei immer

wiederkehrende Ansätze.

Zum einen kann man eGovernment nach inhaltlichen Kriterien

unterteilen. Man trifft zunächst eine Einteilung der staatlichen Tätigkeiten an

sich und ordnet jene, die unter Zuhilfenahme von automationsunterstützter

Datenverarbeitung erledigbar sind, den verschiedenen Gruppen zu. Der andere

Ansatz geht von formalen Gesichtspunkten aus. Hierbei wird auf die Art und

Weise, wie mit dem Staat kommuniziert wird, abgestellt, ganz unabhängig von

der Sache an sich. Beide Ansätze sind legitim und sollen nun überblicksartig

dargestellt werden.

1. 2. EINTEILUNG NACH DEN PRIMÄREN AUFGABEN

Bei einer virtuellen Abbildung der oben schon angesprochenen Kernaufgaben

der öffentlichen Verwaltung auf Regieren und Verwalten ergeben

sich nach Gisler/Spahni folgende fünf Kategorien von eGovernment2:

                                                
1 http://www.bmf.gv.at/egov/_startframe.htm, wobei diese Definition wohl nur für den

Bereich der Verwaltung an sich Gültigkeit hat.
2 vgl Gisler/Spahni (Hrsg), e-Government – eine Standortbestimmung, 2000.



- eDemocracy

- eVoting

- eCourt

- eAdministration

- eAssistance

a. eDemocracy

eDemocracy steht nach dieser Einteilung für den demokratiepolitischen

Bereich des öffentlichen Sektors, es soll politische Partizipation unterstützt

werden, die dem Bürger Möglichkeiten der politischen Meinungsbildung und

des politischen Gedankenaustausches über das Internet bietet3. Hier kann

beispielsweise an einen regelmäßigen Chat mit Ministern oder Abgeordneten

gedacht werden, an die Teilnahme von Abgeordneten an Nationalratsdebatten

via Laptop und Internet vom Urlaubsort aus oder an die bloße Übertragung

ebensolcher Debatten über das Internet; über kurz oder lang wird es sicherlich

auch die Möglichkeit geben, an einer Abstimmung mit dem Handy

teilzunehmen.

Es drängt sich der Vergleich mit der politischen Meinungsbildung in der

Antike auf, der wohl in dem Vergleich der Agora, dem politischen Marktplatz

der alten Athener, mit einer e-Gora treffender nicht formuliert sein könnte4.

b. eVoting

Der technisch wie rechtlich höchst anspruchsvolle Bereich des eVoting,

der elektronischen Wahlen, Abstimmungen und Meinungsumfragen, müsste

thematisch ebenfalls unter die Überschrift eDemocracy gestellt werden, wurde

                                                
3 Wimmer, E-Government im Trend der Verwaltungsinformatik, in: Menzel/Schweighofer, Auf

dem Weg zu e-Person, 2001, S 251.
4 Singer, Schlagwort mit Zukunft: e-Government – Österreichische Sozialversicherungen setzen

Maßstäbe, SoSi 2002, S 33.
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jedoch ob der Komplexität der verschiedenen Modelle für die Durchführung

elektronischer Wahlen gleichsam ausgegliedert.

c. eCourt

Unter eCourt werden sämtliche Bestrebungen zusammengefasst, die

Rechtsprechung unter Zuhilfenahme der neuen Medien näher an die Bürger zu

bringen. Die verschiedenen Überlegungen fangen bei der – seit längerer Zeit

schon verwirklichten – raschen Veröffentlichung von Entscheidungen im

Internet an (zB RIS5) und hören bei Gerichtsverhandlungen, die überwiegend

im Cyberspace durchgeführt werden, auf. Auch die justizinterne Vernetzung

der Gerichte wie auch eine gerichtsinterne Vernetzung, die es beispielsweise

erlaubt, während einer Gerichtsverhandlung sofort auf benötigte Informationen

zuzugreifen, können in diesem Zusammenhang genannt werden.

d. eAdministration

eAdministration beschreibt den Kernbereich der Verwaltung. Hier sollen

unter Bedienung der automationsunterstützten Datenverarbeitung und

-übertragung in allen Bereichen der öffentlichen Verwaltung behördliche

Prozesse erleichtert und beschleunigt werden. Das Ergebnis für den Bürger ist

ein schnelleres Verfahren, den Behörden soll dies langfristig einen finanziellen

Vorteil bringen. Wie in dieser Arbeit zu zeigen sein wird, reicht die Palette der

möglichen Anwendungsbereiche von der elektronischen Antragstellung via

Internet über die papierlose Bearbeitung und elektronische Aktenferneinsicht

bis hin zur Zustellung mittels eMail.

                                                
5 Rechtsinformationssystem des Bundes, http://www.ris.bka.gv.at.
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e. eAssistance

Der letzte Teilbereich – eAssistance – ist zwar in engem Zusammenhang

mit eAdministration zu sehen, bezeichnet aber Aspekte des täglichen Lebens,

wie beispielsweise den Arbeitsmarktsektor, das Gesundheitswesen oder die

Aus- und Weiterbildung6. Auch hier sollen unter Zuhilfenahme des Mediums

Internet kosten- und zeitsparende Anwendungen wie zum Beispiel Jobsuche

via Internet7 angeboten werden; bei einer derartigen Unterteilung des Begriffs

„eGovernment“ gehört auch die Sozialversicherungs-Chipkarte (e-Card) in

diesen Bereich.

1. 3. EINTEILUNG NACH DER ART DER KOMMUNIKATION

Ein anderer Ansatz der Gliederung stammt aus dem Bereich des

eCommerce. Man kann zwischen drei zentralen Interaktionsebenen des

elektronischen Behördenverkehrs unterscheiden, nämlich

- Government to Citizen bzw Citizen to Government (G2C, C2G);

- Government to Business bzw Business to Government (G2B, B2G);

- Government to Government (G2G)8.

Neben der oben behandelten Einteilung nach den Kernaufgaben eines

Staates sieht diese Unterteilung ein wenig unübersichtlich aus. Von der

technischen Seite aus betrachtet, stellt jedoch jede dieser Interaktionsebenen

andere Anforderungen an die hinter eGovernment stehende Technik und

Sicherheitsvorkehrungen.

                                                
6 Wimmer, E-Government im Trend der Verwaltungsinformatik, in: Menzel/Schweighofer, Auf

dem Weg zu e-Person, 2001, S 251.
7 zB http://www.ams.at.
8 Aichholzer, Zukünftige Leistungsmodelle im Rahmen von e-Government, in:

Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg), Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen
der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 241.
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Aichholzer und Schmutzer versuchen, die Einteilung nach der Art der

Kommunikation nicht nur nach den verschiedenen Teilnehmern zu treffen,

sondern auch nach inhaltlichen Kriterien. Hierbei lassen sich wiederum drei

Hauptelemente unterscheiden:

- Informationsprozesse (zB Zuständigkeiten);

- Kommunikationsprozesse (zB Anfragen);

- Transaktionsprozesse (zB Anträge, Bescheide)9.

Auch diese Einteilung kann nur nach groben Kriterien getroffen werden,

und es scheint nicht möglich, sämtliche Bereiche des eGovernment eindeutig zu

kategorisieren.

2. eGOVERNMENT IST ...

Nach der ursprünglichen Konzeption dieser Arbeit sollte an dieser Stelle

versucht werden, e i n e Definition für eGovernment zu erarbeiten, bei

intensiverer Auseinandersetzung mit bisherigen juristischen wie technischen

Definitionsversuchen und auch Medienberichten über den Themenkreis

eGovernment musste aber Abstand von diesem Vorhaben genommen werden.

Bei der Betrachtung der beiden eben dargestellten Versuche, eine Einteilung

unter der Überschrift eGovernment zu treffen, lässt sich nämlich feststellen,

dass den Modellen zwar unterschiedliche Ansätze zugrunde liegen, sie sich

jedoch in einem Punkt gleichen: Eine verlässliche und hundertprozentig exakte

Gliederung kann man nicht treffen. „eGovernment“ ist für diese Zwecke ein

viel zu moderner und der steten Neuinterpretation durch die Medien

ausgesetzter Begriff.

                                                
9 vgl Aichholzer/Schmutzer, E-Government: Elektronische Informationsdienste auf Bundesebene

in Österreich (Studie im Auftrag des Bundeskanzleramts), 1999, Wien: Institut für
Technikfolgen-Abschätzung der Österreichischen Akademie der Wissenschaften.
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Wurde vor zwei Jahren noch beispielsweise der Abbau von Planstellen

und die dadurch erreichbare Kostenreduktion durch den Einsatz von moderner

Software mit dem Schlagwort eGovernment in Verbindung gebracht10, so

beschäftigt man sich heute mit der Elektronisierung und Automatisierung

diverser Verfahrensabläufe zunehmend unter dem Aspekt der

Kundenorientiertheit und Benutzerfreundlichkeit.

Der eingangs bewusst salopp formulierte Satz „eGovernment ist ein

Sammelbegriff für verschiedenste Maßnahmen, Verwaltungsbehörden für das

21. Jahrhundert fit zu machen“ entspricht zwar nicht unbedingt den

wissenschaftlichen Erfordernissen einer Definition, macht aber doch

anschaulich, was allgemein unter eGovernment verstanden wird. Oder anders

formuliert: eGovernment beschreibt die verstärkte Nutzung des Potentials

elektronischer Medien im Verkehr zwischen Bürgern und Unternehmen

einerseits und Einrichtungen des politischen Systems andererseits11. Eine

ähnliche Beschreibung schlägt Oberndorfer vor, der unter eGovernment alle

Aktivitäten und Instrumente zur Verbesserung der Bürger-Verwaltung-

Kontakte durch moderne Informations- und Kommunikationstechnologien

versteht12. Um dennoch im Rahmen einer juristischen Auseinandersetzung mit

aktuellen Problemen, die eGovernment mit sich bringt, Grenzen – diesen

Begriff betreffend – aufzuzeigen wurden drei Bereiche näher untersucht, die

unterschiedlicher nicht sein könnten.

Zum einen wird der Problemkreis der elektronischen Aktenführung mit

allen damit in Zusammenhang stehenden Problemen untersucht werden. Hier

sollen spezifisch verwaltungsverfahrensrechtliche Gesichtspunkte beleuchtet

                                                
10 Mattes, Verwaltungsreform muss Maximallösungen anstreben, SWK 2000, T 71.
11 Aichholzer/Schmutzer, E-Government in Österreich, in: Schweighofer/Menzel, E-Commerce und

E-Government: aktuelle Fragestellungen der Rechtsinformatik, 2000, S 79.
12 Oberndorfer, Die Verwaltung im politisch gesellschaftlichen Umfeld, in:

Holzinger/Oberndorfer/Raschauer, Österreichische Verwaltungslehre, 2001, S 86.
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und auf ihre Kompatibilität mit den Ansätzen des „New Public Management“13

überprüft werden. Ausgegliedert aus diesem verwaltungsverfahrensrechtlichen

Block ist die elektronische Zustellung. Sie ist ob ihrer Komplexität als

eigenständiges Kapitel den Überlegungen zum elektronischen Verwaltungsakt

vorangestellt. Als ein zweiter Bereich soll die elektronische Wahl stellvertretend

für sämtliche Instrumente der direkten Demokratie dargestellt und auf ihre

verfassungsrechtliche Zulässigkeit untersucht werden. Dieser Teil soll einen

Überblick über die technischen Voraussetzungen einer elektronischen Wahl

geben und beschränkt sich in der juristischen Auseinandersetzung auf die in

der Bundesverfassung festgelegten sechs Grundprinzipien einer Wahl.

Ein bislang in der Literatur vernachlässigter Teilbereich von

eGovernment soll im letzten Teil dieser Arbeit behandelt werden, nämlich das

im Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes erarbeitete Projekt „E-Recht“,

bei dem es um den Einsatz von automationsunterstützter Datenverarbeitung

und –übertragung im Bereich der Gesetzgebung geht.

Die Auswahl dieser Projekte erfolgte aus der Überlegung heraus,

möglichst unterschiedliche rechtliche wie technische Teilbereiche zu

untersuchen, nicht zuletzt deshalb, um zu zeigen, welche Vielfalt von Aspekten

hinter dem Schlagwort eGovernment verborgen ist. Zweifelsohne kann

einerseits in einer Arbeit mit einem solchem Umfang keine erschöpfende

Auseinandersetzung mit allen Facetten des eGovernment vorgenommen

werden, andererseits werden in Zukunft noch viele Projekte auftauchen, die

man ebenfalls unter diesem Schlagwort zusammenfassen kann, jedoch soll im

Sinn einer Art Zwischenbilanz in der vorliegenden Studie veranschaulicht

werden, in welch unterschiedlichen Bereichen automationsunterstützte

Datenverarbeitung und –übertragung schon derzeit sinnvoll eingesetzt werden

kann.

                                                
13 „New Public Management“ wird gerade im Zusammenhang mit eGovernment in der Regel

als Synonym für „Verwaltungsreform“ verwendet; vgl Schauer, New Public Management,
SWK 2000, T 29.
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II.

DIE ELEKTRONISCHE ZUSTELLUNG

1. ALLGEMEINES

Nach § 18 Abs 3 AVG besteht im österreichischen Verwaltungsverfahren

der Grundsatz, dass schriftliche Erledigungen in die Rechtssphäre der von ihr

inhaltlich Betroffenen gelangen müssen, um die in den Erledigungen

vorgesehenen Rechtswirkungen entfalten zu können. Hierbei schwebt dem

Gesetzgeber ein sehr weiter Begriff des Zugehens vor, da § 18 Abs 3 AVG neben

einer Zustellung nach dem Zustellgesetz14 (ZustG) auch vorsieht, dass

schriftliche Erledigungen telegraphisch, fernschriftlich oder mit Telefax,

darüber hinaus auch im Wege automationsunterstützter Datenübertragung

oder in jeder anderen technisch möglichen Weise, übermittelt werden können.

Eine Zustellung von Erledigungen kommt allerdings überhaupt nur in Betracht,

wenn es sich um schriftliche Erledigungen handelt, da die Verwaltungsbehörde

aus verfahrensökonomischen Gründen verpflichtet ist, Erledigungen soviel wie

möglich mündlich oder telephonisch zu erledigen (§ 18 Abs 1 AVG).

Nimmt die Behörde nun eine Zustellung vor, so hat sie gemäß § 21 AVG

nach dem ZustG vorzugehen, das die Zustellung nicht nur für Schriftstücke

von Verwaltungsbehörden regelt, sondern auch von gerichtlichen

Schriftstücken und solchen ausländischer Behörden (§ 1 ZustG). Eine nach dem

ZustG durchgeführte Zustellung eines behördlichen Schriftstückes löst alle mit

                                                
14 BGBl 1982/200.
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ihr in Verbindung stehenden Rechtswirkungen aus, wobei besonders im

Bereich der fiktiven Zustellung15 immer wieder Probleme auftauchen. Unter

einer fiktiven Zustellung versteht man die auf Wahrscheinlichkeitserwägungen

beruhende gesetzlich geregelte Annahme, dass, trotzdem der Adressat den

Gegenstand der Zustellung nicht notwendigerweise tatsächlich erhalten hat,

unter gewissen Voraussetzungen eine Zustellung als bewirkt gilt (zB

Hinterlegung, Ersatzzustellung).

Mit dem Verwaltungsgerichtshof ist davon auszugehen, dass die

Zustellung kein einheitlicher Vorgang ist, sondern in zwei Verfahrensakte

zerfällt. Man kann die Zustellverfügung, die von der Behörde getroffen wird,

und den eigentlichen Zustellvorgang, der in der Regel von eigenen Organen –

zum Beispiel von der Post – durchgeführt wird16, unterscheiden.

2. ZUSTELLUNG VON ERLEDIGUNGEN IN PAPIERFORM

Um die nachfolgenden Betrachtungen über die elektronische Zustellung,

die zu ziehenden Vergleiche zur Zustellung von auf Papier aufgebrachten

Erledigungen und die dazu existierenden Judikatur nachvollziehbarer

entwickeln zu können, soll mit einigen Überlegungen zur „herkömmlichen“

Zustellung der Ausgang genommen werden.

Um eine Zustellung vorzunehmen, bedarf es zunächst eines

Zustellungsempfängers und eines definierten Ortes, an dem die Sendung

diesem Empfänger zugestellt werden soll (Abgabestelle). Beides wird in der

Zustellverfügung von der Behörde festgelegt und ist in den §§ 4 und 13 ZustG

geregelt.

                                                
15 Herrnritt, Das Verwaltungsverfahren, 1932, S 69.
16 VwGH 14. 11. 1955, 2082/52.
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Als eine Abgabestelle wird in § 4 ZustG eine Wohnung oder sonstige

Unterkunft, Betriebsstätte, Sitz, Geschäftsraum, Kanzlei und Arbeitsplatz, im

Falle einer Zustellung anlässlich einer Amtshandlung auch deren Ort

bezeichnet. Diese beispielhafte Aufzählung setzt keine Rangordnung der

einzelnen Abgabestellen zueinander fest, sodass die Behörde zwischen ihnen

wählen kann17. Angenommen die Fälle, dass der Empfänger die Annahme nicht

verweigert (§ 13 Abs 5 ZustG), er im Inland keine Abgabestelle hat (§ 13 Abs 6

ZustG) oder ihm ein versandbereites oder im weitesten Sinne fernkopiertes

Schriftstück unmittelbar bei der Behörde ausgefolgt wird (§ 24 ZustG), kann

eine rechtswirksame Zustellung im Inland nur an einer Abgabestelle

durchgeführt werden.

Sobald die Behörde in der Zustellverfügung Empfänger und

Abgabestelle bezeichnet hat, muss unterschieden werden, ob mit oder ohne

Zustellnachweis zugestellt werden soll.

2. 1. ZUSTELLUNG OHNE ZUSTELLNACHWEIS

Bei der ohne Zustellnachweis vorgenommenen Zustellung gelten

vorderhand das Postgesetz und die Postordnung. Sie gilt als vollzogen, sobald

das Schriftstück in den für die Abgabestelle bestimmten Briefkasten eingelegt

oder an der Abgabenstelle im Sinne des § 4 ZustG zurückgelassen wurde

(§ 26 Abs 1 ZustG). Der Gesetzgeber nimmt an, dass mit dem dritten Werktag

nach der Übergabe des betreffenden Schriftstückes an den Zusteller die

Zustellung bewirkt ist (§ 26 Abs 2 ZustG).

                                                
17 Walter/Mayer, Das österreichische Zustellrecht, 1983, S 32; VwGH 9. 11. 1989, 87/06/0075.
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2. 2. ZUSTELLUNG MIT ZUSTELLNACHWEIS (RSB)

Wenn nach § 22 AVG wichtige Gründe vorliegen, so hat die Behörde das

Schriftstück mit Zustellnachweis zuzustellen, wobei sie zunächst versuchen

muss, die Ausfertigung dem Empfänger an der Abgabenstelle zu übergeben

(§ 13 Abs 1 ZustG) und darüber einen Zustellnachweis anzufertigen (§ 22

ZustG). Kann der Empfänger nicht angetroffen werden, so ist es an einen

Ersatzempfänger, deren potentieller Kreis ja schon in der Zustellverfügung der

Behörde determiniert wird, zu übergeben. Ersatzempfänger kann unter

gewissen Umständen eine im Sinn des ZustG erwachsene Person sein, die

entweder an der selben Abgabestelle wohnt oder Arbeitnehmer oder -geber des

Empfängers ist (§ 16 ZustG). Ist auch das nicht möglich, so ist die Sendung nach

§ 17 ZustG zu hinterlegen und eine Benachrichtigung zu hinterlassen. Bei nicht

nur vorübergehender Abwesenheit von der Abgabestelle gilt die Zustellung

erst mit dem auf die Rückkehr folgenden Tag als bewirkt, dies jedoch ohne

Rücksicht darauf, ob der Empfänger die Sendung tatsächlich erhält18 (für

detaillierte Ausführungen sei auf die einschlägige Literatur verwiesen19).

2. 3. ZUSTELLUNG MIT ZUSTELLNACHWEIS (RSA)

Nach Maßgabe des § 22 AVG hat die Behörde Schriftstücke bei Vorliegen

besonders wichtiger Gründe (zB Strafverfügungen, Ladung unter Androhung

von Zwangsmitteln) zu eigenen Handen zuzustellen, wobei hierbei § 21 Abs 2

ZustG vorsieht, dass der Empfänger dann, wenn er beim ersten Zustellversuch

nicht angetroffen werden kann, schriftlich zu ersuchen ist, zu einer bestimmten

Zeit zur Übernahme des Schriftstücks an der Abgabestelle anwesend zu sein

(2. Zustellversuch).

                                                
18 VwGH 24. 2. 1993, 92/03/0011.
19 z. B. Feil, Zustellwesen2, Wien 1992; Walter/Mayer, Das österreichische Zustellrecht, Wien 1983.
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Eine Ersatzzustellung ist nach § 21 Abs 1 ZustG nicht zulässig. Nach

einem weiteren erfolglosen Zustellversuch ist das Schriftstück zu hinterlegen,

was wiederum die Wirkung einer Zustellung hat (§ 23 Abs 4 bzw § 17 Abs 3

ZustG).

3. AUF DEM WEG ZUR eZUSTELLUNG

3. 1. AVG-NOVELLE 90 BIS VERWALTUNGSREFORMGESETZ 01

Seit der AVG-Novelle 199020 sieht § 18 Abs 3 AVG mehrere

Möglichkeiten der Erledigung vor, bei denen die physische Übergabe an den

Empfänger entfällt. Er bestimmt, dass schriftliche Erledigungen nicht nur

zugestellt, sondern auch telegraphisch, fernschriftlich oder mittels Telefax

übermittelt werden können. Hier ist die Zustellung ohne Zustellnachweis

angesprochen, da nach der Überschrift des § 26 ZustG der Zustellung durch

automationsunterstützte Datenübertragung oder in einer anderen technisch

möglichen Weise nur die Wirkungen einer Zustellung ohne Zustellnachweis

zukommen können21. Außerdem gibt es auch technisch bedingt keine

Möglichkeit, beispielsweise bei einem Telefax, eine Empfangsbestätigung zu

erlangen, die auch darüber Auskunft gibt, dass der in der Zustellverfügung

bezeichnete Empfänger das Schriftstück in der von der Behörde versendeten

Form auch tatsächlich erhalten hat. Dies ist für jene Fälle von großer

Bedeutung, in denen ein Fax verstümmelt oder unvollständig einlangt.

Dennoch stellt diese Form der Zustellung eine beträchtliche Beschleunigung so

mancher Vorgänge dar, denkt man nur an die Möglichkeit, einen Bescheid zu

                                                
20 BGBl 1990/357.
21 Connert/Schwamberger, Verfahrensrecht und Telekommunikation, EDVuR 1991, S 185.
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beantragen und ihn nach erfolgter Bearbeitung direkt an dem Ort zu erhalten,

an dem man mit diesem Bescheid eine Berechtigung nachweisen muss.

Weiters ist es nach § 18 Abs 3 AVG zulässig, ein Schriftstück im Wege

automationsunterstützter Datenübertragung zu übermitteln, sofern der

korrespondierende Antrag auf eben diesem Weg eingebracht wurde u n d die

Partei einer derartigen Übermittlungsart nicht ausdrücklich widersprochen hat.

Auch diese Form der Zustellung war bislang – unter Bemühung ähnlicher

Argumente wie bei der Zustellung mittels Telefax – nur für Zustellungen ohne

Zustellnachweis möglich. Hier findet sich aber der Ansatzpunkt, der Behörde

im Zeitalter des Internets die Möglichkeit einzuräumen, auch dort, wo eine

Zustellung mit Zustellnachweis oder eine Eigenhandzustellung gewisser

Ausfertigungen geboten ist, diese unter Zuhilfenahme der

automationsunterstützten Datenübertragung zu vollziehen. Dadurch soll eine

Effizienzsteigerung und eine Verfahrensbeschleunigung mit relativ geringem

finanziellen Mehraufwand, langfristig sogar mit einem Kostenreduktionseffekt,

ermöglicht werden22.

Zur Erreichung dieser Zielvorgaben ist es allerdings unabdingbar, die

gesetzlichen Grundlagen dafür zu schaffen. Mit der Novellierung des ZustG im

Jahre 199823 und mit dem 137. Bundesgesetz des Jahres 2001 vom 27. November

200124 sowie mit dem Verwaltungsreformgesetz 200125 wurden die schon in der

AVG-Novelle 1990 begonnenen Entwicklungen und Denkansätze der

Zustellung – weg von physischen Trägermedien und hin zu zeit- und

kostensparenden technischen Lösungen – aufgegriffen und die notwendigen

Änderungen vorgenommen.

                                                
22 Die österreichische Verwaltungsreform, GZ 123.070/002-I/2/d/01, S 6ff; Das

Regierungsprogramm, Zl 1111801/2000, S 77.
23 BGBl I 1998/158.
24 BGBl I 2001/137.
25 BGBl I 2002/65.
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Von Relevanz für die elektronische Zustellung sind die §§ 17a und 26a,

die die Eigenhandzustellung und die Zustellung ohne Zustellnachweis für den

Bereich automationsunterstützte Datenübertragung regeln sollen.

3. 2. DER NEUE § 26a ZUSTG

Seit der AVG-Novelle 1990 war die Zustellung durch technische

Übermittlung in § 26 Abs 2 ZustG geregelt. Mit der Verwaltungs-

verfahrensnovelle 199826 wurde diese Materie aus systematischen Gründen in

einen eigenen Paragraphen verschoben und um die Präzisierung des

Zeitpunkts der Zustellung erweitert27. Er lautet:

Im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in einer

anderen technisch möglichen Weise übermittelte Sendungen gelten als

zugestellt, sobald ihre Daten in den elektronischen Verfügungsbereich

des Empfängers gelangt sind. Im Zweifel hat die Behörde die Tatsache

und den Zeitpunkt des Einlangens von Amts wegen festzustellen. Die

Zustellung gilt als nicht bewirkt, wenn sich ergibt, dass der Empfänger

oder dessen Vertreter im Sinne des § 13 Abs 3 wegen Abwesenheit von

der Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang Kenntnis

erlangen konnte, doch wird die Zustellung mit dem der Rückkehr an die

Abgabestelle folgenden Tag wirksam.

Dadurch, dass § 1 Abs 2 ZustG vorsieht, dass die Regelung über die

Abgabestelle (§ 4 ZustG) sinngemäß auch für die technische Übermittlung von

Erledigungen gilt, kommt es zu einem Widerspruch mit § 26a ZustG, der

meines Erachtens davon ausgeht, dass die Zustellwirkungen mit Einlangen der

Sendung in den Verfügungsbereich des Adressaten eintreten28.

                                                
26 BGBl I 1998/158.
27 Bericht und Antrag des Verfassungsausschusses 1167 dBNR 20. GP, 44.
28 aM Walter/Thienel, Die Verwaltungsverfahrensnovellen 1998, S 214.
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Diese Ansicht scheint auch durch die im Vergleich zu den Abgabestellen

nach § 4 ZustG relative Ortungebundenheit von technischen

Empfangseinheiten getragen zu sein (vgl dazu unten „Computer als

Abgabestelle“).

3. 3. DER NEUE § 17a ZUSTG

Die auffälligste Hürde im Bereich der elektronischen Kommunikation

zwischen Behörde und Partei beispielsweise mittels eMail ist wohl die fehlende

Möglichkeit eines Nachweises des Erhalts eines eMail im Sinne des § 22 ZustG.

Mit dem Verwaltungsreformgesetz wird nun ein § 17a in das ZustG eingefügt,

der einem von der Länder-Untergruppe „Rechtliche und organisatorische

Rahmenbedingungen für ELAK und One-Stop-Government“ ausgearbeiteten

Vorschlag entspricht. Er lautet:

 (1) Soweit schriftliche Erledigungen im Weg automationsunterstützter

Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise übermittelt

werden können, kann die Behörde den Empfänger an dieser Adresse auffordern,

die zuzustellende Sendung an einer von der Behörde betriebenen technischen

Einrichtung abzuholen. Die Bereithaltung der zuzustellenden Sendung an der

genannten Einrichtung entspricht der Hinterlegung. § 17 Abs. 2 letzter Satz,

Abs. 3 und Abs. 4 gilt sinngemäß.

(2) Abs. 1 gilt nicht, wenn der Behörde eine Mitteilung zugegangen ist, dass der

Empfänger unter seiner elektronischen Adresse nicht erreichbar ist.

(3) Die Zustellung gilt, abgesehen von den sich aus § 17 Abs. 3 ergebenden

Fällen, auch dann als nicht bewirkt, wenn der Empfänger innerhalb der

Abholfrist glaubhaft macht, dass ihm die Abholung aus technischen Gründen

unmöglich oder unzumutbar ist.
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Durch diese Konstruktion wird die Zustellung auf elektronischem Weg

im Vergleich zu der bisher geltenden Rechtslage um die Möglichkeit der

Eigenhandzustellung ohne Hinterlegung beschnitten. Faktisch kann nach dem

ZustG elektronisch nur noch ohne Zustellnachweis übermittelt werden oder,

mittels der Bereithaltung auf einem Server und der Benachrichtigung durch ein

eMail, eine Zustellung durch Hinterlegung vorgenommen werden. Um bei dem

Beispiel der Kommunikation mittels eMail zu bleiben, bedeutet das: Ein simples

eMail, in dem beispielsweise der Inhalt eines Bescheides enthalten ist, wird an

den Bescheidadressaten versandt, ohne dass die Behörde die Kontrolle darüber

hat, ob dieser elektronische Bescheid auch wirklich vom Bescheidadressaten

gelesen wurde – Zustellung ohne Zustellnachweis. Darüber hinaus kann die

Behörde einen Bescheidadressaten mittels eMail davon verständigen, dass für

ihn ein Bescheid auf einem Server bereitgehalten wird, und bekommt, mit der

„Abholung“ dieses Bescheids die mit dem herkömmlichen Rückschein29

vergleichbare Bestätigung über die Zustellung.

Eine elektronische Zustellung mit Zustellnachweis ohne die

Hinterlegung auf einem Server wie auch eine elektronische Ersatzzustellung ist

nicht mehr vorgesehen.

Dass diese Möglichkeit gewählt wurde, beinhaltet – vorbehaltlich einer

gesetzeskonformen Umsetzung – einen Vorteil für die Rechtssicherheit, da

keine neuen Denkmuster eingeführt werden, sondern bestehende Vorgänge in

das Umfeld der elektronischen Datenübermittlung übernommen wurden. So

kann meiner Meinung nach auch in diesem Bereich auf die langjährige

Spruchpraxis der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts zurückgegriffen werden, wie

im Folgenden zu zeigen sein wird.

Wie jede Novelle von so tiefschürfenden Ausmaßen bringt die

Anpassung des ZustG an die geänderten Rahmenbedingungen des

Verwaltungsverfahrens im Internetzeitalter dennoch Probleme mit sich. Es ist

                                                
29 vgl Zustellformularverordnung 1982, BGBl 1982/600.
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nämlich beispielsweise noch nicht sichergestellt, inwieweit der Bürger als

Kunde der Verwaltung bereit ist, sich an die neue Form der Zustellung

behördlicher Schriftstücke anzupassen, beziehungsweise wie schnell dieses

Umdenken und die Anpassung vor sich gehen werden. In diesem Bereich

können zum jetzigen Zeitpunkt jedoch keine empirisch fundierten Aussagen

getroffen werden. Es können zwar Vermutungen angestellt werden, die meines

Erachtens für die Beschleunigung des Verwaltungsverfahrens durch den

Einsatz von elektronischen Medien sprechen müssten, jedoch ist es geboten,

eine gewisse Zeit abzuwarten und in ein paar Jahren zu sehen, wie die

Akzeptanz des eVerfahrens in der Bevölkerung zu beurteilen ist.

3. 4. TECHNISCHE UMSETZUNG DES § 17a ZUSTG

Im Gegensatz zu § 26a ZustG bedarf es einer konkreter Umsetzung des

§ 17a ZustG in Hinblick auf die Einrichtung des Bereithaltungsservers. Über die

genaue Art und Weise dieser Umsetzung kann mangels konkreter Vorschläge

in der Regierungsvorlage zum jetzigen Zeitpunkt nur gemutmaßt werden,

jedoch ergibt sich einiges bereits aus dem Wortlaut des § 17a ZustG.

Die Behörde stellt den Inhalt der Erledigungen in einem jedermann

zugänglichen Format, wie zum Beispiel als PDF-Datei30, auf einem Server zum

Abruf zur Verfügung. Dieser Server kann von der erledigenden Behörde selbst,

oder – was in meinen Augen die verwaltungsökonomischere Lösung wäre –

von einer anderen behördlichen Einrichtung, wie beispielsweise dem

Bundesrechenzentrum, betrieben werden. Gleichzeitig mit der Zur-Verfügung-

Stellung ergeht eine elektronische Nachricht an die Adresse des Empfängers,

dass die betreffende Erledigung zur Abholung bereit liegt. Thienel schließt aus

                                                
30 Portable Document Format – ein Dateiformat, welches nur das Betrachten nicht jedoch

nachträgliche Änderungen erlaubt. Dazu wird im Internet an unzähligen Adressen die
entsprechende zum Betrachten einer PDF-Datei notwendige Software unentgeltlich zum
Download angeboten.
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dem Wortlaut des § 17a ZustG (insbesondere aus der Überschrift „elektronische

Bereithaltung“) sowie aus den Erläuterungen richtig, dass mit dieser Adresse

eine elektronische Adresse gemeint sein muss31.

Mit dem Zugehen der Benachrichtigung beginnt die „Abruffrist“32, mit

deren Beginn die Erledigung als zugestellt gilt. Aus dem Verweis auf § 17

ZustG ergibt sich allerdings, dass die Zustellung erst mit dem auf die Rückkehr

an die Abgabestelle folgenden Tag innerhalb der Abruffrist als bewirkt gilt,

wenn der Empfänger wegen Abwesenheit nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang

Kenntnis erlangen konnte. Diese Abwesenheit von der Abgabestelle ist

aufgrund der eindeutigen Vorschrift einer bloß s i n n g e m ä ß e n Anwendung

des § 1 Abs 2 ZustG, wie unten noch zu zeigen ist, anders zu beurteilen, als

nach der bisherigen Rechtslage, da man im Bereich der elektronischen

Zustellung nicht von einer räumlich definierten Abgabestelle sprechen kann33.

Nicht beeinträchtigt wird die Wirkung der elektronischen Zustellung nach dem

Wortlaut des Gesetzesvorschlages durch Einwirkungen Dritter auf die

Benachrichtigung über die Bereithaltung. Wenn also die Benachrichtigung aus

der Mailbox des Empfängers gelöscht oder anderwärtig verändert wird, bevor

der Empfänger von ihrem Inhalt Kenntnis erlangen konnte, beginnt die

Abruffrist dennoch zu laufen.

Anders wäre die Sachlage zu beurteilen, wenn die Behörde die

Benachrichtigung irrtümlich an eine falsche elektronische Adresse schickt, und

der Empfänger aus diesem Grund keine Kenntnis von ihrem Inhalt erlangen

könnte. In einer solchen Situation ist mit dem VwGH davon auszugehen, dass

eine Hinterlegung – in welcher Art und Weise auch immer – ohne schriftliche

Verständigung keine Rechtwirkungen entfalten kann34.

                                                
31 Thienel, Die Verwaltungsverfahrensnovellen 2001, S 76.
32 ebd.
33 aM Thienel, Die Verwaltungsverfahrensnovellen 2001, S 77.
34 zB VwGH 23. 5. 1989, 85/07/0161; VwGH 6. 2. 1990, 89/14/0256; VwGH 30. 6. 1994,

91/06/0056.
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4. KRITIK AM MODELL DES BEREITHALTUNGSSERVERS

In einer Länder-Untergruppe, die im Zuge der

Verwaltungsreformbemühungen eingesetzt wurde und die die rechtlichen und

organisatorischen Rahmenbedingungen für ELAK und One-Stop-Government

erarbeiten sollte, wurde erkannt, dass es im Bereich der elektronischen

Übermittlung von behördlichen Erledigungen weder rechtlich noch praktisch

einen, mit der herkömmlichen Zustellung vergleichbaren verlässlichen

Zustellnachweis gibt35.

Diesem Problem soll mit der Möglichkeit, Erledigungen auf einem

Zustellserver bereitzuhalten, begegnet werden, da es, wie oben gezeigt wurde,

technische Verfahren gibt, einen „Zustellnachweis“ zumindest über den

Zeitpunkt des Zugriffs der Partei auf die für sie bestimmte und elektronisch

hinterlegte Erledigung zu führen. Zuvor liegt es jedoch in der Verantwortung

der Behörde sicherzustellen, dass der Empfänger nur auf die für ihn

bereitgehaltenen Erledigungen zugreifen kann. Eine Verletzung dieser

Verpflichtung würde meines Erachtens einen Verfahrensmangel hervorrufen.

Weiters wird dann, wenn eine andere Person als der Adressat auf die sie nicht

betreffende Erledigung zugreift und die Behörde dieses fälschlicherweise als

bewirkte Zustellung ansieht, in Analogie zu § 21 Abs 1 ZustG wohl davon

auszugehen sein, dass eine solcherart vorgenommene Zustellung wirkungslos

ist36.

In der Regierungsvorlage zum Verwaltungsreformgesetz37 wird jedoch

auch festgehalten, dass es „bei den vorgeschlagenen Regelungen der

elektronischen Hinterlegung zu zahlreichen Schwierigkeiten kommen kann“.

Weiters werden einige Punkte aufgezählt, auf die in den

Begutachtungsstellungnahmen besonders hingewiesen wurde:

                                                
35 772 dBNR 21. GP.
36 vgl VwGH 15. 9. 1966, 0955/66.
37 772 dBNR 21 GP.
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- die Partei wird verpflichtet, regelmäßig ihre elektronische Mailbox zu

überprüfen;

- Probleme können auftreten, wenn eine Partei mehrere eMail-Adressen

besitzt, beziehungsweise mehrere Personen auf die eMail-Adresse einer

Partei Zugriff haben;

- eine Partei, die eMails versenden und empfangen kann, muss nicht

notwendigerweise über einen geeigneten Zugang zum Zustellserver und

somit zu den bereitgehaltenen Schriftstücken haben;

- die Folgen der Abwesenheit des Empfängers sowie technische Probleme

sind nicht absehbar und deren Nachweis zweifelhaft;

- es ist nicht verlässlich feststellbar, ob und wann die elektronische

Benachrichtigung der Hinterlegung einer Erledigung auf dem

Bereithaltungsserver angekommen ist.

Ohne noch auf diese Kritikpunkte näher einzugehen, kann an dieser

Stelle bereits festgehalten werden, dass § 17a erster Satz ZustG sinngemäß das

wiederholt, was schon in § 18 Abs 3 letzter Satz AVG festgehalten ist. Die

Kommunikation mit der Behörde auf elektronischem Weg ist nur dann nicht

ausgeschlossen, wenn die Partei Anbringen in derselben Weise eingebracht hat

u n d dieser Übermittlungsart der Behörde gegenüber nicht ausdrücklich

widersprochen hat. Obgleich diese doppelte Bedingtheit der Zulässigkeit einer

elektronischen Zustellung schon im AVG geregelt ist, war der Gesetzgeber

aufgrund des verfassungsrechtlichen Gleichheitsgebots des Art 7 Abs 1 B-VG

dazu verhalten, diese Regelung auch in das ZustG aufzunehmen – bedenkt man

nur, dass dieses nicht nur für Zustellungen von verwaltungsbehördlichen

Erledigungen gilt, sondern insbesondere auch für Zustellungen von

gerichtlichen Schriftstücken (§ 1 Abs 1 ZustG).

Damit wird zwar „Handlungsbedarf“ der Partei vorausgesetzt, sollte sie

nicht mit der vollelektronischen Abwicklung des Verfahrens einverstanden

sein. Dieser Handlungsbedarf kann einerseits im Sinne einer

Risikoüberwälzung auf den Bürger verstanden werden, was zur Folge hätte,
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dass man die betreffende Regelung im Lichte des Verhältnismäßigkeitsgebotes

überprüfen müsste. Auf der anderen Seite wird es gemäß § 13a AVG geboten

sein, dass die Behörde unvertretenen Personen eine Rechtsbelehrung über ihre

in Aussicht genommenen Verfahrenshandlungen zu geben hat, die wohl auch

eine Belehrung über die Verwendung neuer Kommunikationsmedien zu

beinhalten hat. Auch sei darauf hingewiesen, dass diese Belehrung dem

Wortlaut des § 13a AVG nach nur i n  d e r  R e g e l mündlich zu erfolgen hat,

sodass im Hinblick auf ein zur Gänze elektronisch abgewickeltes Verfahren

wohl auch die Möglichkeit besteht, Antragsteller via Internet, beispielweise auf

der Homepage der betreffenden Behörde oder überhaupt auf einer mehrere

Behörden umfassenden Portalseite38, zu belehren. Eine solche Belehrung findet

also in aller Regel beim Erstkontakt eines Antragstellers mit der Behörde in

einem solchen eVerfahren.

In weiterer Folge sollen anhand der in den Stellungsnahmen der Länder

im Begutachtungsprozess aufgeworfenen Punkte die rechtlichen Probleme der

neuen Regelungen im ZustG untersucht werden.

5. PARTEIEN UND IHRE MAILBOXEN

In den Stellungnahmen der Länder im Begutachtungsprozess zum

Verwaltungsreformgesetz 2001 tauchen im Zusammenhang mit Mailboxen39

drei Fragen auf, die jedoch dem selben Problemkreis zuzuordnen sind. Es

handelt sich um folgende Fragen:

                                                
38 zB http://www.help.gv.at; diese Portalseite versteht sich als Bürgerserviceplattform, welche

den Benutzern rasch aktuelle und richtige Informationen über diverse Amtswege in
verständlich aufbereiteter Form bieten will; genauer Dearing, Help.gv als Hebel der
Verwaltungsentwicklung, in: Tagungsband I zur Informatik 2001, Bd 157, 2001, S 265ff.

39 Als Mailbox bezeichnet man den Platz auf einem Speichermedium, auf dem ein- und
ausgehende eMails gespeichert werden. Es handelt sich um eine Art virtuellen Briefkasten.
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- Kann eine Partei durch die neuen Regelungen im ZustG zum

regelmäßigen Abrufen ihrer Mailbox verpflichtet werden?

- Wie ist es rechtlich zu bewerten, wenn mehrere Personen eine

gemeinsame eMail-Adresse besitzen und somit auf die selbe Mailbox

zugreifen?

- Wo kann eine Behörde wirksam zustellen, wenn eine Person mehrere

eMail-Adressen besitzt, und somit möglicherweise auf mehrere

Mailboxen Zugriff hat?

Es ist in der Judikatur zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht ausgesprochen,

jedoch wird in der Bevölkerung und der einschlägigen technischen

Fachliteratur davon ausgegangen, dass eine elektronische Mailbox – nicht nur,

wenn man es wörtlich ins Deutsche übersetzt, sondern auch tatsächlich – vom

Anwendungsbereich her einem herkömmlichen Briefkasten entspricht. Es

scheint somit zielführend zu sein, in Bezug auf rechtliche Betrachtungen im

Zusammenhang mit solchen virtuellen Briefkästen von bereits vorhandenen

Judikaten und Literaturstimmen zu Briefkästen im Sinne des PostG

auszugehen.

5. 1. VERPFLICHTUNG ZUR BENUTZUNG EINES BRIEFKASTENS

Wie der Verwaltungsgerichtshof schon zur Rechtslage vor Inkrafttreten

des ZustG festgestellt hat, handelt es sich bei einem Briefkasten im Sinne des

erwähnten Gesetzes um einen Ausdruck des Willens des Adressaten, auf diese

Weise schriftliche Mitteilungen entgegenzunehmen40. Untermauert wird diese

Rechtsansicht auch durch die Tatsache, dass der Benutzer eines Briefkastens

nach freiem Willen gemäß § 16 Abs 3 ZustG bei der Post schriftlich verlangen

kann, dass bei Zustellung mit Zustellnachweis entweder an bestimmte

                                                
40 VwGH 14. 2. 1973, 1587/72; VwGH 27. 10. 1976, 1242/76.
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Ersatzempfänger nicht oder überhaupt nur an bestimmte Ersatzempfänger

zugestellt werden darf.

In Analogie zu dieser Regelung kann man wohl annehmen, dass der

Benutzer eines Briefkastens auch für die Zustellung ohne Zustellnachweis

willentlich in der Lage sein muss, auf dem Vorgang einer solchen Zustellung in

dem Ausmaß einzuwirken, unerwünschte Empfänger oder Ersatzempfänger

von der Kenntnis des Inhalts behördlicher Schriftstücke auszuschließen; in

diesem Fall geht es ja nicht unmittelbar um die Auslösung der Folgen einer

wirksamen Zustellung, da das zuzustellende Schriftstück bereits mit der

Einlage an den für die Abgabestelle bestimmten Briefkasten als zugestellt gilt

(§ 26 Abs 1 ZustG). Die Beweislast der Tatsache und des Zeitpunkts der

erfolgten Zustellung trifft zwar im Zweifel die Behörde, jedoch stellt § 26 Abs 2

erster Satz ZustG die Vermutung auf, dass ein dem behördlichen Zusteller

übergebenes Schriftstück mit dem dritten Werktag ab dieser Übergabe als

zugestellt gilt.

Aus der Einordnung der Briefkastenbenutzung als willentlichen

Ausdruck, solcherart behördliche Schriftstücke entgegenzunehmen, folgt aber

zwangsläufig die Verpflichtung, diesen Briefkasten auch tatsächlich zu

benutzen. Benutzung bedeutet in diesem Zusammenhang, dass der Adressat

verpflichtet ist, seinen Briefkasten auch regelmäßig zu entleeren, womit

wiederum anzunehmen ist, dass er von den dort eingelegten Schriftstücken

auch Kenntnis erlangt41.

Stellt man mit dem Verwaltungsgerichtshof – dessen Meinung meines

Erachtens zu folgen ist – auf eine konkludente Willensäußerung des Adressaten

ab, mit einer Zustellung unter Zuhilfenahme des Briefkastens, eines

Breifeinwurfs oder eines Hausbrieffaches einverstanden zu sein, so wäre als

nächster Schritt zu untersuchen, inwieweit diese Judikatur auf die neuen

Vorschriften über die elektronische Zustellung umzulegen ist.

                                                
41 VwGH 9. 9. 1981, 81/03/0144.
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5. 2. MAILBOX ALS VIRTUELLER BRIEFKASTEN

Nach dem Wortlaut des § 26a ZustG, der die Zustellung im Wege

automationsunterstützter Datenübertragung (oder anderer technisch möglicher

Weisen) übermittelter Schriftstücke regelt, gilt ein so übermitteltes Schriftstück

dann als zugestellt, wenn es in den elektronischen Verfügungsbereich des

Empfängers gelangt ist. Wenn also die Behörde eine Sendung unter Bedienung

eines eMails tätigt, gilt sie als zugestellt, sobald sich die Daten auf einem wo

auch immer befindlichen Speichermedium befinden, auf das der Empfänger

zuzugreifen vermag und auch die Berechtigung für diesen Zugriff hat. Diese

Daten befinden sich folglich im Zeitpunkt, in dem die Zustellung als bewirkt

anzusehen ist, auf irgendeinem Server, von dem aus sie entweder direkt über

eine Web-Verbindung42 vom Adressaten gelesen werden können, oder von dem

aus sie – gesteuert vom Adressaten – an einen anderen Speicherort bewegt

werden können43, also zumindest der Teilverfügung des Empfängers

unterliegen. In der Regel wird eine via eMail zugestellt Erledigung in dem

Zeitpunkt als bewirkt anzusehen sein, in dem die Nachricht am Server des

Providers44 gespeichert wurde45.

Von diesen Überlegungen ausgehend und unter Bedachtnahme auf die

oben dargestellte gedankliche Konstruktion einer Mailbox auf einem Server

oder auch auf einem lokalen Speicherort als virtuellem Briefkasten, ist ein

Vergleich eines solchen virtuellen Briefkastens mit einem physisch existenten

Briefkasten im Sinne des ZustG meines Erachtens zulässig46. Das Argument,

dass eine analoge Anwendung des PostG nicht geboten sein kann, da in § 2

                                                
42 Das Betrachten von eMails mittels einer Softwareapplikation direkt im www.
43 Beispielsweise das Herunterladen in ein eMail-Programm (Microsoft Outlook).
44 Ein Provider ist ein Anbieter von Internetdiensten bzw –zugängen, der im Regelfall auch die

Server betreibt, auf denen sich die Mailboxen der Kunden des Providers physikalisch
befinden.

45 so auch Wiederin, E-Government und Verwaltungsverfahrensrecht, in: Eilmansberger et al
(Hrsg), Internet und Recht, 2002, S 64.

46 im Ergebnis gleich: Thiele, Das Internet in der anwaltlichen Berufspraxis, AnwBl 1998, S 671.
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PostG definiert wird, dass eine Briefsendung eine Mitteilung in Schriftform

a u f  e i n e m  p h y s i s c h e n  T r ä g e r m e d i u m ist47, geht allein schon

deswegen ins Leere, da zu dem Zeitpunkt, als das PostG in Kraft getreten ist,

noch nicht auf eine derartige Verbreitung und Akzeptanz des Mediums

Internet innerhalb der Bevölkerung geschlossen werden konnte, wie es sich

heute als Grundlage für die zahlreichen Reformbestrebungen in Hinblick auf

eine durch den Einsatz dieses Mediums zeit- und kosteneffizienter arbeitende

öffentliche Verwaltung darstellt.

Somit kann davon ausgegangen werden, dass für eine Mailbox auch die

selben Kriterien, betreffend der aus den oben genannten Erkenntnissen des

Verwaltungsgerichthofes gefolgerten Verpflichtung, herangezogen werden

müssen.

Dabei spielt es meines Erachtens auch keine Rolle, ob es sich um den

Mailbox-Inhaber oder einen Mailbox-Benutzungsberechtigten handelt, je

nachdem ob der Adressat als sein eigener Provider fungiert oder vertraglich

dazu berechtigt ist, die Mailbox eines Providers zu benutzen. Widerspricht also

in einem konkreten Verfahren eine Partei nicht ausdrücklich einer Zustellung

auf elektronischem Wege, gibt sie gleichzeitig auch eine konkludente

Willenserklärung ab, auf diese Weise schriftliche Mitteilungen

entgegenzunehmen und verpflichtet sich dadurch auch, regelmäßig die

Mailbox abzurufen. Darin ist meiner Meinung nach kein Problem zu erkennen,

da es wie eben demonstriert, auch schon bisher, also in einem mit physischen

Schriftstücken geführten Verfahren, eben diese Verpflichtung zur tatsächlichen

Benutzung gab.

                                                
47 Sykora, e-mail – Ein neues Medium im rechtsgeschäftlichen Verkehr, AnwBl 1999, S 541.
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5. 3. MEHRERE MAILBOXEN UND MEHRERE ZUGRIFFSBERECHTIGTE

In diesem Zusammenhang ist auch kurz die Problematik zu beleuchten,

dass mehrere Personen eine gemeinsame eMail-Adresse und somit eine

gemeinsame Mailbox benutzen, beziehungsweise dass eine Person mehrere

eMail-Adressen und somit mehrere Mailboxen verwendet. Dabei ist zu

bedenken, dass nicht notwendiger Weise mehrere Mailboxen verwendet

werden müssen, um unter mehreren eMail-Adressen erreichbar zu sein, denkt

man beispielsweise an die Möglichkeit von Alias-Adressen48 oder des so

genannten Auto-Forwards49 von Nachrichten.

Im ersten der angesprochenen Fälle liegt wiederum der Vergleich des

virtuellen Briefkastens mit dem physisch existenten auf der Hand. Es sei hier an

das Beispiel gedacht, wenn mehrere Personen in einem gemeinsamen Haushalt,

der üblicherweise nur über einen Briefkasten verfügt, leben. Sämtliche

Adressaten an dieser Abgabestelle geben nach der Judikatur des

Verwaltungsgerichthofes durch die Benutzung ein und des selben Briefkastens

konkludent bekannt, durch Einlegen von Sendungen in diesen Briefkasten

behördliche Schriftstücke entgegennehmen zu wollen. Wenn nun entweder

dem einen oder anderen Adressaten ein behördliches Schriftstück zugestellt

wird, kommt eine wirksame Zustellung durch Einwerfen der unterschiedlichen

Schriftstücke in den selben Postkasten zustande. Umgelegt auf den

elektronischen Verkehr bedeutet das, dass die Behörde an alle Personen

wirksam elektronische Zustellungen vornehmen kann, die zu erkennen geben,

dass sie an einer – und sei es bei mehreren Personen jeweils die selbe – eMail-

Adresse behördliche Sendungen entgegen nehmen wollen, dieser

                                                
48 Eine Alias-Adresse hat zwar eine eigenständige Bezeichnung und sieht aus wie eine eMail-

Adresse, benutzt allerdings keine eigene Mailbox, sondern die an diese Alias-Adresse
geschickten Daten werden in der Mailbox der dazugehörigen eMail-Adresse – in der Regel
vom selben Provider – gespeichert; eine Alias-Adresse kann ohne dazugehörige eMail-
Adresse nicht existieren.

49 Ein Auto-Forward ist die automatische Weiterleitung von Daten an die Mailbox einer
anderen Adresse. So kann beispielsweise jemand, der beruflich unter einer anderen Adresse
als Privat zu erreichen ist, die Nachrichten beider Adressen in einer Mailbox verwalten.
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Übermittlungsart nicht ausdrücklich widersprochen haben und in derselben

Art, Anbringen an die Behörde gestellt haben. Die Bedingung, dass das

Anbringen in derselben Art gestellt worden sein muss, schließt es auch nicht

aus, dass es von einer Mailbox übermittelt wurde, zu der es mehrere

Zugriffsberechtigte gibt.

Auch die Überlegung, dass bei der Benützung einer eMail-Adresse durch

mehrere Personen nicht klar ersichtlich ist, für welche Person eine Mitteilung

bestimmt ist, kann rechtlich nicht als Problem angesehen werden, ist es doch

ständige Rechtssprechung, dass der Empfänger alleine durch den in der

Zustellverfügung zum Ausdruck gebrachten – oder auch durch bloßes

Anführen als Adressaten – geäußerten Willen der Behörde bestimmt wird50. Es

handelt sich somit um einen rein formellen Empfängerbegriff51.

Zu bedenken ist auch der Fall, dass auf eine der Behörde gegenüber

benutzte eMail-Adresse auch Personen, die nicht Partei eines Verfahrens sind,

Zugriff haben und somit beispielsweise durch Löschen einer Nachricht, bevor

der Adressat diese lesen konnte, die Kenntnis des Inhalts der behördlichen

Sendung durch den Empfänger vereiteln könnten. In dieser Konstellation

drängt sich der Vergleich mit dem Postkastenschlüssel, der im Bedarfsfall an

vom Adressaten unterschiedliche Personen weitergegeben werden kann,

förmlich auf. Jedoch kommt auch in diesem Fall eine Zustellung wirksam

zustande, da im Bereich der Zustellung ohne Zustellnachweis das ZustG nach

§ 26 nur den Vorgang des Einlegens des Schriftstückes in den Briefkasten als

Voraussetzung für eine wirksame Zustellung vorsieht und nicht die Kenntnis

des Inhalts. Im Falle einer Hinterlegungsbenachrichtigung ist hier allerdings

Vorsicht geboten, wenn der über die Mailbox Verfügungsberechtigte

offensichtlich unverantwortungsbewussten Personen einen Zugriff auf seine

Mailbox einräumt, trifft ihn doch ein Überwachungsrecht; wobei es

                                                
50 VwGH 28. 2. 1989, 88/04/0077.
51 Walter/Mayer, Das österreichische Zustellrecht, Wien 1983, S 77.



35

offensichtlich ausreichen dürfte, gelegentliche Kontrollen durchzuführen52.

Unterlässt der Empfänger solche Kontrollen, so kann nicht mehr von einem für

eine eventuelle Wiedereinsetzung nach § 71 AVG tolerierbaren minderen Grad

des Versehens gesprochen werden.

Auch die geäußerten Bedenken im Zusammenhang mit der Benutzung

mehrerer eMail-Adressen (Jemand ist zum Beispiel im Rahmen seiner

Berufstätigkeit unter einer anderen eMail-Adresse zu erreichen als privat, hat

aber der Behörde gegenüber nicht ausdrücklich der Zustellung an eine dieser

beiden Adressen widersprochen.) können mit einem Verweis auf die freie Wahl

der Abgabestelle durch die Behörde (Wohnung oder Arbeitsplatz) und die dazu

existierende Judikatur und Literatur53 zwar als rechtspolitisch bedeutsam, aber

keinesfalls rechtlich relevant angesehen werden.

5. 4. RECHTSPOLITISCHE ARGUMENTE

Zusammenfassend kann meines Erachtens somit festgehalten werden,

dass sich die oben angeführten Bedenken schon mit einer analogen

Anwendung der ständigen Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofs

sowie unter Zuziehung der herrschenden Lehre in Hinblick auf die neuen

Anforderungen im Zuge der automationsunterstützten Datenübermittlung

entkräften lassen können, zumindest, was ihre rechtliche Seite betrifft. Dass sie

sich als politische Argumente wohl gut verwerten lassen und gerade in der

parteipolitisch nicht unumstrittenen Zeit ihres Entstehens medienwirksam

waren, steht außer Zweifel, ist jedoch nicht Gegenstand dieser Arbeit.

                                                
52 UVS Wien 3. 2.1993, UVS-03/14/2393/92.
53 zB VwGH 9. 11. 1989, 87/06/0075; Walter/Mayer, Das österreichische Zustellrecht, Wien 1983,

S 32.
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6. DAS „HALBE INTERNET“

Ein anderes Problem, das in den Stellungnahmen der Länder im

Begutachtungsprozess zum Verwaltungsreformgesetz 2001 aufgeworfen

wurde, betraf die Frage, ob es Bürger gibt, die zwar eMails versenden und

empfangen können, nicht aber auf einen möglichen Bereithaltungsserver nach §

17a ZustG zugreifen können, beziehungsweise wenn es solche Bürger gibt, ob

man diese Ungleichbehandlung in Kauf nehmen möchte oder kann.

Vorweg ist zu bemerken, dass das www quasi als Transportmedium für

eMails fungiert und dass es für den Transport somit unabdingbare technische

Voraussetzung ist, dass ein Datenendgerät mit der Behörde über das Internet

zumindest potentiell vernetzt ist, damit von diesem Gerät aus ein eMail an die

Behörde geschickt werden kann. Was dem gegenüber denkbar ist, ist einerseits,

dass dem konkreten einzelnen Benutzer zwar die lokale Berechtigung

eingeräumt wird, über eMail-Software54 elektronischen Briefkontakt über das

www zu führen, nicht aber die Berechtigung, sich über einen Browser55 im

www an sich zu bewegen. Andererseits wäre es auch im Bereich des

Möglichen, dass jemand zwar w e i ß, wie man ein eMail versendet oder

empfängt, nicht aber wie man im Internet surft oder auf eine auf irgendeinem

Server befindliche Homepage zugreift.

Beide der eben angesprochenen Varianten liegen aber im Bereich des

Bürgers, und es kann meines Erachtens auch im Sinne eines mündigen Bürgers

davon ausgegangen werden, dass er über seinen Wissenstand oder seine

Berechtigung Bescheid weiß und die Art und Weise seines Verkehrs mit der

Behörde dementsprechend wählt.

                                                
54 zB Microsoft Outlook.
55 zB Microsoft Internet Explorer.
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6. 1. eZUSTELLUNG UND GLEICHHEITSGRUNDSATZ

Nach dem in § 17a ZustG sinngemäß wiederholten Wortlaut des

§ 18 Abs 3 AVG k ö n n e n schriftliche Erledigungen dann elektronisch

übermittelt werden, w e n n die Partei Anbringen in derselben Weise

eingebracht u n d dieser Übermittlungsart gegenüber der Behörde nicht

ausdrücklich widersprochen hat. Damit bewirkte diese Bestimmung in Hinblick

auf die technische Entwicklung und unter Berücksichtigung

verfahrensökonomischer Gesichtspunkte eine deutliche Erleichterung für die

Behörde, bedenkt man, dass nach § 18 Abs 3 letzter Satz AVG in der Fassung

vor 199856 eine Zustellung mittels Telefax nur nach a u s d r ü c k l i c h e r und

sc h r i f t l i c h e r  Z u s t i m m u n g des Empfängers zulässig war57. Es folgt

daraus eine Art doppelte Bedingung, wobei bei Vorliegen der Voraussetzungen

die Behörde immer noch entscheiden kann, ob sie tatsächlich eine Erledigung

mittels automationsunterstützter Datenübertragung übermitteln möchte.

„Elektronischer Parteienverkehr“ ist also in erster Linie davon abhängig,

dass eine Partei zumindest einmal einen Antrag auf elektronischem Wege an

die Behörde übermittelt hat und somit der Behörde überhaupt erst die

Möglichkeit einräumt, eventuell eine Zustellung nach § 26a oder 17a ZustG

vorzunehmen.

Somit hat es der Bürger in der Hand zu entscheiden, ob er ein Verfahren

mit einem physisch existenten Akt und somit auch mit auf physisch existenten

Trägerstoffen ausgewiesenen Erledigungen, wie es bislang auch geführt wurde,

einem elektronischen Verfahren vorziehen möchte oder nicht. Auch diese

Bestimmung ist meines Erachtens schon aufgrund des verfassungsgesetzlichen

Diskriminierungsverbot in Art 7 B-VG geboten.

                                                
56 BGBl 1991/51.
57 zB VwGH 5. 4. 1995, 92/18/0469.
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Das bedeutet zwar nicht, dass man auch Brieftauben oder Rauchzeichen

aus Gleichheitsgründen in das Zustellrecht aufnehmen muss, jedoch ist es

geboten, wenn man eine dem Stand der Technik entsprechende

verfahrenstechnische Neuerung einführen möchte, das Sachlichkeitsgebot zu

beachten58. Es sind Aspekte der Verwaltungsökonomie zwar Gesichtspunkte,

die eine sachliche Rechtfertigung bestimmter Regelungen begründen können59,

doch würde eine Verpflichtung, mit der Behörde ausschließlich auf

elektronischem Wege zu verkehren, keinesfalls mehr als atypischer und nur

ausnahmsweise auftretender Härtefall60 angesehen werden können. Ein, diesem

Szenario im Ergebnis wohl gleichkommendes, Wahlrecht der Behörde, auf

elektronische Wege mit der Partei in Kontakt zu treten, ohne dass die Partei

darauf Einfluss nehmen kann, wäre wohl ebenso zu beurteilen.

6. 2. ANTRAGSTELLER SIND MÜNDIGE BÜRGER

Das Internet hat heutzutage einen Grad der Durchdringung in der

Bevölkerung erreicht61, dass man einen Zugang zu ebendiesem bei einem über

der Hälfte liegenden Prozentsatz der mit Verwaltungsbehörden in Kontakt

Kommenden annehmen kann. Auch ist davon auszugehen, dass in Anbetracht

der massiven medialen Diskussion und Information im Zuge der

Verwaltungsreform wohl auch vorausgesetzt werden kann, dass dem

durchschnittlichen Antragsteller bewusst ist, dass ein eventuell elektronisch

geführtes Verfahren wohl schneller zu einer Entscheidung führt als das

bisherige Verwaltungsverfahren (Man denke hier nur an die Beschleunigung

im behördeninternen Aktenlauf.).

                                                
58 Holoubek, Die Sachlichkeitsprüfung des allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes, ÖWZ 1991,

S 72ff.
59 vgl VfSlg 13.229; VfSlg 13.726; VfSlg 13.977.
60 zB VfSlg 11.615; VfSlg 11.665; VwGH 18. 3. 1991, 90/14/0009.
61 Im ersten Quartal 2002 hatten 55 % der über 14jährigen Österreicher einen Internetzugang, 49

% gaben an, das Internet zumindest mehrmals im Monat auch effektiv zu Nutzen; Quelle:
Austrian Internet Monitor, Fessel- GfK/Integral, www.gfk.at.
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Es ist vor diesem Horizont weiters davon auszugehen, dass jemand, der

beispielsweise via eMail mit einer Behörde in Kontakt tritt, auch einen – wie

auch immer technisch und organisatorisch ausgestalteten – Zugang zu einem

von der Behörde betriebenen Server besitzt, um sich, nachdem er nach

§ 17a ZustG eine Verständigung erhalten hat, von einem solchen Server ein

behördliches Schriftstück zu beheben. Besitzt die Partei zwar einen solchen

Zugang, wird er aber von ihr mangels Berechtigung oder Wissen, wie oben

schon dargestellt, nicht benutzt, so ist die damit verbundene „Selbstbindung“ -

ausgehend von einer Durchschnittsbetrachtung, die auf den Regelfall abstellt62 -

nicht als unsachlich und damit nicht als verfassungswidrig zu beurteilen.

Darüber hinaus kann zumindest das Bewusstsein einer Partei um einen

solchen Umstand über die – wie oben schon erwähnt, zwingend vorgesehene –

Belehrungspflicht der Behörde gemäß § 13a AVG – die ja gerade im Bereich des

elektronischen Verwaltungsverfahrens nichts anderes als eine Verpflichtung

der Behörde, über die spezifischen Eigenarten eines solchen Verfahrens zu

informieren, darstellt - letztlich sichergestellt werden. In eine ähnliche Richtung

scheint auch die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes abzuzielen, da in

einem Erkenntnis zu einem mittels Telefax eingebrachten Schriftstück, zwar nur

in Hinblick auf die Einbringung während der Amtsstunden, aber dafür umso

deutlicher, festgestellt wurde, dass sich eine Partei, wenn sie sich einer

bestimmten Art der Übermittlung eines Anbringens bedienen will, mit den

dafür nach dem Gesetz konkret zu beachtenden Umständen vertraut zu

machen hat63.

Somit kann auch der Kritik, dass einer Partei nur „halb soviel Internet

wie notwendig“ zur Verfügung stehen könnte, der rechtliche Boden entzogen

werden, da in Hinblick auf die vom Verfassungsgerichtshof geforderte

Durchschnittsbetrachtung und das Abstellen des Verwaltungsgerichtshofes auf

einen mündigen und durch die Behörde zu informierenden Bürger wohl keine

                                                
62 vgl VwGH 24. 1. 1996, 95/12/0360.
63 VwGH 5. 7. 2000, 2000/03/0152.
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Partei zu einem elektronischen Verkehr mit der Behörde gesetzlich verpflichtet

wird.

6. 3. EXKURS: BEHÖRDENKONTAKT VOM ARBEITSPLATZ AUS

Der Fragenkreis privater eMail-Nutzung am Arbeitsplatz im

Zusammenhang mit dem Behördenkontakt einer Person von einem Computer

am Arbeitsplatz ist Gegenstand arbeitsrechtlicher Studien und

Untersuchungen. Im vorliegenden Kontext soll es genügen, auf die

Betrachtungen über die Abgabestelle im Zusammenhang mit der

elektronischen Zustellung zu verweisen. Zu bedenken ist, dass im Bereich der

privaten Nutzung des eMail vom Arbeitsplatz aus in weit höherem Maß darauf

Bedacht zu nehmen ist, dass der Betreffende eben vom Arbeitsplatz aus zwar

elektronische Post versenden kann, möglicherweise aber – da beispielsweise der

Dienstgeber dem Internetsurfen während der Arbeitszeit vorbeugen möchte –

über keine Berechtigung verfügt, auf das www und somit auf einen von der

Behörde betriebenen Server zuzugreifen.

In einer solchen Konstellation hätte die betroffene Partei allerdings noch

immer die Möglichkeit der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach

§ 71 AVG, sollte sie glaubhaft machen können, von dieser technischen

Einschränkung nichts gewusst zu haben. Weiß sie hingegen von der

Unmöglichkeit, auf den Server zuzugreifen, so hat sie, wie oben dargestellt, das

Recht, durch die Behörde darüber informiert zu werden, wie sie sich in so

einem Fall zu verhalten hat. Denkbar wäre zum Beispiel, dass die Partei zwar

mit der Behörde via eMail verkehrt, um sich den Gang zu ebendieser zu

ersparen, dass sie jedoch auch erklärt, eine allfällige Erledigung auf dem

Postweg zugestellt bekommen zu wollen.
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7. ABGABESTELLE COMPUTER

7. 1. DAS ERFORDERNIS EINER ABGABESTELLE NACH § 4 ZUSTG

Ein anderes bislang noch nicht zielführend diskutiertes Problem stellt

sich im Zusammenhang mit dem Erfordernis einer Abgabestelle nach

§ 4 ZustG. Nach dieser Bestimmung darf nur a n einer Abgabestelle zugestellt

werden. Abgabestellen in diesem Sinne sind die Wohnung, eine sonstige

Unterkunft, die Betriebsstätte, der Geschäftssitz einer juristischen Person, der

Geschäftsraum, die Kanzlei eines berufsmäßigen Parteienvertreters, der

Arbeitsplatz des Empfängers oder aber ein anderer Ort, sofern die Zustellung

anlässlich einer Amtshandlung erfolgt. In allen diesen Fällen geht der

Gesetzgeber offensichtlich von einer Raumeinheit aus64, also von einer physisch

existenten, abgrenzbaren Einheit. Festzuhalten ist auch, dass die in § 4 ZustG

aufgezählten Abgabestellen im allgemeinen in keiner Rangordnung zueinander

stehen65 und wohl auch keine abschließende Auflistung darstellen.

Bislang gab es zu diesem Thema nur einen einzigen publizierten

Denkansatz, nämlich dass eine Abgabestelle ein Ort ist, an dem sich der

Empfänger regelmäßig aufhält, und somit auch eine Mailbox als ein physisch

existenter, kleiner Teil eines Speichermediums, durch den mehr oder weniger

regelmäßigen Zugriff – und auch zeitlich messbaren „virtuellen Aufenthalt“ –

des Empfängers als Abgabestelle im Sinn des ZustG anzusehen ist66. Diese

Überlegung mag vor Inkrafttreten des § 26a ZustG wohl ihre Berechtigung

gehabt haben, jedoch ist, wie im Folgenden zu zeigen sein wird, davon

auszugehen, dass § 4 ZustG und somit der ganze Problemkreis der

                                                
64 zB VwGH 28. 6. 1995, 95/21/0109; VwGH 15. 9. 1997, 97/10/0071; VwGH 31. 3. 1998,

88/08/0190.
65 ZUV 1998 H 3, 26.
66 Sykora, e-mail – Ein neues Medium im rechtsgeschäftlichen Verkehr, AnwBl 1999, 540f (der

Autor verwirft aber diesen Ansatz unter Hinweis auf den Gesetzeswortlaut).
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Abgabestelle auf eine elektronische Zustellung nicht, beziehungsweise nicht

ohne sich einer sehr großzügigen Auslegung zu bedienen, anwendbar sein

kann.

Wie ist nun aber mit dem Erfordernis einer Abgabestelle im

Zusammenhang mit der elektronischen Datenübermittlung umzugehen?

7. 2. SINNGEMÄSSE ANWENDUNG ALS LÖSUNG?

§ 1 Abs 2 ZustG bestimmt, dass für im Wege automationsunterstützter

Datenübertragung zugestellte Schriftstücke unter anderem § 4 ZustG

sinngemäß gilt. Daraus ergibt sich aber, daß eine elektronische Zustellung nur

an einer Abgabestelle möglich ist67. Argumentiert man nun mit Walter/Thienel,

dass die Übermittlung mittels eMail nur an ein Empfangsgerät a n einer

Abgabestelle zulässig ist68, so bedenkt man dabei nicht, dass die Zustellung via

eMail nicht ortsgebunden vor sich geht, sondern dass, wie oben schon erläutert,

die elektronische Nachricht in einer Mailbox gespeichert wird, die sich an

einem ganz anderen Ort befinden kann als das physisch existente

Empfangsgerät des Empfängers (Computer). Man begibt sich so zwangsläufig

in einen Widerspruch zu § 26a ZustG, der eine Zustellung mittels

automationsunterstützter Datenübertragung dann als bewirkt ansieht, wenn

die Daten i n  d e n  V e r f ü g u n g s b e r e i c h des Adressaten g e l a n g t

sind.

Nach diesem Denkmuster würde ein eMail der Behörde nach

§ 26a ZustG bereits mit dem Zeitpunkt der Speicherung auf der Mailbox des

Empfängers (das kann auch ein Server eines ausländischen Providers sein, der

sich örtlich beispielsweise auf den Bahamas befindet) oder aber erst mit dem

                                                
67 Eberhard, e-Verfahrensrecht, JRP 2002, S 122.
68 Walter/Thienel, Die Verwaltungsverfahrensnovellen 1998, Wien 1999, S 207; so auch Menzel,

Rechtsrahmen des E-Government, JAP 2001/2002, S 253.
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Abrufen des Empfängers und des daraufhin folgenden Speicherns auf einem

lokalen Computer beispielsweise zu Hause oder am Arbeitsplatz (§ 1 Abs 2 iVm

§ 4 ZustG) zugestellt sein. Folgt man der letzteren Ansicht, könnte es aber zu

der skurrilen Situation kommen, dass es eine Partei in der Hand hat, jegliche

Form der automationsunterstützten Datenübermittlung zu vereiteln, indem sie

die auf der Mailbox gespeicherte Sendung, die zu diesem Zeitpunkt noch nicht

wirksam zugestellt ist, auf ein Datenendgerät lädt, das nicht einmal mit einer

weiten Auslegung des Abgabestellenbegriffs als eine solche zu bezeichnen wäre

(denkbar wäre ein Mobiltelephon, dessen Software das Abrufen und Betrachten

von eMails ermöglicht).

Zu hinterfragen ist somit, ob der Zustellvorgang an sich unwirksam ist,

wenn die Nachricht zum Zeitpunkt des Eintritts in den Verfügungsbereich an

einem anderen Ort gespeichert wird als in einem Empfangsgerät an einer

Abgabestelle?

7. 3. LÖSUNG DURCH HEILUNG

Um einen Ausweg aus dieser gedanklichen Unmöglichkeit zu finden,

bieten sich zwei Möglichkeiten an:

a. Neufassung des § 1 Abs 2 ZustG

Dem Gesetzgeber ist – betrachtet man die eben angestellten

Überlegungen – wohl unzweifelhaft ein legistisches Missgeschick unterlaufen,

indem er die sinngemäße Anwendung der Regelungen über die Abgabestelle

auf die automationsunterstützte Datenübermittlung anordnete. Als eine Lösung

würde sich eine Neufassung des § 1 Abs 2 ZustG anbieten, in dem zumindest

die Ziffer „4“ nicht mehr enthalten ist, sodass im gesamten Bereich der „neuen

Zustellarten“ der Zeitpunkt des Einlangens einer Sendung in den
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elektronischen Verfügungsbereich des Empfängers für die Wirksamkeit der

Zustellung maßgeblich ist. Dies scheint unter Berücksichtigung der im

Folgenden erörterten Alternative auch die bessere Lösung zu sein.

b. Heilung nach § 7 ZustG

Es wäre auch zu überlegen, von einem Zustellmangel auszugehen, der

durch die Zustellung eines Schriftstückes beispielsweise via eMail an den

Empfänger, genauer gesagt an seine Mailbox, die allerdings nach dem Wortlaut

des § 1 Abs 2 ZustG und unter Berücksichtigung der Judikatur zur Abgabestelle

nicht Abgabestelle sein kann, entsteht. Dieser Zustellmangel würde in

konsequenter Fortführung dieses Gedankens gemäß des ebenfalls sinngemäß

anzuwendenden § 7 ZustG durch das Abrufen der Mailbox durch den

verfügungsberechtigten Empfänger und des dadurch bewirkten Einlangens des

Sendung an einer Abgabestelle gemäß § 4 ZustG geheilt werden.

So würde zwar im Ergebnis auch der Zustand hergestellt, der nach

§ 26a ZustG dafür ausschlaggebend ist, dass die Zustellung rechtlich bewirkt

ist, jedoch zu einem späteren Zeitpunkt. Außerdem käme eine Zustellung nur

dann wirksam zustande, wenn der Empfänger die Sendung auch von einem

Datenendgerät abruft, welches sich an einer Abgabestelle befindet, was in

Hinblick auf die technische Entwicklung von immer kleineren und somit

mobileren (ortsungebundenen) Empfanggeräten eine wohl kurzsichtige Lösung

sein dürfte.

Auch läge im Zuge einer solchen Auslegung sogar die Argumentation

nahe, dass es § 26a ZustG nicht gebraucht hätte, um eine wirksame Zustellung

auf elektronischem Weg zu erwirken, sofern man nicht von einer Zustellung

mit Zustellnachweis spricht.

Sieht man nun aber § 26a ZustG, was den Bereich der Bewirkung der

Zustellung betrifft, als lex specialis zu der allgemeineren Regel in § 4 ZustG an,
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nach der eine Abgabenstelle erforderlich ist, so muss man zu dem Schluss

kommen, dass § 4 ZustG auf die automationsunterstützte Datenübermittlung

nicht anwendbar sein kann, was aber in § 1 Abs 2 ZustG ausdrücklich

vorgeschrieben wird. Da sich hier zwei Regelungen innerhalb eines Gesetzes

widersprechen, und sich dieser Regelungskonflikt, wie eben gezeigt, auch

mittels Interpretation nicht zielführend lösen lässt, muss wohl davon

ausgegangen werden, dass es sich hierbei um verfassungswidrige

Bestimmungen handelt, folgt doch aus Art 18 B-VG die Verpflichtung des

Gesetzgebers, inhaltlich ausreichend bestimmte Regelungen zu schaffen, sodass

jeder Vollzugsakt anhand des Gesetzes auf seine Rechtmäßigkeit hin gemessen

werden kann69, was bei einem solchen Widerspruch auf keinen Fall mehr

angenommen werden kann.

Um einerseits dem verfassungsgesetzlichen Legalitätsprinzip zu

entsprechen und andererseits die – gerade in einem so heiklen Bereich des

Verfahrensrechts bedeutsame – Rechtssicherheit in ausreichendem Maße zu

gewährleisten, wird somit meines Erachtens zumindest das Zeichen „4“ im

Wege einer Novelle aus dem letzten Satz des § 1 Abs 2 ZustG zu entfernen sein.

7. 4. WELTWEITE ZUSTELLUNG

Wenn man, wie eben dargestellt, davon ausgeht, dass es im Bereich der

elektronischen Zustellung keiner Abgabestelle im Sinn des § 4 ZustG bedarf, so

wird man auch die Vorschriften über die Änderung der Abgabestelle und über

die Abwesenheit von der Abgabestelle, die ja nach § 1 Abs 2 ZustG ebenfalls

sinngemäß auf automationsunterstützte Datenübertragung anzuwenden sind,

auf ihre Kompatibilität überprüfen müssen.

                                                
69 zB VfSlg 11.937; VfSlg 12.133.
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a. Änderung der Abgabestelle

Wendet man nun § 8 ZustG sinngemäß an, so kann der Gesetzgeber nur

an eine Bekanntgabe einer eventuellen Änderung, beispielsweise der eMail-

Adresse einer Partei während eines laufenden Verfahrens70, gedacht haben,

jedwede alternative Interpretation würde nämlich schon am Sinngehalt der

Bestimmung scheitern. Damit dürfte wohl hier das Wort „Abgabestelle“ im

Sinne einer weiten Auslegung auch für eine Mailbox verstanden werden, was

wiederum darauf zurück zu führen ist, dass § 1 Abs 2 ZustG zu einem früheren

Zeitpunkt eingefügt worden ist, als § 26a ZustG, der die Notwendigkeit einer

Abgabestelle im Bereich der automationsunterstützten Datenübertragung

verneint.

Diese Ansicht ist allerdings keinesfalls mit der ständigen

Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes in Einklang zu bringen, der bei

der Auslegung des § 4 ZustG zwar einen weiten Spielraum offen lässt, auf das

Element der physisch existenten, abgrenzbaren Raumeinheit nicht verzichten

will71, sodass die Frage offen bleibt, ob eine Mailbox eine Abgabestelle

zumindest im Sinne des § 8 ZustG sein kann.

b. Abwesenheit von der Abgabestelle

Unter sinngemäßer Anwendung des § 13 Abs 1 ZustG kann ebenfalls nur

eine Umdeutung des Wortes „Abgabestelle“ verstanden werden, jedoch müsste

man in konsequenter Weiterführung des Gedankens des oben dargestellten lex-

specialis-Status der §§ 17a und 26a ZustG wohl annehmen, dass die

widersprüchlichen Regelungen in § 13 ZustG auf die elektronische Zustellung

nicht anzuwenden sein können. Ebenso verhält es sich mit Abs 6 der

                                                
70 OGH 28. 3. 2001, 9 Ob 296/00 w.
71 zB VwGH 28. 6. 1995, 95/21/0109; VwGH 15. 9. 1997, 97/10/0071; VwGH 31. 3. 1998,

88/08/0190.
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betreffenden Regelung, da, wie schon dargestellt, eine Zustellung via eMail

nicht ortsgebunden vor sich geht.

Es ist somit auch denkbar, dass, sobald man sich von der Vorstellung

einer notwendiger Weise mit einer Raumeinheit umschriebenen Abgabenstelle

löst und von einer wirksamen Zustellung von automationsunterstützt

übermittelten Daten im Zeitpunkt bloßen Eintritts in den Verfügungsbereich

des Empfängers ausgeht, eine elektronische Zustellung überall auf der Welt

möglich ist, sofern der Empfänger die Möglichkeit hat, an seinem

Aufenthaltsort eine Verbindung zu seiner Mailbox herzustellen. Man kann

diesbezüglich mit Brenn davon ausgehen, dass die ständige Verfügbarkeit der

elektronischen Post typisch und allgemein bekannt ist72. Damit liegt es unter

gesamtheitlicher Betrachtung der Zielvorstellungen73 des ZustG auch nahe

anzunehmen, dass sich der Gesetzgeber der Ortsungebundenheit einer

„Abgabenstelle“ in einem solchen elektronischen Zustellverfahren durchaus

bewusst war74.

c. Probleme bei der Wiedereinsetzung

Dass dies zu Problemen im Bereich der Wiedereinsetzung in den vorigen

Stand führen kann, ist offensichtlich. Im Zeitalter des mobilen Büros ist die

Glaubhaftmachung, von einer Zustellung unverschuldet nicht rechtzeitig

Kenntnis erlangt und dadurch eine Frist versäumt zu haben, vermutlich nicht

so leicht zu erbringen, wie bei einer Zustellung einer behördlichen Erledigung

an eine Abgabenstelle im Sinne des § 4 ZustG, von der man abwesend war. Als

Beispiel könnte man hierbei an die Möglichkeiten denken, mittels Laptop und

                                                
72 Brenn, Zivilrechtliche Rahmenbedingungen für den rechtsgeschäftlichen Verkehr im Internet,

ÖJZ 1997, S 652; zustimmend: Schauer, e-commerce in der Europäischen Union, 2000, S 93.
73 VwGH 17. 12. 1992, 92/09/0103.
74 so auch Wessely, Die Tücken der Technik – Zum „maschinellen“ Verkehr zwischen Bürger

und Behörde, ÖJZ 2000, S 701ff.
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Mobiltelephon/Cardphone75, eines PDA76 und eines Mobiltelephons oder

anderer funktionsgleicher Kombinationen vom Strand des Urlaubsortes aus ins

www einzusteigen. Für eine Zustellung nach § 17a ZustG normiert aber Abs 2

der betreffenden Regelung, dass die Behörde nicht im Wege

automationsunterstützter Datenübermittlung zustellen darf, wenn ihr eine

Mitteilung zugegangen ist, dass der Empfänger unter seiner elektronischen

Adresse nicht erreichbar ist. Praktisch bedeutet das, dass sich der Adressat

durch die Mitteilung der (vorübergehenden) Unerreichbarkeit von den

Zustellwirkungen befreien kann. Nach dem Wortlaut der Bestimmung muss

diese Mitteilung allerdings vor dem Zeitpunkt des Eintretens der

Abholaufforderung in den elektronischen Verfügungsbereich erfolgen. Wie

Wiederin richtig feststellt, ist also ein auto reply, eine durch das eMail-Programm

automatisch erzeugte Beantwortung der eingegangenen eMails mit einem

vorformulierten Text, keine Mitteilung im Sinne des § 17a Abs 2 ZustG77.

Auch die praktisch relevante Frage, ob ein technischer Defekt oder eine

Fehlfunktion in der Software, die möglicherweise durch eine – auf teilweiser

Unkenntnis der Funktionen einer Software beruhende – Fehlbedienung durch

den Empfänger zustande gekommen ist (Ist das ein minderer Grad des

Versehens oder ist ein Benutzer von elektronischen Medien dazu verhalten, sich

in ausreichendem Maße mit den Funktionen vertraut zu machen?), ein

unabwendbares und unvorhersehbares Ereignis darstellt, ist noch in keinster

Weise von der Judikatur ausreichend beantwortet.

Zusammenfassend kann somit festgehalten werden, dass die gesetzliche

Anordnung einer sinngemäßen Anwendung der Vorschriften über die

Abgabestelle sowie die Änderung der solchen und die Abwesenheit von ihr

zwar das Erkennen des Problems darstellt, jedoch angesichts der

                                                
75 Einschubkarte für die PCMCIA-Schnittstelle eines Laptops, über die mit der entsprechenden

Software in einem Mobilfunknetz telephoniert werden kann.
76 Personal Digital Assistent; kleiner elektronischer Kalender.
77 Wiederin, E-Government und Verwaltungsverfahrensrecht, in: Eilmansberger et al (Hrsg),

Internet und Recht, 2002, S 68.
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Rechtsprechung zu § 4 ZustG zur Zeit keine hinreichend befriedigende Lösung

ist. Hiezu muss aber bemerkt werden, dass es zum jetzigen Zeitpunkt noch

keine gerichtlichen Entscheidungen geben kann, was allerdings auch bedeutet,

dass sich die Gerichte in nächster Zeit wohl mit dieser Problematik

auseinandersetzen müssen. Ein Anhaltspunkt kann aber in jedem Fall darin

bestehen, dass es nach § 71 AVG ausreicht, g l a u b h a f t zu machen, durch ein

unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis verhindert gewesen zu sein,

eine Frist einzuhalten oder zu einer Verhandlung zu erscheinen, sofern kein

Verschulden oder nur ein minderer Grad des Versehens vorliegt, und dass

somit nicht die strengen Maßstäbe der §§ 45ff AVG über die Beweiswürdigung

anzuwenden sind.

8. ZUSAMMENFASSUNG

Als Schlussfolgerung kann festgehalten werden, dass die Möglichkeiten

des elektronischen Verkehrs zwischen der Behörde und den Bürgern mit dem

Verwaltungsreformgesetz 2001 auf eine neue Ebene gehoben werden. Zu der

schon bestehenden Möglichkeit einer Zustellung mittels

automationsunterstützter Datenübertragung ohne Zustellnachweis, die auch

schon praktiziert wird, könnte auf Grundlage des neuen § 17a ZustG eine

effiziente elektronische Zustellung auch mit dem Nachweis des Erhaltes

hinzutreten. Dies alles unter der Auflage, dass die Vorgaben des Gesetzes auch

entsprechend umgesetzt werden können.

Rechtlich lassen sich, wie gezeigt, viele Erkenntnisse des Verfassungs-

und des Verwaltungsgerichtshofes, die zur Zustellung mittels Telefax ergangen

sind, wie auch allgemeine Grundsätze und die ständige Rechtsprechung zur

Zustellung auf eine Zustellung mittels automationsunterstützter

Datenübertragung umlegen, sodass es zu keinen allzu gravierenden
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Einschnitten in der Kontinuität der Judikatur wie auch der Praxis kommen

sollte. Trotz alledem scheint es notwendig zu sein, sich von dem Erfordernis

einer räumlich abgegrenzten Abgabestelle zu lösen, da eine solche im Bereich

der elektronischen Datenübermittlung nicht in einer solchen Form existiert.

Vom rechtspolitischen Standpunkt aus betrachtet liegt in der

eZustellung, wie auch ganz allgemein bei allen im Rahmen dieser Arbeit

beleuchteten unter „eGovernment“ subsummierbaren Vorhaben, die große

Chance für die Verwaltungsbehörden, den Kundenservice zu verbessern. Dies

entspricht auch dem betriebswirtschaftlichen Trend innerhalb der

Verwaltungsbehörden, die Bürger als Kunden zu betrachten und ihnen nach

wirtschaftlichen Gesichtspunkten eine gewisse Servicequalität zu bieten.
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III.

ELEKTRONISCHER VERWALTUNGSAKT

ALS VERFAHRENSBESCHLEUNIGUNG

1. BEMÜHUNGEN UM EINEN eVERWALTUNGSAKT

Die im Rahmen der Verwaltungsreform wohl die wesentlichsten

Veränderungen – insbesondere Beschleunigungseffekte – hervorrufende

Einführung eines elektronischen Aktes ist auf der einen Seite das ehrgeizigste,

auf der anderen Seite aber auch das am weitesten gediehene Projekt ELAK,

welches unter die Schlagworte „eGovernment“ und „Verwaltungsreform“

subsummiert werden kann. Obwohl dem elektronischen Verwaltungsakt in der

hier beschriebenen Version erst mit den vorwiegend als verfahrensökonomisch

notwendig bezeichneten Bestrebungen im Vorfeld des Verwaltungs-

reformgesetzes 2001 die Aufmerksamkeit der Lehre und auch in einem bisher

ungeahnten Ausmaß der Medien zuteil wurde, reichen die Bemühungen um

eine papierlose Kanzlei bis in die 80er Jahre des vergangenen Jahrhunderts

zurück78.

Aufbauend auf diesem Ministeratsbeschluss, wurden aufgrund des

Arbeitsübereinkommens der Bundesregierung vom 17. 12. 1990 unter anderem

die Ministerien durch externe Betriebsberatungsunternehmen analysiert und

zusammen mit anderen, vorwiegend die Materiengesetze betreffenden

                                                
78 vlg Ministerratsbeschluß vom 3. 5. 1988, GZ 407.010/2-IV/7/88.
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Projektgruppen, auch die Projektgruppen „Informatikbegleitkonzept“ und

„Kanzleiwesen, technische Kommunikation und Dokumentation“ eingesetzt.

Parallel dazu wurde ein Pilotprojekt „Elektronischer Akt“ im

Bundeskanzleramt durchgeführt79, auf dem alle weiteren Bemühungen

aufgebaut haben. Jedoch schon bevor ein bundesweit einheitlicher

elektronischer Akt, beziehungsweise ein vereinheitlichter elektronischer

Behördenkontakt realisiert wurde, wurde in den Ländern versucht, das

Medium Internet im Rahmen der rechtlichen Bestimmungen und im Sinne

eines zukunftsorientierten Ausbau des Kundenservices zu nutzen80, eine

Strömung die aus rechtspolitischen Motiven sehr zur Beschleunigung der

Einführung des ELAK in der hier darzustellenden Form beigetragen hat.

In spezifisch rechtlicher Hinsicht haben sich durch die Bemühungen um

die elektronische Führung von Verwaltungsakten allerdings einige Probleme

ergeben, die sich, grob gesprochen, in die Ermittlung des zuständigen

Gesetzgebers (Betrifft die Aktenführung den Organisations- oder den

Verfahrensgesetzgeber? Oder vielleicht beide?) und in Rechtsprobleme, die aus

der fehlenden physischen Existenz des Verwaltungsaktes erwachsen, einteilen

lassen. Die zweitgenannte Gruppe, die vor allem von den Neuerungen des

Verwaltungsreformgesetzes 2001 betroffen ist, umfasst vor allem

- die Erfassung elektronisch eingebrachter Anbringen;

- im Rahmen der elektronischen Anbringen den Problemkreis des

Digitalisierens von Urkunden, die im Beweisverfahren einer

Privilegierung nach den §§ 292 bis 294, 296, 310 und 311 ZPO

unterliegen;

- die Form der Ausübung der Parteirechte, im Speziellen die rechtliche

Umsetzung einer Akteneinsicht via Bildschirm.

                                                
79 genauer Weiss, Reform der Staatsaufgaben als Beitrag zur Verwaltungsreform, ZfV 1993,

S 116ff.
80 als ein Beispiel sei hier das Projekt eVienna – elektronische Abwicklung von

Gewerbeangelegenheiten genannt, das sich bereits seit 28. 8. 2001 in Echtbetrieb befindet; s
auch http://www.wien.gv.at.
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Die Übersendung von elektronischen Verwaltungsakten an die

Gerichtshöfe öffentlichen Rechts müsste man nach der oben getroffenen groben

Einteilung zwar auch der Gruppe der aus der Papierlosigkeit des

Verwaltungsverfahrens resultierenden Probleme zuordnen, jedoch erscheint es

zweckmäßig, das Thema elektronischer Akt und Höchstgerichte separat zu

untersuchen.

In der Folge sollen nun die kompetenzrechtliche Seite als Grundlage für

die Novellierungen der Verwaltungsverfahrensgesetze, sowie die eben

angesprochenen rechtlich interessanten Aspekte eines elektronischen Aktes

untersucht werden. Abschließend wird der Fragenkomplex rund um die

Vorlage eines solchen Aktes an die beiden Gerichtshöfe öffentlichen Rechts

beleuchtet.

2. KOMPETENZRECHTLICHE PROBLEME

2. 1. VERFAHRENSRECHT ODER ORGANISATIONSRECHT

Es war seitens der Gesetzgebung zu klären, ob der Bereich der

Rechtsnormen, die den elektronischen Akt betreffen würden, als ein Teilbereich

des „Organisationsrechts“, als ein Teil des „Verfahrensrechts“ oder aber als

beide Teile berührende Materie anzusehen ist.

„Verfahrensrecht“ bezeichnet die Summe der Normen, die die

Vorgehensweise einer Behörde zum Regelungsgegenstand haben. Unter

„Organisationsrecht“ sind jene Regelungen zu verstehen, die festlegen, welches

Vollzugsorgan durch die betreffenden Regelungen ermächtigt wird, in dem

durch das „Verfahrensrecht“ abgesteckten Rahmen tätig zu werden; es wird
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also das Vollzugsorgan bestimmt81. Sollte der betreffende Normenkomplex

auch nur teilweise dem Organisationsrecht zugeordnet werden können, so

wäre in der Folge aber noch zu untersuchen, ob es sich um Maßnahmen äußerer

oder innerer Organisation handelt, da letztere auch durch behördeninterne

Verwaltungsakte, wie zum Beispiel Weisungen, geregelt werden können.

2. 3. VERFAHRENSRECHT ALS BASIS FÜR DEN eAKT

Nach herrschender Meinung82, die sich auch mit der Judikatur in

Einklang bringen lässt83, gehört der Bereich der Aktenführung zum inneren

Organisationsrecht, jedoch nur insoweit, als nicht die Rechtsposition des

Normunterworfenen beeinträchtigt werden kann.

Alle nicht zum inneren Organisationsrecht zählenden Normen weisen

dem gegenüber einen sehr starken verfahrensrechtlichen Bezug auf. Nach dem

Adhäsionsprinzip wäre hierfür nach den Art 10 bis 15 B-VG also grundsätzlich

der Materiengesetzgeber zuständig84, der diese Ermächtigung – wie oben schon

angedeutet – auch genutzt hat, sodass es eine Vielzahl von Insellösungen

betreffend die papierlose Aktenführung gibt.

Der Bundesgesetzgeber kann aber, und da setzen auch die Bemühungen

an, die unter anderem im Verwaltungsreformgesetz 2001 positiviert sind,

aufgrund seiner Bedarfsgesetzgebungskompetenz nach Art 11 Abs 2 B-VG die

Einführung des elektronischen Aktes insoweit regeln, als das einheitliche

verfahrensrechtliche Vorgehen der Behörden bei Verwendung des

elektronischen Aktes festgelegt wird.

                                                
81 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7, 1999, Rz 3.
82 zB Pesendorfer, Der innere Dienstbetrieb im Amt der Landesregierung, 1981, S 64.
83 zB VfSlg 13.016; VfSlg 13.021; VfSlg 13.578; VfSlg 15.025.
84 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7, 1999, Rz 259.
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Die Entscheidung, in welcher konkreten Form ein solcher Akt zu führen

ist, ist aber vom Organisationsgesetzgeber festzulegen, der allerdings durch die

bundesgesetzlichen Verfahrensvorschriften einen verschwindend geringen

Gestaltungsspielraum hat. Wie oben gezeigt, gehört die Aktenführung zum

Bereich des inneren Organisationsrechts, wodurch der

Organisationsgesetzgeber die Möglichkeit hat, einen Großteil durch im

Vergleich zu Gesetzen und Verordnungen flexiblere Weisungen zu regeln; eine

Tatsache, die in einem Rechtsbereich, der die schnelllebige Computer- und IT-

Branche betrifft, nur zu begrüßen ist.

Beachtenswert ist ebenfalls, dass die geplanten Änderungen im AVG die

automationsunterstützte Kommunikation nicht auf einige wenige, zur Zeit

geläufige Formen wie zum Beispiel eMail oder Internet (zB Web-Formulare)

beschränkt, sondern durch die technikneutrale Formulierung auch genügend

Spielraum für andere und modernere Lösungen lässt. Denkbar wäre es

beispielsweise, in Zukunft Anträge über ein Mobiltelephon via WAP85 oder in

jeder anderen Form einzubringen.

3. VORGESEHENE ÄNDERUNGEN IM AVG

In Art I des Verwaltungsreformgesetzes 2001 sind gemeinsam mit vielen

die Verfahrenskonzentration bewirkenden Novellierungen unter anderem

folgende Änderungen der §§ 13, 14 und 17 AVG vorgesehen:

1. Dem § 13 wird folgender Abs 9 angefügt:

Die Behörde kann Anbringen und andere das Verfahren

betreffende Unterlagen mit automationsunterstützter Datenverarbeitung

erfassen. Diese Erfassung beeinträchtigt nicht die Beweiskraft, sofern

                                                
85 WAP steht für Wireless Application Protocol und ist eine Programmiersprache, in der

Internetseiten für die Anzeige auf Handy-Displays umgeschrieben werden.
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sichergestellt ist, dass die so erfassten Unterlagen nachträglich nicht

verändert werden können.

2. Dem § 14 wird folgender Abs 8 angefügt:

Niederschriften, die mittels automationsunterstützter

Datenverarbeitung, insbesondere unter Einsatz von

Textverarbeitungsprogrammen, erstellt worden sind, bedürfen nicht der

Unterschrift des Leiters der Amtshandlung und der beigezogenen

Personen, wenn sichergestellt ist, dass auf andere Weise festgestellt

werden kann, dass der Leiter der Amtshandlung den Inhalt der

Niederschrift bestätigt hat. Es gilt Abs 3 letzter Halbsatz.

3. Dem § 17 Abs 1 wird folgender Satz angefügt:

Nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten kann

Akteneinsicht auch im Wege der automationsunterstützten

Datenverarbeitung gestattet werden.

Außerdem soll dem § 13 folgender Abs 4a angefügt werden:

Zum Zweck der eindeutigen Identifikation von

Verfahrensbeteiligten im elektronischen Verkehr mit der Behörde darf

diese die ZMR-Zahl (§ 16 Abs 4 des Meldegesetzes 1991, BGBl Nr

9/1992) als Ausgangsbasis für eine verwaltungsbereichsspezifisch

unterschiedliche, abgeleitete und verschlüsselte Personenkennzeichnung

verwenden. Die ZMR-Zahl darf auch auf den im elektronischen

Verwaltungssystem für die Sozialversicherung (ELSY, § 31a Abs 1 des

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl Nr 189/1955)

verwendeten Chipkarten als Ausgangszahl für eine eindeutige

Identifikation des Karteninhabers gespeichert werden. Die ZMR-Zahl

darf von der Behörde anlässlich der elektronischen Indentifikation nicht

aufgezeichnet werden.

Mit dieser Novellierung des AVG hat der Gesetzgeber die noch

fehlenden rechtlichen Voraussetzungen für die Einführung des elektronischen
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Aktes in die bestehende Rechtsmaterie aufgenommen, und man kann meines

Erachtens davon ausgehen, dass die rechtlichen Aspekte eines elektronischen

Verwaltungsverfahrens bereits mit dem nunmehrigen Gesetzeswortlaut zur

Genüge abgedeckt sind86 oder aber praktisch von wenig Relevanz sind, sodass

sie als rein akademisch hier nicht zur Diskussion stehen sollen. Einer genaueren

Betrachtung bedarf es einzig der eingangs erwähnten und erst mit dieser

Novelle adaptierten Bestimmungen über Anbringen und elektronische

Akteneinsicht.

4. EXKURS: IDENTIFIKATION VON BETEILIGTEN

Das AVG regelt die Identifikation von Beteiligten nicht ausführlich,

nimmt jedoch in § 13 Abs 4 AVG indirekt darauf Bezug. Durch diese

Bestimmung wird die Behörde ermächtigt, ein Anbringen mit einer

eigenhändigen und urschriftlichen Unterschrift zu verlangen, wenn sie Zweifel

hat, ob ein Anbringen, das keine eigenhändige und urschriftliche Unterschrift

enthält, tatsächlich von der darin genannten Person stammt. Daraus ergibt sich,

dass ein schriftliches Anbringen ohne eigenhändige Unterschrift rechtlich nicht

unwirksam ist. Darüber hinaus lässt sich aus dieser Bestimmung herauslesen,

dass eine eigenhändige Unterschrift nicht zur Identifikation von Antragstellern

dient87. Die eigenhändige Unterschrift auf einem Anbringen dient in erster

Linie der Bekräftigung im Sinne der Zurechenbarkeit der Willenserklärung zum

Antragsteller88.

                                                
86 so auch Steiner, Die elektronische Verfahrensführung nach dem AVG, in: Plöckinger/Duursma/

Helm, Aktuelle Entwicklungen im Internet-Recht, 2002, S 126f.
87 Heuberger/Steiner, E-Government: Die elektronische Verfahrensführung in der öffentlichen

Verwaltung, ZfV 2002, S 6.
88 Hauer/Leukauf, Handbuch des österreichischen Verwaltungsverfahrens5, 1996, Anm 10 zu § 13

AVG.



58

Man muss also zu dem Schluss kommen, dass die eigenhändige

Unterschrift zwar eine Form der Identifikation sein kann, jedoch kein

zwingendes Erfordernis für die Einbringung eines Anbringens darstellt.

Diese Erkenntnisse sind grundsätzlich auch auf ein elektronisches

Verfahren anzuwenden. In allen Fällen wo ein elektronisches Anbringen mit

einer elektronischen Signatur, die nach dem SigG der eigenhändigen

Unterschrift gleichzuhalten ist (§ 4 Abs 1 SigG), kann dies zur Identifikation des

Antragstellers herangezogen werden. In allen anderen Fällen der

elektronischen Antragstellung – beispielsweise mittels eines einfachen, nicht

signierten eMails – obliegt es der Behörde, bei Zweifel eine Identifikation mit

einer eigenhändigen Unterschrift oder einer sicheren Signatur nach dem SigG

einzufordern.

Mit dem Verwaltungsreformgesetz 2001 soll nun der oben angeführte

Abs 4a in § 13 AVG eingefügt werden, der die Behörde ermächtigt,

Verfahrensbeteiligten eine Identifikationsnummer auf Basis der ZMR-Zahl

zuzuordnen. Die Behörden sind nach dem Wortlaut der geplanten Bestimmung

zur Verwendung dieser Identifikationsmöglichkeit jedoch nicht verpflichtet.

Thienel sieht in der Formulierung des ersten Satzes zudem, dass jede einzelne

Behörde für die einzelnen zu vollziehenden Verwaltungsbereiche

unterschiedliche Personenkennzeichnungen auf Basis der ZMR-Zahl zu

entwickeln hat89. Wie Heuberger/Steiner richtig feststellen, bestehen in dem

Bereich, in dem der Bürger direkt mit einem Sachbearbeiter elektronisch

kommuniziert, keinerlei Identifikationsprobleme, jedoch zum Beispiel im

Rahmen der elektronischen Akteneinsicht oder beim Download eigener

Urkunden90. Hierbei kommuniziert der Bürger faktisch mit Datenbeständen der

Behörde. In diesem Bereich wird mit der Identifikation über einen Zahlencode

auf Basis der ZMR-Zahl eine sinnvolle Möglichkeit geschaffen, auch ohne der

                                                
89 Thienel, Die Verwaltungsverfahrensnovellen 2001, S 5.
90 Heuberger/Steiner, E-Government: Die elektronische Verfahrensführung in der öffentlichen

Verwaltung, ZfV 2002, S 8f.
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Bürgerkarte die Identität eines Verfahrensbeteiligten bei seinem virtuellen

Behördenweg sicherzustellen91.

5. URKUNDEN UND ANBRINGEN

5. 1. ALLGEMEINES ZU ANBRINGEN

Anbringen, so wie diese Kommunikationsform in § 13 AVG geregelt ist,

ist der Überbegriff für eine bestimmte Form der Verfahrenshandlungen, mit

denen eine Partei oder ein Beteiligter an eine Verwaltungsbehörde herantritt92.

§ 13 Abs 1 AVG zählt beispielhaft Anträge, Gesuche, Anzeigen, Beschwerden

und sonstige Mitteilungen auf, wobei jedoch nach herrschender Meinung die

unterschiedliche Bezeichnung der Anbringen ohne rechtliche Relevanz ist93.

Auch ist es nicht notwendig, dass ein Anbringen auf die Erlassung eines

Bescheides oder eine andere behördliche Leistung gerichtet ist, eine bloße

Mitteilung eines Sachverhaltes oder eine Bekanntgabe (beispielsweise eines

Wohnungswechsels nach § 8 ZustG) können unter den Begriff des Anbringens

subsummiert werden94, wenngleich nicht notwendiger Weise eine behördliche

Handlung daran geknüpft sein muss.

In Hinblick auf die zu behandelnde Thematik sei auch vorweggeschickt,

dass § 13 Abs 1 AVG immer unter der Vorraussetzung der technischen

Möglichkeit steht, dass sich jedoch aus dieser Formulierung keine

Verpflichtung der Behörde ableiten lässt, alle denkbaren technischen Geräte

                                                
91 genauer ebd, S 8ff.
92 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7, 1999, Rz 150f.
93 Hellbling, Kommentar zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen, Bd I, 1954, S 146.
94 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7, 1999, Rz 150.



60

und Programme zur Verfügung zu stellen95. Das bedeutet aber auch, dass sich

aus dieser Bestimmung kein Recht einer Partei auf die automationsunterstützte

Einbringung eines Anbringens ableiten lässt96.

5. 2. DER INHALT VON ANBRINGEN

Wiederholt hat der Verwaltungsgerichtshof betont, dass der Akt des

Anbringens eine Prozesshandlung darstelle und dass es daher auf die

E r k l ä r u n g des Willens ankommt und nicht auf den wahren Willen97. Damit

können besonders in einem an einen Antrag gebundenen Verfahren insofern

Probleme auftauchen, als durch den Gegenstand des Anbringens der

Prozessgegenstand determiniert wird und davon beispielsweise der

Bescheidinhalt oder die Erfüllung der Entscheidungspflicht abhängig ist98.

Kommt einem Anbringen daher nicht ein ausreichendes Maß an Klarheit zu, so

hat die Behörde von Amts wegen den Gegenstand des Anbringens zu

ermitteln99 und so quasi amtswegig den Verfahrensgegenstand zu

determinieren. Um aber eine unnötige Beschäftigung einer Behörde mit

Anbringen, die auf keine bestimmten Angelegenheiten abzielen, zu verhindern,

sieht § 13 Abs 6 AVG vor, dass die Behörde nicht verpflichtet ist, derartige

Anbringen in Verhandlung zu nehmen. Als Rechtsmittel gegen eine solche

Entscheidung der Behörde steht allerdings nur die Berufung gegen den

Bescheid am Ende des Verfahrens zur Verfügung und selbst die nur, wenn in

dem offensichtlich unbestimmten Anbringen eine bescheidmäßige Erledigung

beantragt war. Das stellt jedoch in meinen Augen keinen ausreichenden Schutz

vor Behördenwillkür dar, da Anbringen – wie oben erwähnt – unter anderem

                                                
95 Heuberger/Steiner, E-Government: Die elektronische Verfahrensführung in der öffentlichen

Verwaltung, ZfV 2002, S 4.
96 Hauer/Leukauf, Handbuch des österreichischen Verwaltungsverfahrens5, 1996, Anm 1a zu § 13

AVG.
97 zB VwGH 30. 9. 1981, 81/03/0188; VwGH 19. 5. 1994, 92/09/0406.
98 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7, 1999, Rz 152.
99 VwGH 3. 4. 1979, 2651/78.
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auch den Verfahrensgegenstand bestimmen können und die Behörde mit einer

auf rein formale Kriterien abstellenden Entscheidung dem Bürger seine

Verfahrensrechte entziehen könnte. Es muss daher von einer restriktiven

Interpretation dieser Bestimmung ausgegangen werden, was in der Lehre nicht

eindeutig festgehalten wird, aber unter Berücksichtigung diverser

Lehrmeinungen wohl angenommen werden kann100.

5. 3. DIE RECHTE ZEIT FÜR ANBRINGEN

Entscheidend für die nachfolgenden Überlegungen in Bezug auf

elektronische Anbringen ist der Zeitpunkt, zu dem Anbringen bei der Behörde

eingebracht werden können. Diesbezüglich sieht § 13 Abs 5 AVG vor, dass die

Behörde nur während der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit – die durch

Anschlag kundgemacht sein muss101 – zur Entgegennahme von mündlichen

oder telephonischen Anbringen verpflichtet ist. Für mit Telefax, im Wege

automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch

möglichen Weise eingebrachte Anbringen, die außerhalb der Amtsstunden bei

der Behörde einlangen, wird festgelegt, dass sie erst mit dem Wiederbeginn der

Amtsstunden als eingelangt gelten (§ 13 Abs 5 letzter Satz AVG).

Im Zusammenhang mit einem innerhalb einer bestimmten Frist

einzubringenden Anbringen, das überdies der Schriftform bedarf (§ 13 Abs 2

AVG), sind die Regelungen des § 13 Abs 5 AVG von besonderer Bedeutung. Es

ist jedoch auch festzuhalten, dass der Verwaltungsgerichtshof bislang zwischen

dem Einbringen und dem Einlangen eines Anbringens unterschied. Rechtzeitig

eingebracht war demnach ein Anbringen, wenn es spätestens am letzten Tag

der Frist – auch nach den Amtsstunden – bei der zuständigen Behörde

                                                
100 vgl die Beispiele in Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungs-

verfahrensrechts7, 1999, Rz 153 (Beschwerde mit dem Inhalt „die Welt ist schlecht“ und
Antrag mit dem Wortlaut „alles möge sich zum Besseren wenden“).

101 VwGH 20. 1. 1982, 81/01/0291.
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tatsächlich einlangte, beziehungsweise in einen sogenannten Einlaufkasten

(wenn dieser nicht nur zu bestimmten Zeitpunkten entleert wurde102) eingelegt

oder aber der Post zur Beförderung übergeben wird (§ 33 Abs 3 AVG)103. Dem

gegenübergestellt spricht man von Einlangen als dem Zeitpunkt, in dem das

Anbringen der Behörde tatsächlich zukommt104; das wäre im Beispiel des

Einlaufkastens mit einer Aufschrift der Entleerzeiten der dem Einlegen des

Anbringens direkt folgende Entleerungszeitpunkt. Wenngleich beide Begriffe

grundsätzlich den selben Vorgang, nämlich das Übergehen des Anbringens von

der Sphäre des Senders in die des Empfängers beschreiben105, ist der Zeitpunkt

des E i n b r i n g e n s für die Partei entscheidend zur Wahrung der Fristen,

man sieht den Übergang quasi vom Standpunkt des Senders aus. Eingebracht

ist ein Anbringen dann, wenn es in den elektronischen Verfügungsbereich der

Behörde – also auf einen von der Behörde betriebenen Server – gelangt ist106.

Der Zeitpunkt des Einlangens hingegen ist für die Behörde der für die

Entscheidungsfristen maßgebliche Zeitpunkt107, man betrachtet den selben

Vorgang also vom Standpunkt der Behörde aus.

5. 4. ERFASSEN VON eANBRINGEN

Durch den dem § 13 AVG hinzugefügten Abs 9 wird der

Verwaltungsbehörde die Ermächtigung erteilt, Anbringen zur Aufnahme und

Eingliederung in einen elektronisch geführten Verwaltungsakt mittels

automationsunterstützter Datenverarbeitung zu erfassen. Was ist nun unter

dieser Erfassung zu verstehen?

                                                
102 vgl VwGH 18. 8. 1996, 95/10/0206.
103 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7, 1999, Rz 237f.
104 Mannlicher/Quell, Das Verwaltungsverfahren I8, 1990, Anm 4 zu § 73 AVG.
105 VwGH 19. 11. 1996, 69/08/0177.
106 vgl auch Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht², 2002, S 104.
107 VwGH 1. 7. 1991, 90/10/0204.
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Die Erläuterungen zum Verwaltungsreformgesetz führen als einzige Art

des Erfassens das Einscannen von in Papierform vorgelegten Anbringen an.

Das kann allerdings unter Berücksichtigung der technischen Möglichkeiten,

Inhalt in einem binären Datenformat auszudrücken, nur eine von mehreren

unter diesen Begriff zu subsummierenden Arten des Erfassens sein. Man kann

diesen Begriff aber auch so weit auslegen, dass man unter Erfassen jegliche

Eingliederung von Inhalten in eine für ein verwaltungsbehördliches Verfahren

taugliche Form versteht. So gesehen werden auch im herkömmlichen Verfahren

sämtliche Anbringen „erfasst“, indem sie zum Akt genommen werden. Nach

dieser in meinen Augen ebenfalls zulässigen Interpretation hätte es dieser

Bestimmung gar nicht bedurft; es wurde lediglich legistisch klargestellt, dass

die Behörde Anbringen nun auch zu einem elektronischen Akt in seiner

jeweiligen Form nehmen darf.

Welche konkreten Möglichkeiten hat nun aber eine Verwaltungsbehörde,

Anbringen elektronisch zu erfassen?

a. Beispiele für Erfassen

Auf der Hand liegt eine Subsummierung des in der Regierungsvorlage

angesprochenen Einscannens von Anbringen unter den Begriff des Erfassens.

Bei diesem Vorgang wird ein auf einem physischen Trägerstoff (Papier,

Vordruck, ...) befindliches Anbringen optisch erfasst und in ein Dateiformat

gelesen. Der Vorgang ist vergleichbar mit dem Photokopieren von

Dokumenten, mit dem Unterschied, dass beim Einscannen der Inhalt des

Dokuments nicht sofort in gleichartiger Form wieder ausgegeben wird, sondern

eben in elektronischer Form als Datei oder Datensatz innerhalb einer Datei

verfügbar bleibt. Dieses Dateiformat wird – beachtet man § 13 Abs 9 zweiter

Satz AVG – notwendigerweise ein Bildformat sein müssen. Speichert man das
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eingescannte Dokument nämlich als ein Textdokument108, setzt man sich einer

ungleich größeren Gefahr der Manipulation des solcherart erfassten

Anbringens aus, dass seine Zulässigkeit im Hinblick auf die Rechtssicherheit

verneint werden muss. Das höhere Manipulationsrisiko ergibt sich aus einem

Vergleich des ungleich aufwendiger zu manipulierenden Bildformatdatei im

Vergleich zu einem Textdokument, wo durch das bloße Ergänzen oder Kürzen

des Textes eine für andere als den Autor kaum bis gar nicht erkenntliche

Veränderung herbeigeführt werden kann.

Eine andere Form des Erfassens von Anbringen stellt beispielsweise die

Möglichkeit eines Online-Anbringens dar. Es ist denkbar, dass eine

Verwaltungsbehörde auf einer Homepage ein Internet-Formular bereitstellt,

welches mit den für das jeweilige Anbringen relevanten Informationen

ausgefüllt und dann durch einen Mausklick an die Behörde abgeschickt werden

kann109. Die auf diese Art eingegebenen Daten werden daraufhin – nachdem

die Server der österreichischen Behörden von Bundesrechenzentrum betrieben

werden – zentral gespeichert und unterliegen von dort aus dem Zugriff der

betreffenden Behörde. Diese muss die solcherart gespeicherten Daten dann in

ein dem von ihr geführten elektronischen Verwaltungsakt entsprechendes

Format bringen, wobei dieser Vorgang auch elektronisch unter Zuhilfenahme

eines sogenannten Software-Agenten110 vor sich gehen kann, sodass die

Behörde auf den ersten Blick ohne ihr Zutun die Daten in ihren Akt bekommt.

Auch dieser Vorgang müsste nach den obgenannten Überlegungen

                                                
108 In einem solchen Fall übernimmt eine OCR-Software (elektronische Schrifterkennung) –

einem Software-Agenten gleich – die Funktion, aus dem vorerst in einem Bildformat
enthaltenen Text eines Anbringens, die einzelnen Buchstaben und Worte zu erkennen und mit
den in einer Datenbank wörterbuchartig gespeicherten Worten zu vergleichen, um so im
Idealfall den Text in einem Textformat zu speichern. Software-Agenten haben keine
physikalische Existenz, können aber in der virtuellen Welt mittels eines gewissen Grads von
künstlicher Intelligenz teilautonom bestimmte Aufgaben erledigen. Genauer
Menzel/Schweighofer, Auf dem Weg zur elektronischen Person (ePerson): Bürgerkarte,
intelligente Agenten und autonome Roboter, in: Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg), Auf
dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 21f.

109 vlg das Projekt eVienna – elektronische Abwicklung von Gewerbeangelegenheiten,
http://www.wien.gv.at.

110 s FN 108.
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richtigerweise als Erfassen des Anbringens mittels automationsunterstützter

Datenverarbeitung gewertet werden.

Im Zusammenhang mit per Online-Formular gestellten Anbringen, stellt

sich jedoch die Frage, ob eine Behörde ein solches Anbringen per eMail

erledigen darf. Hier könnte argumentiert werden, dass nach dem Wortlaut des

Gesetzes eine Erledigung „in der selben Weise“ zu erfolgen hat (§ 18 Abs 3

AVG). Untersucht man diese beiden Möglichkeiten, so kann man schon beim

Aufbau erhebliche Unterschiede feststellen. Während ein Online-Formular

vorab definierte Felder zum Ausfüllen bietet, über die man strukturierte Daten

bekommt, so handelt es sich bei einem via eMail versandten Text um ein

unstrukturiertes Textdokument. Mit Hattenberger ist jedoch davon auszugehen,

dass in Hinblick auf den Zweck der Norm, nämlich der Benutzerfreundlichkeit

und Kundenorientiertheit, eine Gleichbehandlung der Anbringen via eMail und

via Online-Formular geboten sein wird111. Diese Ansicht ist in meinen Augen

nicht zuletzt wegen der nahezu identen technischen Vorgänge bei der

Übermittlung solcher Online-Formulare einerseits und eMails andererseits eine

verfahrensökonomisch zielführende. Auch liegt die Vermutung nahe, dass dem

Bürger in der Regel ohnehin nicht bewusst ist, ob er nun eine Web-Transaktion

ausgeführt oder ein eMail abgeschickt hat, zumal er ja häufig bei der ersten

Registrierung eine eMail-Adresse angeben muss112. Eine weitere Stütze bei einer

solchen Interpretation ist eine Analogie zum herkömmlichen Schriftverkehr. Es

ist die Art, wie ein Antrag eingebracht wird (Brief, Einschreiben, Eilpost, ...)

irrelevant für die Art und Weise der Übermittlung der behördlichen

Erledigung113. In Zusammenschau mit dem neuen § 17a ZustG, der neben der

Möglichkeit einer Zustellung behördlicher Schriftstücke via eMail auch eine

Möglichkeit der Bereithaltung im Internet vorsieht, ist festzustellen, dass das

                                                
111 Hattenberger, Der virtuelle Behördenweg, DuD 2001, S 542.
112 so auch: Heuberger/Steiner, E-Government: Die elektronische Verfahrensführung in der

öffentlichen Verwaltung, ZfV 2002, S 16.
113 ebd.
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neue Zustellgesetz auch keine derartige Differenzierung zwischen diesen

beiden elektronischen Übermittlungsarten kennt.

Möglich ist es nach der Rechtslage aber auch, ein Anbringen via eMail an

eine Behörde zu richten und dieses in der Form aufzubereiten, dass man

sämtliche vorzulegenden Urkunden und Dokumente – sofern die Möglichkeit

dazu besteht – bereits vor Abschicken dieses eMails an die Behörde einscannt

und dem eMail als Attachement114 anhängt. Es bliebe in einem solchen Fall zu

überlegen, ob man auch dann von einem notwendigen Erfassen durch die

Behörde sprechen muss, wenn eine Partei das Anbringen schon in einer

unverändert in den Akt eingliederbaren Form einbringt. Denkbar ist ein solche

Konstellation, wenn beispielsweise die Vorlage von einer öffentlichen Urkunde

(zB Staatsbürgerschaftsnachweis) aufgetragen war und die Partei diese

Urkunde nach dem Scannen als Bilddatei (zB JPEG-Format) der Behörde

schickt, die dieses Bild in unveränderter Form in den elektronischen Akt

eingliedert.

Ein damit in Zusammenhang stehendes Problem taucht auf, wenn sich

der Inhalt eines Anbringens gar nicht im Text des eMails findet, sondern dem

eMail in einem beliebigen Dateiformat „beigeheftet“ wurde und die Behörde

dieses Attachement nicht öffnen kann. Denkbar wäre, dass die Behörde das

Anbringen gar nicht als eingebracht behandelt, da ja § 13 Abs 1 AVG festlegt,

dass Anbringen zwar im Wege automationsunterstützter Datenübermittlung,

dies aber nur nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten, an die Behörde

gerichtet werden können. Eine weitere – meines Erachtens richtigere – Lösung

wäre es, den Umstand, dass die Behörde das Attachement nicht öffnen kann, als

Mangel des Anbringens anzusehen und dieses zur Verbesserung an die Partei

zurückzustellen115. Die Behörde ist nicht verpflichtet, Anbringen, die sich auf

keine bestimmte Angelegenheit beziehen, in Verhandlung zu nehmen (§ 13 Abs

                                                
114 eine dem eMail „beigeheftete“ ganze Datei beliebigen Formats.
115 vgl Wiederin, E-Government und Verwaltungsverfahrensrecht, in: Eilmansberger et al (Hrsg),

Internet und Recht, 2002, S 49, der aber diese Lösung nur auf die Beilagen bezieht.
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6 AVG), jedoch ist davon auszugehen, dass sie auch bei sehr unklaren Eingaben

zunächst zu klären hat, ob es sich nicht vielleicht doch auf eine bestimmte Sache

bezieht116. Diese Klärung kann, wenn eine Behörde bloß ein Dateiformat nicht

lesen kann, meiner Meinung nach durchaus in einem Auftrag zur Verbesserung

des Anbringens bestehen.

b. Begleitende Informationsmaßnahmen

Legt man nun den Begriff des Erfassens weitest möglich aus, sodass er

auch den Vorgang des Zum-Akt-Nehmens eines Anbringens erfasst, so ist

sicherlich auch das letztgenannte Beispiel unter diesen Begriff zu

subsummieren, jedoch stellt § 13 Abs 9 AVG, wie oben schon erläutert, lediglich

eine Klarstellung dar, dass auch die elektronische Eingliederung von

Anbringen zulässig ist. Ein unterstützendes Argument für eine so weite

Auslegung kann überdies ganz allgemein aus verfahrensökonomischen

Überlegungen in Zusammenschau mit den Zielsetzungen der

Verwaltungsreform117 gewonnen werden, da durch Anbringen, wie sie im

letztgenannten Beispiel angedacht wurden, der Arbeitsaufwand der Behörde

minimiert werden kann. Denkt man in diese Richtung konsequent weiter, so

wäre es im Sinne einer solchen Auslegung sogar geboten, die Parteien

beispielsweise durch begleitende Informationsmaßnahmen zu einer möglichst

einfachen Eingliederung ermöglichenden Anbringen anzuhalten.

5. 5. RECHTZEITIGKEIT VON eANBRINGEN

Ein weiteres Problem scheint die Rechtzeitigkeit von elektronischen

Anbringen darzustellen. Mit der Novellierung des AVG 1998 wurde der § 13

                                                
116 Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht², 2002, S. 104.
117 vgl Die österreichische Verwaltungsreform, GZ 123.070/002-I/2/d/01; Das

Regierungsprogramm, ZL 1111801/2000.
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Abs 5 neugefasst und enthält seither die Bestimmung, dass mit Telefax oder im

Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen

technisch möglichen Weise eingebrachte Anbringen, die außerhalb der

Amtsstunden bei der Behörde einlangen, erst mit dem Wiederbeginn der

Amtsstunden als bei ihr eingelangt gelten. Interessant für den Bereich der

elektronischen Aktenführung erscheint diese Regelung besonders in Hinblick

auf die durch die Verwaltungsreform intendierte Einräumung der Anbringen

via Internet, beispielsweise als eMail, da dadurch quasi ein 24-Stunden-

Parteienverkehr mit der Behörde geschaffen wird.

Wie ist nun aber der Sachverhalt zu behandeln, wenn ein eMail am

letzten Tag einer Frist außerhalb der Amtsstunden in den Verfügungsbereich

der Behörde gelangt118, von der Behörde aber gemäß § 13 Abs 5 AVG erst am

folgenden Tag als eingelangt angesehen wird, und die Partei somit eine Frist

versäumt hat?

a. Heranziehung bereits vorhandener Judikatur

Da zu diesem Rechtsproblem noch keine Rechtssprechung existiert, liegt

es aus zwei Überlegungen nahe, die vorhandene Judikatur und Literatur zur

Übermittlung von Sendungen an Behörden per Telefax zu untersuchen.

Einerseits ist es schon seit Jahrzehnten möglich, Anbringen an die Behörde per

Telefax zu übermitteln, und man kann daher bereits von einer ständigen

Rechtssprechung zu diesem Problemkreis ausgehen. Andererseits ist die

Heranziehung der Lehrmeinungen und der Rechtssprechung sowie die

rechtliche Gleichbehandlung der automationsunterstützten Datenübermittlung

von Anbringen beispielsweise mittels eMail meines Erachtens dadurch

gerechtfertigt, dass die Informationen sowohl im Falle eines Telefaxes als auch

                                                
118 Wann ein Mail in den Verfügungsbereich einer Behörde kommt, kann nach den selben

Grundsätzen, wie sie im Kapitel über die Zustellung erarbeitet wurden, betrachtet werden. Es
sei an dieser Stelle an die dort ausgeführten Überlegungen verwiesen.
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im Falles eines eMails in einer binär kodierten, digitalisierten Form an die

Behörde übermittelt werden und sich nur in der Art und Weise ihrer

Darstellung als Papierausdruck oder als Bildschirmansicht unterscheiden.

b. Einbringen und Einlangen

Da die Behörde nur während der mittels Verordnung

kundzumachenden119 Amtsstunden zur Entgegennahme von Anbringen

verpflichtet ist (§ 13 Abs 5 erster Satz AVG), kann man nach den eingangs

angestellten Überlegungen zu Einbringen und Einlangen zwar davon ausgehen,

dass ein Anbringen außerhalb dieser Zeiten zwar eingebracht werden kann,

jedoch erst mit der tatsächlichen Entgegennahme der Behörde als eingelangt

gilt. Soweit die Behörde außerhalb der Amtsstunden ein Anbringen

entgegennimmt, so gilt es nach herrschender Ansicht auch in diesem Fall als

eingelangt120. Dass ein solches Anbringen außerhalb der Amtsstunden von

einem Organ der Behörde entgegen genommen wird, ist nicht erforderlich121.

Es ist weiters davon auszugehen, dass die Behörde durch Bereithaltung

von empfangsbereiten Faxgeräten122 oder Betreiben einer Mailbox die

Bereitschaft bekundet, auf diese Weise Anbringen entgegen zu nehmen, es sei

denn, dass sie zu erkennen gäbe, dass solcherart eingebrachte Anbringen nur

zu bestimmten Zeiten entgegen genommen werden. Dies kann unter

Betrachtung der Judikatur zum Problemkreis der sogenannten Einlaufkästen

argumentiert werden, die öffentlich zugänglich, meist an der Außenmauer des

Behördengebäudes angebracht sind und so rund um die Uhr das Einlegen von

                                                
119 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7, 1999, Rz 157;

VwGH 20. 1. 1982, 81/01/0291.
120 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7, 1999, Rz 237.
121 VwGH 29. 9. 1993, 93/02/0118; vgl auch Demmelbauer, Neuerungen im Verwaltungs-

verfahren, OÖGemZ 1998, S 299, der davon spricht, dass ein über das Wochenende
eingeschaltetes Faxgerät nicht laufend zu beobachten ist.

122 VwGH 6. 7. 1999, 97/01/0369.
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Anbringen ermöglichen123. Nachdem ja auch via eMail rund um die Uhr von

einer uneingeschränkten Öffentlichkeit Anbringen eingebracht werden können,

liegt eine Analogie denkbar nahe.

Aus vermutlich ähnlichen Überlegungen wurde in die

Verwaltungsformularverordnung (VwFormV)124 auch aufgenommen, dass die

Rechtsmittelbelehrung von Bescheiden darauf hinweisen muss, dass Anbringen

via Telefax und eMail zulässig sind, wenn im Kopf des Bescheides

diesbezügliche Nummern und Adressen bei der Behördenanschrift angeführt

sind, diese jedoch außerhalb der Amtsstunden n i c h t  w i r k s a m

eingebracht werden können. Somit gibt die Bescheid ausstellende Behörde im

Regelfall zu verstehen, dass sie nur zu bestimmten Zeiten auf diese Weise

eingebrachte Anbringen entgegennehmen wird. Dies gemäß dieser Verordnung

allerdings erst ab dem Zeitpunkt der Bescheidausstellung, womit die Behörde

erst für ein allfälliges Rechtsmittelverfahren wirksam zu erkennen gibt,

solcherart eingebrachte Anbringen nur zu bestimmten Zeiten entgegen zu

nehmen. Es ist zur Zeit somit möglich, vor der Erledigung durch einen

Bescheid, der diese Einschränkung das Einbringen betreffend in seiner

Rechtsmittelbelehrung enthält, wirksam auch außerhalb der Amtsstunden ein

elektronisches Anbringen einzubringen, es sei denn, die Behörde tätigt die

betreffende Bekanntgabe in einer anderen Form. Dies müsste sinnvoller Weise

bereits beim Erstkontakt des Absenders eines Anbringens mit der Behörde

erfolgen, also beispielsweise auf der Homepage der Behörde, von der aus ein

Internet-Formular als elektronisches Anbringen abgeschickt werden kann.

Das Gesetz unterscheidet im Bereich der Anbringen, wie oben schon

dargestellt, zwischen Einbringen und Einlangen, wobei der Ausdruck

Einbringen regelmäßig dann verwendet wird, wenn es sich um eine

prozessuale First handelt, die eine Prozesshandlung der Partei betrifft, der

                                                
123 vgl die Jud zur Problematik des Einlaufkastens VwGH 29. 9. 1993, 93/02/0118; VwGH 18. 8.

1996, 95/10/0205.
124 BGBl II 1999/509.
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Ausdruck Einlangen hingegen jenen Zeitpunkt bezeichnet, in dem ein

Anbringen der Behörde tatsächlich zukommt und eine Prozesshandlung der

Behörde damit verknüpft ist125.

Das bedeutet für den konkreten Anwendungsfall, dass ein an die

Behörde ordnungsgemäß, das heißt ohne Übertragungsfehler, gesendetes

Telefax, im Zeitpunkt der abgeschlossenen Übertragung als eingebracht gilt,

und somit zu diesem Zeitpunkt auch die Frist gewahrt sein muss (Einbringen).

Die Entscheidungsfrist der Behörde beginnt nach dem Wortlaut des Gesetzes

jedoch erst mit Wiederbeginn der Amtsstunden oder mit einer tatsächlichen

Entgegenname durch ein Organ der Behörde (Einlangen).

Das selbe muss grundsätzlich auch für via eMail übermittelte Anbringen

gelten. Sobald sich ein eMail im elektronischen Verfügungsbereich der Behörde

befindet, das heißt auf einem dem Zugriff der Behörde unterliegenden Server,

gilt es als eingebracht und die Partei hat die eventuelle Frist gewahrt. Die

behördliche Entscheidungsfrist beginnt jedoch erst mit dem Zeitpunkt der

tatsächlichen Entgegennahme, das wird in der Regel der Zeitpunkt sein, in dem

das eMail von einem behördlichen Organ gelesen wird. Wenn ein eMail also

außerhalb der Amtsstunden der Behörde zugeht, es aber dort nicht abgerufen

wird, hat die Partei die Frist gewahrt; die Entscheidungsfrist beginnt allerdings

frühestens mit dem Wiederbeginn der Amtsstunden, wenn das eMail zu

diesem Zeitpunkt abgerufen wird.

In diesem Zusammenhang ist jedoch auch festzuhalten, dass § 13 Abs 1

AVG zwar generell die Einbringung von eMails ermöglicht, jedoch keine

Regelungen über Art und Weise der behördlichen Empfängeradresse enthält.

Menzel stellt fest, dass es zwar bei Behörden oft generelle eMail-Adressen der

Posteinlaufstellen gibt, eine Einigung in der Lehre betreffend das Einbringen

bei anderen eMail-Adressen der Behörde aber zur Zeit nicht vorherrscht126. Zu

                                                
125 Mannlicher/Quell, Das Verwaltungsverfahren I8, 1990, Anm 4 zu § 73; VwGH 1. 7. 1991,

90/10/0204.
126 Menzel, Rechtsrahmen des E-Government, JAP 2001/2002, S 251.
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denken ist beispielsweise an das Einbringen eines elektronischen Anbringens

direkt an die eMail-Adresse des Sachbearbeiters.

Zusammenfassend kann man zur Rechtzeitigkeit von elektronischen

Anbringen die Judikatur und auch die Literatur zu Anbringen mittels Telefax

heranziehen und somit die auftretenden Rechtsfragen zum jetzigen Zeitpunkt

schon erörtern. Es ist in meinen Augen – außer der geringfügigen Korrektur

und Anpassung in Hinblick auf die Anwendbarkeit auf eMail oder andere

Formen des elektronischen Datenverkehrs – keine Notwendigkeit für die

Höchstgerichte gegeben, von dieser Rechtssprechung abzuweichen. Daneben

sollte als zusätzliche Maßnahme vom Mailserver der Behörde an die

einbringende eMail-Adresse eine Eingangsbestätigung mit Datums- und

Zeitstempel zurückgesandt werden127.

c. Gibt es einen elektronischen Postenlauf?

Ein damit im Zusammenhang stehendes Problem ist das sogenannte

Postenlaufprivileg. Das Postenlaufprivileg ist für das Verwaltungsverfahren in

§ 33 Abs 3 AVG geregelt und besagt, dass die Tage des Postenlaufs nicht in eine

Frist miteingerechnet werden. Das bedeutet, dass ein Anbringen auch dann als

rechtzeitig eingebracht gilt, wenn es am letzten Tag der Frist der Post zur

Übermittlung übergeben wird128. Gleiches gilt auch, wenn eine Partei ein

Anbringen in elektronischer Form auf einen Datenträger speichert und diesen

der Post zur Übermittlung übergibt.

Inwiefern das Postenlaufprivileg auf automationsunterstützte

Datenübermittlung anzuwenden ist, etwa im Falle eines eMails, das unter

analoger Anwendung des § 33 Abs 3 AVG dann als fristgerecht einbracht

                                                
127 ebd.
128 VwGH 3. 4. 1974, 1271/73; VwGH 4. 7. 1994, 94/19/0988.
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anzusehen wäre, wäre es am letzten Tag der Frist in den Verfügungsbereich des

Providers der versendenden Partei gelangt, gilt es nun zu beleuchten.

Voraussetzung, um das Postenlaufprivileg auch auf

automationsunterstützte Datenübermittlung anzuwenden, wäre eine

Gleichsetzung von Provider und Post. Einen Provider mit Organen der Post

gleichzusetzen, scheitert jedoch meiner Meinung nach schon daran, dass bei

einer systematischen Betrachtung der Verfahrengesetze nur die Post AG sowie

auch andere Betreiber, die mit der Erbringung von Universaldienstleistungen

im Sinne des § 2 Z 6 PostG 1997129 betraut sind, als „verlängerter Arm der

Behörde“130 angesehen werden können, auf keinen Fall aber ein Betreiber einer

Mailbox, der – dem Wesen des Internets nach – diese Mailboxen nicht einmal in

Österreich physisch betreiben muss. Somit muß man zu dem Schluß kommen,

daß es im Bereich der automationsunterstützten Datenübermittlung kein

Postenlaufprivileg gibt131. Auch stellt sich die praktische Frage, ob es überhaupt

noch eines Postenlaufprivilegs bedarf, da ja das Versenden eines eMails

bekannter Weise eine sehr rasche Form der schriftlichen Kommunikation ist132,

und es daher anzunehmen ist, dass ein am letzten Tag einer Frist abgeschicktes

eMail noch am selben Tag bei der Behörde einlangen wird. Das Risiko eines

Verlustes der Daten trägt unter Berücksichtigung der auf die

automationsunterstützte Datenübermittlung umgelegten bestehenden

Lehrmeinung und Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes133 der

Versender der elektronischen Nachricht. Damit erscheint es als zweckmäßig,

nicht bis zum letzten Tag einer Frist zuzuwarten, sondern ein elektronisches

                                                
129 BGBl 1957/58 idF BGBl 1998/18.
130 Mannlicher/Quell, Das Verwaltungsverfahren I8, 1990, Anm 3 zu § 33 AVG.
131 im Ergebnis gleich Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht², 2002, S 109; vgl auch Handstanger,

Rechts- und Grundrechtsprobleme des elektronischen Verwaltungsverfahrens, in:
Österreichische Juristenkommission (Hrsg), Grundrechte in der Informationsgesellschaft, 2001, S
229.

132 vgl Brenn, Zivilrechtliche Rahmenbedingungen für den rechtsgeschäftlichen Verkehr im
Internet, ÖJZ 1997, S 652, der von der ständigen Verfügbarkeit der elektronischer Post als für
diesen Kommunikationskanal typisch und allgemein bekannt spricht.

133 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I2, 1998, Anm 5 zu § 13 AVG.
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Anbringen so rechtzeitig zu übermitteln, dass die Behörde eine Bestätigung

über deren Erhalt abgeben kann.

d. Vollständiger Erhalt eines Anbringens

Nachdem das Risiko der Verstümmelung beziehungsweise des

teilweisen Verlustes der Daten eines elektronischen Anbringens nach der

herrschenden Lehre und Judikatur ebenfalls der Versender der elektronischen

Nachricht trägt134, erscheint es zweckmäßig, nicht nur eine Bestätigung über

den Erhalt zu erhalten, sondern darüber hinaus auch über den vollständigen

und fehlerfreien Erhalt. Eine solch umfangreiche Bestätigung über den

vollständigen Erhalt einer Sendung ordnet beispielsweise § 7 Abs 3 FonV für

das finanzbehördliche elektronische Verfahren an, worin von Weninger, der

Möglichkeiten einer solchen Bestätigung aufzeigt, richtigerweise eine

Verbesserung zum herkömmlichen Verfahren erblickt wird, wo das Risiko der

Übermittlung zwar auch bei der Partei liegt, eine Bestätigung der Behörde aber

nicht vorgesehen ist135. Einen alternativen Ansatz bringt Wiederin, der die

Risikotragung nach der Sphärentheorie verteilen möchte136. Dadurch, dass aber

die eMails – wie Wiederin richtig feststellt – nicht immer direkt an die Behörde

adressiert sind, sondern über Portalseiten, ausgelagerte Server,

behördenunterschiedliche IT-Lösungen oder andere Umwege zur zuständigen

Behörde gelangen, erscheint es als äußerst schwierig, den Zeitpunkt des

Risikoüberganges exakt festzustellen. Im Endeffekt ist die Heranziehung der

Sphärentheorie zwar ein legitimer Ansatz, jedoch erscheint dies aus

verfahrensökonomischen Gründen nicht durchführbar zu sein.

                                                
134 ebd.
135 Weninger, FINANZOnline in der zweiten Ausbaustufe – Elektronische Anbringen und

Erledigungen rücken näher, ÖstZ 2000, S 699.
136 Wiederin, E-Government und Verwaltungsverfahrensrecht, in: Eilmansberger et al (Hrsg),

Internet und Recht, 2002, S 53; zustimmend Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht², 2002, S 377.
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Die praktische Relevanz dieser Diskussion erscheint darüber hinaus auch

gering zu sein, ist doch die Behörde verpflichtet, im Zweifel die Tatsache und

den Zeitpunkt des Einlangens von Amts wegen festzustellen (vgl § 13 Abs 3

AVG). Auch sei darauf hingewiesen, dass für den Verkehr zwischen der

Behörde und der Partei mittels Telefax bereits seit über zehn Jahren eine

Telekopie-Verordnung (TKV)137 existiert, die unter anderem vorschreibt, nur

Geräte zu verwenden, die ein Übertragungsprotokoll nach jedem

Übertragungsvorgang ausgeben (§ 4 Z 2 TKV) sowie ein Fehlerprotokoll bei

Übertragungsfehlern (§ 4 Z 5 TKV). Vor diesem Hintergrund ist es nahezu

unverständlich, wieso der Gesetzgeber eine vergleichbare Regelung betreffend

die im Wege automationsunterstützter Datenübertragung eingebrachter

Anbringen in das AVG nicht aufgenommen hat. Er wäre in meinen Augen gut

beraten, würde er das im Zuge einer der nächsten Verfahrensnovellen noch

nachholen, nicht zuletzt um neben der Rechtssicherheit auch das

Kundenservice zu steigern.

5. 6. EXKURS: KUNDMACHUNG DER AMTSSTUNDEN

In Hinblick auf den zu erwartenden hohen Prozentsatz der Benützer des

elektronischen Amtsweges, für den der elektronische Verwaltungsakt ja von

der wirtschaftlichen Seite aus betrachtet wohl die Voraussetzung darstellt, wäre

es in meinen Augen sinnvoll, ein Pendant zu der oben schon angesprochenen

Verpflichtung der Behörde, die Amtsstunden b e i der Behörde durch Anschlag

kundzumachen, auch für den elektronischen Verkehr zwischen Behörde und

Beteiligten zu schaffen. Denkbar wäre, dass die Behörde im Rahmen ihrer

Informationspflicht auch dazu angehalten ist, einen entsprechenden Hinweis

auf die Amtsstunden und die daran geknüpften Rechtsfolgen (§ 13 Abs 5 letzter

Satz AVG) auf der jeweiligen Homepage, einem Anschlag gleich, deutlich

                                                
137 BGBl 1991/110.
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sichtbar zu Verfügung zu stellen, da ja die Homepage einer Behörde in den

meisten Fällen der elektronischen Kontaktaufnahme die erste Anlaufstelle ist.

Dies würde auch der herrschenden Lehre entsprechen, die davon ausgeht, dass

die Kundmachung so vorzunehmen ist, dass möglichst jeder Betroffene davon

Kenntnis erlangen kann138. Sollte nun eine Partei, die ob der Tatsache, dass sie

nicht bei der Behörde erscheinen muss, um mit dieser elektronisch in Verkehr

zu treten, nicht auf eine solche geeignete Weise Kenntnis von den Amtsstunden

erlangen können, würde dies eine erhebliche Beeinträchtigung des

Säumnisschutzes darstellen139. Vor diesem Hintergrund wäre es daher

zweckmäßig, der Gesetzgeber würde auch auf dieses Problem reagieren, bevor

sich möglicherweise sogar der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte mit

dieser Frage im Rahmen von zu erwartenden Grundrechtsbeschwerden (Recht

auf den gesetzlichen Richter) auseinander zu setzen hat.

5. 7. DIGITALISIERTE URKUNDEN IM ELEKTRONISCHEN AKT

Obwohl auch für die Urkunden bezüglich Einlangen und Eingliederung

in den Akt die allgemeinen Grundsätze über Anbringen gelten, stellen sie sich

doch als ein eigenes Teilproblem im Rahmen der Überlegungen zum

elektronischen Akt dar, da sie in der Beweiswürdigung privilegiert sind. Aus

diesem Grunde sollen nun die rechtlichen Auswirkungen von „digitalen

Urkunden“ auf diese Beweisprivilegierung, gesondert von Anbringen im

Allgemeinen, untersucht werden.

                                                
138 Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze I2, 1998, Anm 21 zu § 13 AVG.
139 vgl Wessely, Die Tücken der Technik – zum „maschinellen“ Verkehr zwischen Bürger und

Behörde, ÖJZ 2000, S 708.
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a. Die Anwendbarkeit der ZPO im Verwaltungsverfahren

§ 47 AVG sieht vor, dass bei der Beweiswürdigung von öffentlichen

Urkunden und Privaturkunden die Behörde nach den §§ 292 bis 294, 296, 310

und 311 ZPO vorzugehen hat. In diesen Bestimmungen der ZPO wird

festgelegt, dass inländische öffentliche und diesen gesetzlich gleichgestellte

Urkunden, sowie ausländische öffentliche Urkunden bei Erfülltheit des

Gegenseitigkeitserfordernisses, vollen Beweis dessen begründen, was darin von

der Behörde amtlich verfügt, erklärt oder bezeugt wird; das bedeutet, dass sie

die E c h t h e i t s v e r m u t u n g als „einfache Vermutung“140 für sich haben.

Privaturkunden hingegen begründen vollen Beweis nur dafür, dass sie vom

Aussteller stammen. Diese Privilegierung des Urkundenbeweises wird darüber

hinaus noch erweitert, dass § 292 Abs 1 ZPO auch auf die inländischen

öffentlichen Urkunden zugrundeliegenden Tatsachen anzuwenden ist. Hat die

Behörde in Hinblick auf besondere Umstände des Einzelfalls Bedenken, dass

die Urkunde den in ihr verbrieften Beweis liefert, kann sie nach § 47 AVG der

Partei auftragen, den Beweis auf andere Weise zu führen. So gesehen darf man

richtiger Weise nicht von einer absoluten Beweisprivilegierung sprechen,

sondern von einer grundsätzlichen, die aber aus verfahrensökonomischen

Überlegungen in meinen Augen nicht nur berechtigt, sondern sogar notwendig

ist.

Im Zuge der Überlegungen zum elektronischen Akt erschien es

notwendig, der Behörde auch die Möglichkeit zur elektronischen Erfassung von

Anbringen einzuräumen. Durch das Verwaltungsreformgesetz 2001 wurde wie

oben schon ausgeführt dem § 13 AVG ein neunter Absatz angefügt, der genau

diese Ermächtigung enthält, gleichzeitig aber auch festsetzt, dass die nach der

ZPO zu beurteilende Beweiskraft von solcherart elektronisch erfassten

Urkunden nicht beeinträchtigt ist, soferne sichergestellt ist, dass sie

nachträglich nicht mehr verändert werden können.

                                                
140 Holzhammer, Die einfache Vermutung im Zivilprozess, in: FS Kralik, 1986, S 205.
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Praktisch bedeutet das, wenn eine Partei ein Anbringen auf Papier

einbringen möchte, so darf die einen elektronischen Verwaltungsakt führende

Behörde die auf dem Papier aufgebrachten Informationen elektronisch erfassen,

das heißt einscannen, und so in den elektronischen Akt eingliedern. Dieser

Vorgang ist Voraussetzung dafür, dass allen befassten Bearbeitern ohne

weiteren Aktenlauf sämtliche relevanten Akteninhalte zur Verfügung stehen.

b. eUrkunden

Aufbauend auf den eben angestellten Überlegungen, könnte man

bezüglich digitalisierter Urkunden die Bedenken äußern, dass behördliche

Urkunden und Schriftstücke für gewöhnlich entweder auf einem speziellen

Papier aufgebracht werden oder unter Verwendung eines bestimmten

Formulars oder Vordrucks entstehen oder noch andere optische Charakteristika

aufweisen, die mitausschlaggebend waren, eine Echtheitsvermutung gesetzlich

festzusetzen. Diese augenscheinliche Beweiswürdigung der Urkunden durch

Betrachten ebendieser auf einem Bildschirm könnte demzufolge nicht der

Intention des Gesetzgeber entsprechen.

In diesem Sinne würde bei einer solcherart ungenaueren Anschau von

öffentlichen wie auch privaten Urkunden auf einem Bildschirm die

Rechtssicherheit in einem erheblich größeren Ausmaß beeinträchtigt sein, da

ein elektronisches Bilddokument141 bekannterweise leichter zu manipulieren ist,

als die auf einem physisch existenten Trägerstoff aufgebrachte Information.

Auch kann hier als Argument angeführt werden, dass ein solcher Trägerstoff in

einer ganz bestimmten Art und Weise verarbeitet oder in irgendeiner Form

beschichtet sein kann, sodass eine optische Identifikation als Urkunde

                                                
141 Es kann im Rahmen des elektronischen Aktes nur an ein Einscannen in eine Bilddatei

gedacht sein, da es zur Zeit noch keine tauglichen alternativen Dateiformate zur Erfassung
solcher Vorgänge gibt.
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gewährleistet wird. Als Ansatzpunkt für eine Untersuchung dieser Bedenken

bietet sich jedoch schon der Wortlaut des Gesetzes an.

c. Ausreichender Schutz vor nachträglicher Manipulation

Diesen Scheinargumenten ist zunächst einmal der Wortlaut des § 13 Abs

9 AVG entgegenzuhalten, der die Behörde ja nicht nur berechtigt, die von

Parteien beigebrachten Urkunden in irgendeiner Form zu digitalisieren und in

den elektronischen Akt einzugliedern, sondern – und das sollte bei allen

weiteren Überlegungen im Bereich der digitalisierten Urkunden vorrangig

bedacht werden – die Verwaltungsbehörden auch verpflichtet, Vorkehrungen

zu treffen, die eine nachträgliche Manipulation ausschließen. Aus diesem

letzten Satz des § 13 Abs 9 AVG ergibt sich nun zweierlei:

Wenn es der Behörde gestattet ist, die Anbringen elektronisch zu

erfassen, müssen der Behörde eben diese Anbringen auch mindestens einmal

im Laufe des Verfahrens physisch zugänglich gemacht worden sein. Im Zuge

des Einscannens von Anbringen oder im speziellen Fall von Urkunden kann

sich die Behörde somit augenscheinlich von der Echtheit anhand der oben

angeführten Überlegungen überzeugen, und zwar in einem meines Erachtens

nur unwesentlich – wenn überhaupt – geringerem Ausmaß als nach der

bisherigen Rechtslage.

Gleichzeitig ist die Behörde verpflichtet, die tatsächliche Führung des

elektronischen Aktes technisch so zu realisieren, dass ein ausreichender Schutz

vor nachträglichen Manipulationen der mittels automationsunterstützter

Datenverarbeitung erfassten Anbringen gewährleistet ist. Das bedingt, dass der

Zugriff auf die Datei oder Dateien, aus denen der elektronische Akt besteht, nur

dem wirklich berechtigten Bearbeiterkreis innerhalb der befassten Behörde

ermöglicht ist und dass insbesondere Urkunden in verhältnismäßig schwer
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beziehungsweise aufwendig zu manipulierende Dateiformate142 gelesen

werden. Einen großen Vorteil aus verfahrensökonomischer Sicht bringt die

Tatsache mit sich, dass der behördeninterne Aktenlauf unter Verwendung von

EDV-Netzwerken auf elektronischem Wege, also ungleich rascher erledigt

werden kann. Besonders unter Berücksichtigung des § 13 Abs 9 letzter Satz

AVG, aber auch nach den allgemeinen Verfahrensgrundsätzen muss daher ein

ausreichender Schutz vor Zugriffen auf behördliche Server oder

Recheneinheiten von außerhalb gewährleistet sein. Auch eine lückenhafte

Zugriffskontrolle auf ein behördliches Computernetzwerk würde die

Sicherstellung des Schutzes vor nachträglicher Veränderung digitalisierter

Anbringen beeinträchtigen. Da allerdings zum jetzigen Zeitpunkt die

technischen Details der Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben für die

Einführung des elektronischen Aktes noch nicht restlos geklärt sind, können die

eben genannten Anregungen nur als exemplarisch angesehen werden. Es kann

anhand von ihnen allerdings aufgezeigt werden, in welche Richtung die

Sicherheitsüberlegungen gehen müssen, um den gesetzlichen Anforderungen

auch in hinreichendem Ausmaß zu entsprechen.

d. Möglichkeit des Gegenbeweises

Ebenfalls aus dem Gesetz ergibt sich die Möglichkeit eines

Gegenbeweises. Aus der ZPO ist nämlich ersichtlich, dass der Beweis der

Unrichtigkeit des bezeugten Vorganges, der bezeugten Tatsachen oder der

unrichtigen Beurkundung jederzeit zulässig ist (§ 292 Abs 2 ZPO)143, wobei zu

beachten ist, dass der Gegenbeweis gegen die inhaltliche Richtigkeit einer

                                                
142 Im Vergleich zu einem beispielsweise mit MS Word erstellten Textdokumentes kann ein

Bilddokument (zB TIFF-, oder EPS-Format) nicht so leicht geändert werden, bzw bei einer
Manipulation von Bilddokumenten muss eine gewisse künstlerische Genauigkeit angewandt
werden, um eine nachträgliche Änderung nicht allzu offensichtlich erscheinen zu lassen.

143 vgl VwGH 15.9.1966, 0955/66.
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öffentlichen Dispositivurkunde (Urteil, Bescheid) aufgrund der Rechtswirkung

des beurkundeten Hoheitsaktes ausgeschlossen ist144.

Aus dem nach § 47 AVG anwendbaren § 296 ZPO ergibt sich außerdem,

dass in einem Fall einer nachträglichen Änderung einer Urkunde die Behörde

diese „bedenkliche Urkunde“145 im Rahmen der freien Beweiswürdigung zu

beurteilen hat. Das bedeutet, dass bei einer offensichtlichen nachträglichen

Veränderung der elektronisch erfassten Urkunde auch dieser Umstand in die

Entscheidung miteinbezogen werden kann146, und somit die Rechtssicherheit in

meinen Augen in ausreichendem Maße gesichert bleibt, selbst wenn man sich

mit einem elektronischen Akt einem unbestrittenermaßen geringfügig höheren

Manipulationsrisiko aussetzt als mit einem in Papierform geführten.

e. Rechtssicherheitsbedenken

Nachdem – wie eben gezeigt – das Gesetz selbst einerseits die

Verpflichtung zu ausreichendem Schutz vor einer nachträglichen Veränderung

einer in den elektronischen Verwaltungsakt eingegliederten Urkunde vorsieht

und andererseits den Parteien auch die Möglichkeit eines Beweises der

Unrichtigkeit einer Urkunde einräumt, ist meines Erachtens die Heranziehung

von Rechtssicherheitsbedenken kein geeigneter Ansatzpunkt für eine

Argumentation gegen eine elektronische Aktenführung. Auch sei darauf

hingewiesen, dass es unter Betrachtung der in den einzelnen Bestimmungen

des AVG festgehaltenen Grundsätze des Verwaltungsverfahrens die Intention

des Gesetzgebers ist, eine relative Raschheit und Einfachheit des Verfahrens zu

gewährleisten, und die Bestimmungen über die elektronische Erfassung von

Anbringen ebenfalls in diese Richtung zu zielen. Vor diesem Hintergrund wie

auch unter Bedachtnahme der praktisch verschwindend geringen Anzahl an

                                                
144 Fasching, Kommentar zu den Zivilprozessgesetzen, 1959-1971, Bd III, S 366.
145 ebd, S 381.
146 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7, 1999, Rz 325.



82

beanstandeten Urkunden im verwaltungsbehördlichen Verfahren erscheint es

als verfehlt, soferne die Sicherheitsvorkehrungen dem Wortlaut des Gesetzes

entsprechen, Bedenken über die Rechtssicherheit in Bezug auf digitalisierte

Urkunden zu äußern.

6. ELEKTRONISCHE AKTENEINSICHT

Im Zuge der Einführung eines völlig papierlosen Aktes liegt es nahe,

auch die Möglichkeit einer Akteneinsicht im Wege automationsunterstützter

Datenverarbeitung zu haben. Diese ist ja sogar von einem mit dem www

vernetzten Datenendgerät unabhängig von einem Besuch bei der Behörde

denkbar. Mit der – legistisch verunglückten147 – Gestattung einer solchen

Akteneinsicht durch § 17 Abs 1 letzter Satz AVG tauchen jedoch weitere bislang

unbeachtet gebliebene Probleme technischer wie rechtlicher Natur auf.

Denkbar wäre es, eine Akteneinsicht via Bildschirm direkt bei der

Behörde zu ermöglichen148. Dies ist ohne nennenswerten Mehraufwand

realisierbar, da ja ab dem Zeitpunkt, ab dem ein Akt elektronisch erfasst ist, die

Behörde selbst nur mehr auf diesem Weg in den Akt Einsicht nehmen kann. In

einem weiteren Schritt ist zu überlegen, den Akt einer Partei online zur

Verfügung zu stellen und mittels einer Art Benutzeridentifizierung

sicherzustellen, dass nur die berechtigte Partei in diesen Akt einschauen kann

(vgl auch oben die Ausführungen zu der geplanten Ermächtigung in § 13 Abs

4a AVG). Diese zweite Ausbaustufe wäre ein enormer Schritt hin zu einer

dienstleistungsorientierten Behörde, da somit nicht nur, was die Anbringen

                                                
147 Richtig müßte von automationsunterstützter Datenübermittlung und nicht von

Datenverarbeitung die Rede sein. Vgl Wiederin, E-Government und
Verwaltungsverfahrensrecht, in: Eilmansberger et al (Hrsg), Internet und Recht, 2002, S 59.

148 eine vergleichbare „Bildschirmauskunft“ existiert beispielsweise schon länger am Patentamt.
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betrifft, sondern auch bezüglich der Akteneinsicht ein 24-Stunden-

Parteienverkehr realisiert werden könnte.

Vorweg gilt es zu bemerken, dass nach dem bisherigen Wortlaut des

§ 17 AVG eine Akteneinsicht in der Form, dass die Partei bei der Behörde via

Bildschirm in einen elektronisch geführten Akt Einsicht nehmen kann, meines

Erachtens bereits möglich ist, sodass es hier vorwiegend um die elektronische

Ferneinsicht geht.

6. 1. EXKURS: ELEKTRONISCHE AKTENEINSICHT NACH § 90a BAO

Da im Bereich der Finanzverwaltung seit Beginn der 90er-Jahre eine

gesetzliche Regelung für eine elektronische Akteneinsicht besteht und die

Finanzbehörden die Phase von Pilotprojekten und Testbetrieben schon hinter

sich gelassen haben, sei an dieser Stelle ein kurzer Exkurs zur elektronischen

Akteneinsicht im finanzbehördlichen Verfahren eingefügt, sodass im Anschluss

Parallelen zu den allgemeinen Regelungen des AVG gezogen werden können.

Mit der Einfügung des § 90a in die BAO149 wurde der Finanzbehörde die

Möglichkeit eingeräumt, einer vorerst auf berufsmäßige Parteienvertreter

beschränkten Öffentlichkeit die Einsicht in den Abgabenakt mittels

automationsunterstützter Datenübermittlung, genauer gesagt, von einem

Computer in der jeweiligen Steuerberatungs- oder Wirtschaftstreuhandkanzlei

aus, vorzunehmen.

Dies ist im Bereich der Finanzverwaltung insoweit leichter zu realisieren

gewesen, da schon zu einem sehr frühen Zeitpunkt, als der finanzbehördliche

Akt noch nicht vollständig elektronisch geführt wurde, sämtliche Anbringen –

zumindest die entscheidungsrelevanten Informationen (vorwiegend Zahlen) –

elektronisch erfasst werden mussten und mittels automationsunterstützter

                                                
149 BGBl I 1991/494.
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Datenverarbeitung die konkreten Berechnungen durchgeführt wurden. Man

kann somit bereits von der Existenz eines finanzbehördlichen elektronischen

Aktes sprechen, bevor dieses Schlagwort zu einem der vordringlichsten

Anliegen einer Verwaltungsreform gemacht wurde.

Eine der wichtigsten Überlegungen war, wie die elektronische

Akteneinsicht auf den Kreis der jeweils durch die Parteirechte berechtigten

Personen beschränkt werden kann, um so eventuellen datenschutzrechtlichen

Problemen vorzubeugen. Es wurde hierbei der Weg gewählt, zunächst nur

Wirtschaftstreuhändern150, in einem weiteren Schritt auch Rechtsanwälten und

Notaren151 Zugang zu dem Online-System des Bundesministeriums für

Finanzen zu ermöglichen. Die dahinterstehenden Überlegungen waren, dass

eben jene Gruppen der berufsmäßigen Parteienvertreter einem verhältnismäßig

strengen Disziplinarrecht unterliegen, und dass über die Kooperation mit den

gesetzlichen Interessensvertretungen die Identität der an dem Projekt

FinanzOnline teilnehmenden Personen gewährleistet ist152. An einen weiteren

Ausbau in Richtung Öffnung für jeden Abgabenpflichtigen über das Internet ist

in Hinblick auf die Sicherheit der sensiblen Daten und unter Berücksichtigung

des Datenschutzgesetzes vorerst nicht zu denken.

Auch die Anmeldung zur elektronischen Akteneinsicht erfolgt nach

§ 5 FonV auf elektronischem Weg, wohl auch mit dem Hintergedanken, dass

somit nur jemand, der solcherart nachweislich über die technischen

Voraussetzungen verfügt, zur Akteneinsicht via Bildschirm zugelassen wird.

Somit ist aber auch gewährleistet, dass im Sinne der im Vordergrund stehenden

Verfahrensökonomie zumindest alle Verfahrensteile, die die elektronische

Akteneinsicht betrifft, vollkommen papierlos abgewickelt werden können.

                                                
150 s § 3 der Verordnung des Bundesministers für Finanzen über die Einreichung von

Anbringen, die Akteneinsicht und die Zustellung von Erledigungen in
automationsunterstützter Form (FinanzOnline-Verordnung – FonV).

151 Weninger, FINANZOnline im Echtbetrieb, ÖstZ 1998, S 163.
152 ebd.
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Neben diesen gesetzlichen Vorgaben steht allerdings auch fest, dass

§ 90a BAO nur eine Form der Akteneinsicht nach § 90 BAO regelt, sodass die

Grundsätze, die die Judikatur und die Literatur zu § 90 BAO entwickelt haben,

sinngemäß heranzuziehen sind153. Somit scheint es auch zulässig, bei der

Untersuchung der elektronischen Akteneinsicht im verwaltungsbehördlichen

Verfahren auf bereits existierende Rechtssprechung und Judikatur, die

herkömmliche Akteneinsicht betreffend, zurückzugreifen.

Wie sind nun diese Erkenntnisse auf das AVG-Verfahren umzulegen?

6. 2. ELEKTRONISCHE AKTENEINSICHT NACH DEM AVG

Zunächst ist einmal davon auszugehen, dass eine Akteneinsicht auf

elektronischem Weg nur dann als sinnvoll und in das Konzept der

Verwaltungsreform, als Maßnahme zur Systemoptimierung passend,

angesehen werden kann, wenn der elektronische Akt an sich verwirklicht ist.

Nur dann kann mit einem geringen Aufwand der Partei die Möglichkeit

geboten werden, in einer quasi schreibgeschützten Maske in diesen

elektronischen Akt einzusehen. Ob dies dann auf einem eigens für solche

Zwecke vorgesehenen Bildschirmarbeitsplatz direkt bei der Behörde oder über

eine Netzwerkverbindung von einem mit dem www verbundenen Computer

der Partei erfolgt, sind meines Erachtens technische Details und keinesfalls

Rechtsprobleme aufwerfende Tatsachen.

                                                
153 Weninger, FINANZOnline im Echtbetrieb, ÖstZ 1998, S 163.
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a. Keine Beschränkung auf bestimmte Personen

Arbeitet die Behörde schon mit einem elektronischen Akt, so ist sie nach

§ 17 Abs 1 letzter Satz AVG dazu ermächtigt, der Partei auf elektronischem

Weg die Akteneinsicht zu ermöglichen. Auffällig ist, dass die Neufassung des

§ 17 Abs 1 AVG die Gestattung der elektronischen Akteneinsicht nicht wie

§ 90a BAO von dem Erfordernis einer Verordnung abhängig macht und auch

nicht auf einen bestimmten Personenkreis beschränkt, wobei ja auch im Bereich

des AVG die Beschränkung auf berufsmäßige Parteienvertreter denkbar und

zulässig wäre. Zum einen kann hier angeführt werden, dass zwischen der

Erlassung der beiden Regeln rund zehn Jahre Entwicklung liegen und dass es

seit dem Datenschutzgesetz (DSG 2000) auch gesetzlich verankerte

Möglichkeiten gibt, die die zweifelsfreie Identität einer Person in der virtuellen

Welt gewährleisten können. Zum anderen ist es, wie oben schon dargestellt,

kompetenzrechtlich zulässig, die konkrete Einführung des elektronischen

Aktes, und mit ihm der elektronischen Akteneinsicht, behördenintern im Wege

von Weisungen zu regeln, sodass es im Zuge des Verwaltungsreformgesetzes

2001 nicht mehr des Vorbehalts einer Verordnung oder der allfälligen

Beschränkung auf eine bestimmte Personengruppe bedarf.

b. Heranziehung bestehender Judikatur

Eine weitere Parallele ist sicher die Ansicht, dass die elektronische

Akteneinsicht nur als Teil des Parteirechtes auf Akteneinsicht gesehen wird,

was der Gesetzgeber im Rahmen der Novellierung des AVG noch viel

deutlicher als in der BAO zum Ausdruck bringt, indem er nicht eine gänzlich

neue Regelung schafft, sondern die bestehende erweitert, sodass schon mit

einer Wortinterpretation der Schluss zulässig sein muss, für diesen besonderen

Teil der Akteneinsicht die bestehenden Grundsätze, Judikate und

Literaturstimmen heranzuziehen.
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c. Maßstäbe des DSG 2000

Bezüglich der Sicherstellung, dass nur die beteiligten Parteien des

Verfahrens, und nur solche sind zur Akteneinsicht nach § 17 berechtigt154, die

Möglichkeit einer elektronischen Ferneinsicht in die Akten der Behörden haben,

ist eine in den Materialien bereits angesprochene Form der

Benutzeridentifikation notwendig, die sich an den strengen Maßstäben des

DSG 2000 orientieren muss, womit allerdings auch sichergestellt werden kann,

dass eben nur dem berechtigten Personenkreis Akteneinsicht gewährt wird.

Zur Zeit scheint es – um eine Möglichkeit der tatsächlichen technischen

Umsetzung anzusprechen – am wahrscheinlichsten zu sein, dass sich die

Parteien mit einem elektronischen „Fingerabdruck“, der beispielsweise auf der

sogenannten Bürgerkarte elektronisch aufgebracht sein kann, über einen

Computer (wo auch immer dieser sich befinden möge) auf einem Server der

Behörde, wo der betreffende Akt in elektronischer Form geführt wird,

anmelden und dort auf die als parteiöffentlich definierten Aktenteile Zugriff

haben.

d. Umfang der elektronischen Akteneinsicht

Was den Umfang der Akteneinsicht beziehungsweise im Falle der

elektronischen Akten(fern)einsicht die Beschränkung auf eine gewisse

Teilmenge der Daten anlangt, sieht § 17 Abs 2 AVG vor, dass allen an einem

Verfahren beteiligten Parteien die Akteneinsicht in gleichem Umfang gewährt

werden muss. Das bedeutet aber auch, dass in dem angedachten zweiten

Ausbauschritt der elektronischen Akteneinsicht jeder Partei mit der

notwendigen Benutzeridentifikation die gleiche Datenmenge freigegeben

werden muss. Daraus resultiert auf den ersten Blick wiederum eine Pflicht der

Behörde, die Akteneinsicht in irgendeiner Form zu dokumentieren und diese

                                                
154 zB VwGH 22. 2. 1999, 98/17/0355.
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Dokumentation zu Beweiszwecken – beispielsweise in einem

Berufungsverfahren wegen Verfahrensfehlern – permanent abrufbar zu

gestalten. Für diese Verpflichtung zur Dokumentation fehlt allerdings eine

gesetzliche Grundlage.

Misst man § 17 AVG jedoch am Gleichheitsgrundsatz nach Art 7 Abs 1

B-VG, so müsste man im Rahmen einer verfassungskonformen Interpretation

aber ohnehin zu dem Schluss kommen, dass zumindest in irgendeiner Form

nachvollziehbar sein muss, ob einzelnen Parteien die Akteneinsicht überhaupt,

wie auch ob allen Parteien Akteneinsicht in gleichem Umfang gewährt worden

ist.

e. Bloße Erweiterung der Akteneinsicht

Zusammenfassend besteht meines Erachtens nach zum jetzigen

Zeitpunkt keine Notwendigkeit, weitere Regelungen zu schaffen, um die

elektronische Akteneinsicht im Verwaltungsverfahren zu verwirklichen, zumal

die Einsicht via Bildschirm als ein mit Papier vergleichbares Trägermedium für

die Information schon nach der bisherigen Rechtslage direkt bei der Behörde

gestattet war und sozusagen nur mehr um die Facette einer elektronischen

Akten f e r n einsicht erweitert wird. Alle diese Überlegungen haben jedoch die

Verwirklichung des elektronischen Aktes an sich als Ausgangspunkt, da ohne

einen solchen auch die elektronische Akteneinsicht wohl ein Absurdum wäre.

7. DER eAKT AUF DEM WEG ZU VfGH UND VwGH

Ein bislang in meinen Augen völlig an den Rand gedrängter Aspekt im

Bereich der Einführung und Handhabung des elektronischen Verwaltungsaktes

ist die fehlende rechtliche Grundlage für die Vorlage eines elektronisch
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geführten Aktes an die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts, wie sie in

§ 38 Abs 2 VwGG beziehungsweise § 20 Abs 2 VfGG für den herkömmlich

geführten verwaltungsbehördlichen Akt vorgesehen ist.

Da in diesem Bereich die Kompetenzen des zuständigen Gesetzgebers

nach herrschender Meinung in den Art 136 und 148 B-VG eindeutig dem Bund

zugewiesen werden, kann es im Gegensatz zur Einführung des elektronischen

Aktes an sich, in Zusammenhang mit der Aktenvorlage zu keinen wie oben

aufgezeigten Kompetenzkonflikten zwischen mehreren in Betracht kommenden

Gesetzgebern kommen.

7. 1. AKTENVORLAGE AN DEN VwGH

§ 38 Abs 2 VwGG normiert eine gesetzliche Pflicht der belangten

Behörde, in einem Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof die Akten des

betreffenden Verfahrens vollständig dem Gerichtshof vorzulegen. Fraglich ist

hierbei allerdings, ob diese Bestimmung auch die Vorlage eines elektronisch

geführten Aktes umfasst, und wenn dies zu bejahen ist, in welcher Form ein

solcherart geführter Akt vorgelegt werden kann.

a. Systematische Betrachtung

Untersucht man nun systematisch die Bestimmungen im VwGG, die von

der Aktenvorlage (§§ 36 Abs 1, 48 Abs 2 Z 1, 59 Abs 2 VwGG) oder

Akteneinsicht (§ 25 Abs 1 und 2 VwGG) sprechen, so kann sich daraus keine

eindeutige Form der Aktenvorlage ergeben155. Es wäre somit denkbar, dass

mangels eindeutiger rechtlicher Bestimmungen es der Behörde selbst

überlassen ist, in welcher Form sie ihren Akt dem Gerichtshof vorlegt,

                                                
155 Martschin, Rechtsprobleme bei der Einführung des elektronischen Verwaltungsaktes, ZfV

2001, S 1565f.
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entweder mittels automationsunterstützter Datenübermittlung, auf einem

physischen Datenträger wie CD-ROM oder Diskette oder in Form eines

Ausdrucks auf Papier.

b. Faktische Effizienz des Rechtsschutzes

Nun kann man aber aus der ständigen Rechtssprechung des

Verfassungsgerichtshofes zum Rechtstaatlichkeitsprinzip folgern, dass die

gesetzlich vorgesehenen Rechtsschutzeinrichtungen – und zu diesen sind auch

die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts zu zählen – ein gewisses Maß an

faktischer Effizienz in ihrer Arbeitsweise gegenüber dem Rechtsschutzwerber

aufweisen müssen156. Folgt man dieser Rechtssprechung und legt sie auf den

konkreten Anwendungsfall der elektronischen Aktenführung um, muss man zu

dem Ergebnis kommen, dass eine Vorlage eines elektronischen Aktes nach der

geltenden Rechtslage, die hierfür keine eigenen Formerfordernisse kennt, auf

jeden Fall zulässig ist, sofern sie dergestalt geschieht, dass der Gerichtshof auch

tatsächlich seinen verfassungsgesetzlich vorgesehenen Aufgaben als

Rechtsschutzeinrichtung nachkommen kann. Es muss also – zumindest

potentiell – die Möglichkeit bestehen, dass der Gerichtshof auch tatsächlich in

den vorgelegten Akt Einsicht nehmen kann.

Dies wäre beispielsweise dann nicht möglich, würde die Behörde einen

elektronisch geführten Akt – in welcher Form auch die konkrete Übermittlung

erfolgen möge – vorlegen, der Gerichtshof aber nicht über die technischen

Voraussetzungen verfügt, tatsächlich Einsicht in diesen Akt zu nehmen. Dies

kann aus Problemen mit der Hardware, wie zum Beispiel fehlende oder falsche

Datenträgerlaufwerke unmöglich sein, oder aber auch weil im Softwarebereich

falsche oder gar keine kompatiblen Programme vorhanden sind. In diesen

                                                
156 zB VfSlg 12.409; VfSlg 12.683; VfSlg 13.493; VfSlg 13.834; VfSlg 14. 374.
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Fällen wäre den an sich ausreichend determinierten Erfordernissen des

§ 38 Abs 2 VwGG nicht genüge getan.

Es ist allerdings auch dem Wortlaut des § 38 Abs 2 VwGG nach, der in

seinem ersten Satz eine unzweideutige Verpflichtung der Behörde normiert,

den Akt vorzulegen, denkbar, ebenso eine Verpflichtung der Behörde

abzuleiten, den wie auch immer geführten Verwaltungsakt in e i n e r  f ü r

d e n  G e r i c h t s h o f  z u g ä n g l i c h e n  F o r m vorzulegen. Bei einer

solchen verfassungskonformen Auslegung der Bestimmung über die

Aktenvorlage an den Verwaltungsgerichtshof würde auch die vom

Verfassungsgerichtshof geforderte faktische Effizienz des Rechtsschutzes

gewährleistet sein.

c. Verhinderung der Vorlage durch die belangte Behörde

Als weiteres Argument für eine solche Interpretation kann angeführt

werden, dass die Bestimmungen über die Aktenvorlage ins Leere gehen

würden und auch ein – gemessen am Rechtsstaatsprinzip –

verfassungsrechtlich höchst bedenklicher Zustand geschaffen werden würde,

hätte es die belangte Behörde in der Hand, die Form der Vorlage zu wählen. So

würde es nämlich der belangten Behörde obliegen, den Parteien den Zug zum

Gerichtshof als letzte, wohl aber verfassungsgesetzlich vorgesehene, Instanz zu

verwehren oder in wahrscheinlich nicht unerheblichem Ausmaß zu verzögern.

Legt nun die Behörde den Akt in einer dem Gerichtshof nicht

ausreichend zugänglichen Form vor, so kommt sie in meinen Augen ihrer

Pflicht nicht im vorgeschriebenen Ausmaß nach, und der Gerichtshof wäre zu

einer Entscheidung aufgrund des Parteienvorbringens nach § 38 Abs 2 letzter

Satz VwGG befugt. Meines Erachtens wäre ein solcher Sachverhalt – fehlerhafte

oder unvollständige Vorlage des Verwaltungsaktes – ebenfalls von § 38 Abs 2

VwGG umfasst, und es bedarf daher keinerlei zusätzlicher Bestimmungen, um
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den Bereich der Vorlage eines elektronisch geführten Verwaltungsaktes an den

Verwaltungsgerichtshof zu regeln.

Solange es allerdings an einer gesicherten Rechtssprechung zu diesem

Problemkreis mangelt, ist es in jedem Fall zulässig, wenn die belangte Behörde

einen elektronisch geführten Akt ausdruckt und dieses Papierkonvolut dem

Verwaltungsgerichtshof vorlegt. Dies ist schon allein deswegen zulässig, da ja

zwischen den gespeicherten Daten und deren Darstellung zu unterscheiden ist,

und sich die Vorlageverpflichtung nur auf den Inhalt eines Aktes beziehen

kann.

d. Novellierung als Lösung

Soweit man diesen Betrachtungen folgt, ist somit von einer Novellierung

des VwGG rein prinzipiell abzusehen, allerdings wäre es im Interesse der

Rechtssicherheit von Vorteil, im Zuge der Flut an Gesetzesnovellierungen im

Gefolge der Verwaltungsreform in eindeutiger Weise festzuhalten, dass eine

Vorlage in anderer als in Papierform ebenfalls zulässig sei. Martschin157, der im

Ergebnis ebenfalls eine legistische Lösung des Problems als zielführend ansieht,

schlägt eine Ermächtigung an ein Justizverwaltungsorgan des Gerichtshofes

vor, die Aktenvorlage durch Verordnung zu regeln, sodass gewährleistet ist,

dass die Kontrolle der Verwaltung der Manipulation durch externe

Verwaltungsakte entrückt ist158.

Dies scheint auch aus einem anderen Aspekt die langfristig wohl

zielführendste Methode zu sein, da sich ja gerade im Bereich der elektronischen

Datenverarbeitung die Technologie so rasant weiterentwickelt, dass

anzunehmen sein muss, dass der im Vergleich zur Erlassung einer Verordnung

                                                
157 Martschin, Rechtsprobleme bei der Einführung des elektronischen Verwaltungsaktes, ZfV

2001, S 1566.
158 vgl Klecatsky/Morscher, Das österreichische Bundesverfassungsrecht3, 1982, S 620; VfSlg

15.762.
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eher schwerfällige Gesetzgebungsvorgang Regelungen hervorbringt, die im

Zeitpunkt ihres Inkrafttretens schon nicht mehr dem Stand der Technik

Rechnung tragen können. Diese Vorgehensweise würde auch den, ebenfalls im

Zuge der Verwaltungsreform in erstaunlich großen Dimensionen

verwirklichten Deregulierungsbestrebungen und Maßnahmen zur

Eindämmung der Gesetzesflut im Bereich des Verwaltungsrechts gerecht

werden159.

7. 2. AKTENVORLAGE AN DEN VfGH

Auch für den Bereich der Vorlage der verwaltungsbehördlichen Akte an

den Verfassungsgerichtshof ergibt sich nach einer systematischen Betrachtung

der relevanten Bestimmungen (§§ 20 Abs 2 und 3, 25 VfGG) keine gesetzlich

vorgesehene Form der vorzulegenden Akten. Auch die in § 35 Abs 1 VfGG

vorgesehene subsidiäre Anwendung der ZPO und dort eventuell enthaltener

Bestimmungen über die elektronische Führung von Akten kann nur insofern

angewandt werden, als dadurch nicht – wie oben schon dargestellt – die

faktische Effizienz des Gerichtshofes als verfassungsgesetzlich vorgesehene

Rechtsschutzeinrichtung beeinträchtigt wird160.

Im Ergebnis wird auch hier eine Novellierung des VfGG in Betracht zu

ziehen sein, damit dieser Problemkreis nicht zu Lasten der Rechtssicherheit

durch den Gerichtshof selbst in einem zeitlich nicht vorhersehbaren

Entscheidungsfindungsprozess einer Lösung zugeführt werden muss.

                                                
159 vgl Die österreichische Verwaltungsreform, GZ 123.070/002-I/2/d/01; Das

Regierungsprogramm, ZL 1111801/2000.
160 Diesbezüglich können auch hier die schon im vorigen Kapitel angestellten Überlegungen als

Argumente herangezogen werden; auch sei auf die in diesem Kapitel Literatur verwiesen.
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8. ZUSAMMENFASSUNG

Mit den vorliegenden Bemühungen gewisse Verfahrensabschnitte wie

zum Beispiel den internen Aktenlauf oder die Akteneinsicht durch die Führung

eines elektronischen Aktes zu beschleunigen und zu erleichtern, folgt man nun

auch im Anwendungsbereich des AVG den Erfahrungen, die man im

finanzbehördlichen Verfahren sammeln konnte. Auch bei der Umsetzung des

Projektes „ELAK“ geht es schlussendlich darum, einerseits den Bürgern den

Behördenkontakt zu erleichtern, und andererseits gewisse

verfahrensökonomische Zielvorgaben wie Raschheit oder Kosteneffizienz zu

erreichen.

Rechtlich gilt es in meinen Augen auch bei dieser Facette des

eGovernment darum, aus bereits vorhandener Judikatur zu schöpfen, um aus

Gründen der Rechtssicherheit und der Kontinuität möglichst wenige der

auftretenden Rechtsfragen neu beurteilen zu müssen. Die durch das

Verwaltungsreformgesetz 2001 eingeführten Neuerungen des AVG scheinen

den Anforderungen zu genügen, sodass – mit Ausnahme der fehlenden

Regelungen über die Aktenvorlage an die Gerichtshöfe öffentlichen Rechts – es

keiner zusätzlichen gesetzlichen Bestimmungen bedarf, um den elektronischen

Verwaltungsakt praktisch vollständig zu realisieren.

Als rechtspolitische Bemerkungen drängt sich hier wiederum der

Hinweis auf den Kundenservice der Verwaltungsbehörden gegenüber den

Bürgern auf. Darüber hinaus ist es in meinen Augen wichtig, auf dieser

wichtigen Ebene die Kosten-Nutzen-Rechnung nicht mit falschen Maßstäben

anzustellen, und nach dem Haar in der Suppe zu suchen. Es ist, um nur ein

Beispiel zu bringen, nicht auf einen – verschwindend geringen – Prozentsatz

von Problemfällen im Zusammenhang mit digitalisierten Urkunden

abzustellen, sondern unter Bedachtnahme auf den Sinn und Zweck der
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Verfahrensgesetze auch die sich mittel bis langfristig ergebende zusätzliche

Kommunikationsform zwischen Behörden und Bürgern in einer adäquaten Art

und Weise zu bewerten; und dieser Sinn und Zweck der Verfahrensgesetze

ergibt sich unmittelbar aus der Bedarfskompetenz zur Gesetzgebung durch den

Bund aus Art 11 Abs 2 B-VG.
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IV.

eVOTING – WAHLEN PER MAUSKLICK

1. ALLGEMEINES

Bislang wurden in dieser Arbeit mehrere Bereiche des

Verwaltungsverfahrensrechts auf ihre Kompatibilität mit einer Elektronisierung

und Automatisierung gewisser Vorgänge untersucht. Wie in der Einleitung

schon festgehalten, sollen aber verschiedenste Aspekte aus unterschiedlichen

Rechtsgebieten erörtert werden. Hinter dem Schlagwort eGovernment

verbergen sich nämlich nicht nur Maßnahmen, die das verwaltungsbehördliche

Verfahren durch den Einsatz von automationsunterstützter Datenverarbeitung

zeit- und kosteneffizienter gestalten sollen, sondern auch für die in der

Bundesverfassung vorgesehenen Akte direkter Demokratie besteht die

Forderung nach einer dem Internetzeitalter entsprechenden Adaption.

Am 2. und 3. Februar 2000 hat an der Universität Osnabrück die weltweit

erste rechtsgültige Wahl über das Internet stattgefunden (Wahlen zum

Studentenparlament)161. In nicht allzu ferner Zukunft soll es jedem möglich

sein, beispielsweise bei Nationalratswahlen seine Stimme von einem Computer

aus abzugeben, an Volksabstimmungen via Handy und Laptop teilzunehmen

                                                
161 Schefbeck, Elektronische Demokratie, in: Schweighofer/Menzel, E-Commernce und E-

Government: aktuelle Fragestellungen der Rechtsinformatik, 2000, S 94f, der zu diesen
Wahlen eine Internetadresse zitiert (www.ivote.de), die zum Zeitpunkt der Drucklegung
dieser Arbeit nicht mehr in Betrieb war.
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oder den Bundespräsidenten vom Internet-Café aus per Mausklick zu wählen,

um nur ein paar der denkbaren Szenarien zu nennen.

Die Umsetzung der elektronischen Stimmabgabe ist das technisch mit

Abstand anspruchsvollste Vorhaben im großen Bereich des eGovernment162,

nicht zuletzt, weil die österreichische Bundesverfassung in ihrem Art 26 die

Grundsätze der allgemeinen, gleichen, unmittelbaren, geheimen, freien und

persönlichen Wahl festsetzt. Anhand dieser Grundsätze gilt es, die Modelle für

eine elektronische Wahl zu untersuchen, obwohl an dieser Stelle schon bemerkt

sei, dass eine allzu enge historische Interpretation (zu) wenig Spielraum für

technische Innovationen im Bereich der Wahlen zulässt.

Bevor nun untersucht werden soll, ob und wie die eben genannten

verfassungsrechtlichen Prinzipien durch elektronische Wahlen berührt oder

beeinträchtigt sind, sollen im Rahmen eines rechtspolitischen Exkurses die Vor-

und Nachteile des eVoting aufgezeigt werden. Dies geschieht anhand eines

Berichtes des schweizerischen Bundesrates an das Parlament über Chancen,

Risiken und Machbarkeit der elektronischen Ausübung politischer Rechte

betreffend den schweizerischen „Vote électronique“.

Des weiteren ist – um Missverständnisse hintanzuhalten – den

rechtlichen Überlegungen eine Übersicht über die wichtigsten in der Literatur

verwendeten Begriffe für die elektronische Wahl vorangestellt. Auch bedarf es

einer kurzen Einführung in die hinter einer elektronischen Wahl stehende

Technik der Verschlüsselung elektronischer Daten, ohne die eine elektronische

Stimmabgabe nach den verfassungsrechtlichen Vorgaben meines Erachtens

überhaupt nicht möglich wäre. Erst mit dem technischen Hintergrundwissen ist

es sinnvoll, Modelle einer elektronischen Wahl am Beispiel der Wahl zum

österreichischen Nationalrat auf ihre rechtliche Zulässigkeit zu überprüfen.

                                                
162 Menzel, E-Voting an österreichischen Hochschulen, in: Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg),

Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 281.
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2. WARUM eVOTING – EXKURS ZU VOTE ELECTRONIQUE

Wenn man elektronische Wahlen über das Internet – Vote électronique –

mit der elektronischen Führung eines verwaltungsbehördlichen Aktes oder mit

der elektronischen Zustellung von behördlichen Schriftstücken vergleicht, so

drängt sich die Frage nach der Berechtigung und dem marktwirtschaftlichen

Nutzen einer Online-Wahl auf. Zwischen den Bürgern eines Staates und den

Verwaltungsbehörden bestehen ungleich mehr Kontakte, die eine Investition in

elektronische Systeme in Hinblick auf eine kosten- und zeiteffizientere

Verwaltung als gerechtfertigt erscheinen lassen, als Wahlberechtigte alle paar

Jahre zu einer Wahl gehen; gerade in Hinblick auf die kontinuierlich sinkende

Wahlbeteiligung erscheint diese zugegebenermaßen etwas zynische Sicht zu

Recht zu bestehen.

Als europäischer Staat, in dem die Bemühungen um die Einführung

eines elektronischen Wahlsystems am weitesten gediehen sind, hat das

Schweizer Parlament im Jahr 2000 den Bundesrat aufgefordert festzustellen, ob

und wie in der Schweiz die Informationsgesellschaft gestärkt werden kann. Am

9. 1. 2002 legte der Bundesrat dem Parlament einen Bericht über den „Vote

électronique“, einem eVoting-System, vor163, in welchem unter anderem die

Chancen eines elektronischen Wahlsystems hervorgehoben wurden. Zwar sind

diese als rein rechtspolitische Argumente anzusehen, ich stelle sie jedoch den

folgenden technischen und rechtlichen Überlegungen als dritte im Bereich des

eVotings zu bedenkende Ebene voran. Diese dritte Ebene ist gerade in dem so

sensiblen Bereich der direkten Demokratie und der politischen Rechte eine

                                                
163 Bericht über den Vote électronique – Chancen, Risken und Machbarkeit elektronischer

Ausübung politischer Rechte, in: Schweizer Bundesblatt Nr 5 vom 5. 2. 2002, S 645ff (Die
Aufzählung der Chancen, Risiken und Herausforderungen ist dem Abstract des Berichtes auf
den Seiten 646f entnommen und soll einen kurzen Überblick dessen bieten, was in dem
Bericht aus rechtspolitischer Sicht erörtert wird. Soferne der Bericht konkrete Lösungswege zu
spezifischen in dieser Arbeit aufgeworfenen Problemen aufzeigt, wird in weiterer Folge
darauf Bezug genommen werden.).
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nicht unwichtige Komponente. Die angesprochenen Chancen des

eidgenössischen „Vote électronique“ werden wie folgt bezeichnet:

- politische Verfahren werden den neuen gesellschaftlichen

Entwicklungen angepasst;

- die Teilnahme an Abstimmungen und Wahlen wird erleichtert;

- die herkömmlichen Formen der Demokratie werden durch attraktive

neue Formen der Teilnahme ergänzt;

- die Stimmbeteiligung kann möglicherweise gesteigert werden;

- das demokratische Prinzip „eine Person – eine Stimme“ kann gegen

klassische Missbräuche besser geschützt werden;

- die Übernahme einer Vorreiterrolle beim Vote électronique ermöglicht

der Schweiz, bei der Verhinderung von Missbrauchsmöglichkeiten

Maßstäbe zu setzen;

- bei einem Vote électronique lassen sich mit Zustimmung der

Stimmberechtigten die Motive der Stimmabgabe leichter ergründen.

 Diesen als Chancen bezeichneten Aspekten einer elektronischen Wahl

stellt der schweizerische Bundesrat folgende Risiken und Herausforderungen

gegenüber:

- der Abstimmungsvorgang bedarf neuer Formen;

- die raumgebundenen föderalistischen Strukturen (Ständemehr,

Wahlkreise) werden möglicherweise verwischt;

- durch mögliche Beschleunigungen der Abläufe können

Meinungsbildungsprozesse beeinträchtigt werden;

- der digitale Graben zwischen Menschen mit und ohne Zugang zum

Internet könnte Ungleichheiten bei der Teilnahme am politischen Leben

schaffen;

- das Zustandekommen von Volksinitiativen und Referenden darf nicht so

stark erleichtert werden, dass es die ordentliche Rechtssetzung blockiert;
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- es gibt Missbrauchsgefahren, gegen die Lösungen gefunden werden

müssen. Dritte könnten die neuen Technologien missbrauchen und in

das Abstimmungsgeschehen eingreifen. Der gegenwärtige Stand der

Informatik lässt es beispielsweise zu, dass irgendjemand ein Programm

entwickelt, welches eine bestimmte Anzeige auf dem Bildschirm

erscheinen lässt, etwas Abweichendes speichert und wieder etwas

anderes ausdruckt. Allfällige technische Pannen und Fehlerquellen sind

bei der elektronischen Stimmabgabe schwieriger zu eruieren als bei

herkömmlichen Verfahren und die öffentliche Kontrolle über

Nachzählungen wird erschwert. Auch die elektronische Stimmabgabe

und Unterzeichnung von Initiativen, Referenden und

Nationalratswahlvorschlägen bieten erhebliche technische

Sicherheitsprobleme;

- auch wenn heute viele der technischen Probleme bekannt sind, bedeutet

dies noch nicht, dass diese auch gelöst werden können. Können

grundlegende Zweifel der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger an der

Zuverlässigkeit der elektronischen Ausübung der politischen Rechte

nicht aus dem Weg geräumt werden, gefährdet dies das Funktionieren

des demokratischen Systems.

Diese knappe Gegenüberstellung der Chancen, Risken und

Herausforderungen in Bezug auf elektronische Wahlsysteme umreißt nicht nur

den Inhalt des Berichtes des Bundesrates, sie stellt auch in prägnanter Form die

nicht nur auf die Schweiz beschränkten rechtspolitischen Ansatzpunkte für die

Einführung des eVotings dar. Betrachtet man die Bandbreite von „Steigerung

der Wahlbeteiligung“ bis „Wählermotivationserfassung“, so kann man sich

auch ein Bild von der politischen Motivation, die hinter der Bestrebungen zur

Einführung des eVoting steht, machen.

Wenn man das politische Recht der Wahlen zu allgemeinen

Vertretungskörpern rechtlich untersucht, so ist es meines Erachtens nach von

Vorteil, auch diese Überlegungen im Hinterkopf zu behalten. Dies nicht zuletzt
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deshalb, weil eben Wahlen nicht nur von der rechtlichen Seite zu beleuchten

sind, sondern wegen ihrer unmittelbaren demokratiepolitischen Bedeutung für

den einzelnen wie auch wegen des überproportionalen medialen Interesses

immer auch von nicht-juristischen Standpunkten zu betrachten sind.

3. BEGRIFFE

Wenn in dieser Arbeit von eVoting die Rede ist, so ist dieser Begriff als

Synonym für die als Beispiel ausführlich behandelte Wahl zu allgemeinen

Vertretungskörpern auf elektronischem Wege via Internet zu verstehen. In der

Literatur zu diesem (Rechts)bereich stößt man allerdings auf verschiedene

Begriffe und Schreibweisen die elektronische Wahl betreffend, die nun, um

Verwechslungen auszuschließen, kurz umrissen werden sollen.

3. 1. E-VOTING

E-Voting umfasst als Überbegriff jede Art von Wahlverfahren, bei dem

die Registrierung der Wähler, Abgabe der Stimme oder Auswertung der

abgegebenen Stimmen mittels elektronischer Unterstützung durchgeführt

wird164. Als ein bekanntes Beispiel hierfür sei die Auswertung von in Form von

Lochkarten ausgefertigten Stimmzetteln, wie sie in den Vereinigten Staaten

verwendet werden, genannt. Hierbei zählt eine Maschine physikalisch die mit

Hilfe der Lochkarten getätigten Wahlvorgänge, wobei das Ablesen des

Ergebnisses vor Ort durch eine oder mehrere natürliche Personen, im Regelfall

                                                
164 Menzel, E-Voting an österreichischen Hochschulen, in: Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg),

Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 281.
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durch die Wahlkommission, erfolgt165. Die Wahlberechtigung wird in diesem

Modell – losgelöst von dem eigentlichen Wahlvorgang – durch die Kontrolle

der Übereinstimmung des Wählers, der sich auszuweisen hat, mit den

Eintragungen in einer Wählerliste überprüft.

3. 2. ONLINE-VOTING

Beim Online-Voting gibt der Wähler seine Stimme elektronisch (via

Computer) – allerdings in einem Wahllokal – ab. Die einzelnen Eingabegeräte

sind in einem Intranet166 miteinander vernetzt und die Stimmauszählung

erfolgt auf einem Server der Wahlbehörde. Auch bei diesem Modell wird die

Wahlberechtigung gesondert vor der Wahl durch die Wahlbehörde kontrolliert.

Bezüglich des Schutzes des Wahlgeheimnisses sind nur ausreichende

Vorkehrungen zu treffen, damit mit den an sich anonym abgegebenen

Wahldaten keine persönlichen Daten in Zusammenhang gebracht werden

können167. Dies ist durch die mögliche getrennte automationsunterstützte

Erfassung der beiden Daten sehr leicht realisierbar, und daher ist – wie auch

beim E-Voting-Verfahren – ein mit der traditionellen Wahl vergleichbarer

Schutz gewährleistet.

                                                
165 Dass dieses Verfahren nicht das zuverlässigste ist, ist seit den Präsidentschaftswahlen in

Amerika 2000 auch der breiten Öffentlichkeit bekannt; Stieler, Die Differenzmaschine – Wie
Lochkartenleser den US-Präsidenten bestimmen, c’t 2000 Heft 15, S 35ff.

166 Was das Internet für die ganze Welt ist, ist das Intranet für eine geschlossene
Anwendergruppe, wie zum Beispiel ein Unternehmen. Intranets verwenden die gleichen
Protokolle wie das Internet, sind aber nicht für jeden zugänglich. Sogenannte Firewalls
(Schutzsysteme, elektronische „Feuerwand“) sorgen dafür, dass auf ein Intranet nur
autorisierte Personen zugreifen können. In diesem Fall setzt bereits der Zugang zu einem mit
diesem Wahl-Intranet vernetzten Computer die Wahlberechtigung der potentiellen Benützer
voraus.

167 Menzel, E-Voting an österreichischen Hochschulen, in: Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg),
Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 284.



103

3. 3. I-VOTING

Unter I-Voting ist die geheime und gesicherte Stimmabgabe über das

Internet zu verstehen168. Dadurch, dass hierbei kein geschlossenes Netzwerk

wie im Modell des Online-Votings verwendet wird, gilt es als technisch überaus

anspruchsvoll zu realisieren, nicht zuletzt, weil einerseits die Wahlteilnehmer

identifiziert werden müssen (Wahlberechtigung), andererseits aber auch ein

ausreichender Schutz des Wahlgeheimnisses gewährleistet sein muss. Die in

diesem Kapitel angestellten rechtlichen Überlegungen beziehen sich in der

Folge auf I-Voting, da es im Sinne einer Vereinfachung für den Bürger wohl das

langfristig anzustrebendste der drei Modelle ist und weil in einem I-Voting-

Verfahren ohnehin ein Großteil der die anderen beiden Modelle

charakterisierenden Aspekte miteingeschlossen ist.

4. DIE TECHNIK HINTER eVOTING

Bevor der Bereich des electronic voting von der rechtlichen Seite aus

betrachtet werden kann, ist es notwendig, die hinter einer elektronischen Wahl

stehende Technik, insbesonders die angewandten

Verschlüsselungsmechanismen vom Prinzip her nachvollziehen zu können. Im

Folgenden werden nun die technischen Voraussetzungen für eVoting, wie sie

dem derzeitigen Wissensstand entsprechen, kurz dargestellt.

                                                
168 ebd, S 284, mit Verweis auf California Internet Voting Task Force, A Report on the Feasibility

of Internet Voting, 2000, http://www.ss.ca.gov/executive/ivote/; Schreiner, Wahlen per
Mausklick – rechtliche Überlegungen zum I-Voting, in: Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg),
Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 262.
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4. 1. ASYMETRISCHE KRYPTOGRAPHIE ALS AUSGANGSPUNKT

Ein elektronisches Wahlverfahren lässt sich nur dann mit einer

demokratischen Verfassung in Einklang bringen, wenn gewährleistet ist, dass

die vom Wähler abgegebene Stimme sicher auf dem Server der Wahlbehörde

einlangen kann. Dies wird durch eine Verschlüsselung der Wählerdaten unter

Bedienung der asymetrischen Kryptographie gewährleistet.

Die asymetrische Kryptographie, die auch als Public-Key-Kryptographie

bezeichnet wird169, wurde in den 70er Jahren des vergangenen Jahrhunderts

entwickelt170 und stellt die mathematische Grundlage für die Verschlüsselung

und die darauf folgende sichere Versendung von Daten über öffentliche

Netzwerke dar. Die Sicherheit dieses Verfahrens beruht auf der Verwendung

von so genannten Public-Key-Algorithmen, die die Eigenschaft haben, dass sie

relativ einfach anzuwenden sind, ihre Umkehrung jedoch mit der derzeit

verfügbaren Rechenleistung nicht möglich ist.

Bei einem solchen Kryptographieverfahren besitzen der Sender und der

Empfänger zwei unterschiedliche, voneinander nicht ableitbare Schlüssel, einen

öffentlichen (e) und einen privaten (d)171. Der Empfänger erzeugt ein solches

Schlüsselpaar und stellt den öffentlichen Schlüssel e frei zur Verfügung. Den

privaten Schlüssel d hält er jedoch geheim. Auf diese Weise kann jeder auf den

öffentlichen Schlüssel e zugreifen, eine Nachricht mit diesem Algorithmus

verschlüsseln und über öffentliche Netze versenden, denn diese Nachricht kann

nur der Empfänger entschlüsseln172. Dieses Verfahren ist denkbar aufwendig

und wird daher in der Praxis kaum verwendet.

                                                
169 Posch, Digitale Signaturen in der Praxis, in: Tagungsband I zur Informatik 2001, Bd 157, 2001,

S 478.
170 Diffie/Hellman, New directions in cryptography, in: IDEE Transaction on Information Theory,

Bd 22, 1976, S 644ff.
171 Die Abkürzungen für das Schlüsselpaar lassen sich aus dem Englischen ableiten: e von

encrypt für Verschlüsselung, d von decrypt für Entschlüsselung.
172 genauer Posch, Digitale Signaturen in der Praxis, in: Tagungsband I zur Informatik 2001, Bd

157, 2001, S 477ff.
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Wendet man dieses Verfahren jedoch in umgekehrter Reihenfolge an, so

entsteht praktisch eine elektronische Nachricht, bei der die Sender identifiziert

werden, jedoch ein nicht limitierter Kreis von Empfängern darauf zugreifen

kann. In diesem Modell verschlüsselt der Sender die Nachricht mit dem

privaten Schlüssel d, sodass im Prinzip jeder über den öffentlichen Schlüssel e

auf diese Nachricht zugreifen kann. Das gewährleistet zwar nicht, dass eine

Nachricht sicher vom Sender zu einem bestimmten Empfänger gelangt, jedoch

kann jeder Teilnehmer in dem betreffenden öffentlichen Netz auf den

öffentlichen Schlüssel zugreifen, womit der einzelne Empfänger die Gewissheit

hat, dass die Nachricht nur vom verschlüsselnden Sender stammen kann173.

Diese Überlegungen waren der Ausgangspunkt für die elektronische

Signatur, die von Fujioka, Okomoto und Ohta Anfang der 90er Jahre für die

elektronische Stimmabgabe über öffentliche Netze adaptiert wurden174.

4. 2. DER ZERTIFIKATOR

Die Erstellung und Zuordnung eines solchen Schlüsselpaares obliegt

einem Zertifizierungsanbieter (Abschnitt 3, §§ 6 – 12 SigG) und geschieht in der

Regel nur einmal für jede Person. Dabei wird zunächst der private Schlüssel

unter Zuhilfenahme hochwertigen Zufalls erstellt, aus dem dann der

entsprechende öffentliche Schlüssel abgeleitet wird. Erst die Verwendung von

hochwertigem Zufall gewährleistet die notwendige Sicherheit, dass der

Schlüssel mit vorhandener Rechenleistung praktisch nicht umzukehren ist. Der

private Schlüssel wird hierbei auch als „Signaturerstellungsdaten“ bezeichnet,

                                                
173 genauer Posch, Digitale Signaturen in der Praxis, in: Tagungsband I zur Informatik 2001, Bd

157, 2001, S 477ff.
174 Menzel, E-Voting an österreichischen Hochschulen, in: Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg),

Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 283,
mit Verweis auf: Fujioka/Okamoto/Ohta, A practical secret voting scheme for large scale
elections, in: Advances in Cryptology – AUSCRYPT 1992, Lecture Notes in Computer Science,
Vol 718, S 244ff.
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der öffentliche als“ Signaturprüfdaten“175. Dieses Schlüsselpaar wird dann einer

Person zugeordnet.

Empfängt nun eine Person eine mit einem privaten Schlüssel

verschlüsselte Nachricht, so ist aufgrund des freien Zugangs zu dem

entsprechenden öffentlichen Schlüssel gesichert, dass die Nachricht von einer

bestimmten, diesem Schlüsselpaar zuordenbaren Person stammt. Anhand des

entweder mitgeschickten oder aber über einen sogenannten Verzeichnisdienst

abrufbaren Zertifikats ist die Authentizität der elektronischen Signatur

gewährleistet.

4. 3. BLINDE DIGITALE SIGNATUREN

Diese von Chaum entwickelte Art der elektronischen Signatur ermöglicht

es, eine Datei zu signieren, ohne dabei den Inhalt kennen zu müssen, jedoch so,

dass die Personenechtheit des Senders gewährleistet ist176. Es wird in der

Literatur mit dem System der Briefwahl verglichen, bei der ebenfalls

Wählerdaten überprüft werden müssen, jedoch eine strikte Trennung von den

eigentlichen Wahldaten erforderlich ist177.

Man kann sich das in etwa so vorstellen, dass die Wahldaten vom

Wähler in ein mit seinen Wählerdaten beschriftetes Kuvert gelegt werden.

Dieses Kuvert wird nun an dem Empfänger (Validator) übermittelt, der die

außen auf das Kuvert aufgebrachten Wählerdaten überprüft und daraufhin

                                                
175 Posch, Digitale Signaturen in der Praxis, in: Tagungsband I zur Informatik 2001, Bd 157, 2001,

S 480f.
176 Chaum, Elections with unconditionally-secret ballots and disruption equivalent to breaking

RSA, in: Advances in Cryptology – EUROCRYPT 1988, Lecture Notes in Computer Science,
Vol 330, S 177ff.

177 vgl Schreiner, Wahlen per Mausklick – rechtliche Überlegungen zum I-Voting, in:
Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg), Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen
der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 259f; Menzel, E-Voting an österreichischen Hochschulen,
in: Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg), Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle
Fragestellungen der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 289.
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seine Signatur auf das Kuvert setzt, die sich auch auf den anonymen

Stimmzettel in diesem Kuvert „durchschreibt“178. Auf diese Art und Weise

bekommt der Sender auf sein anonymes Wahlformular eine Signatur, anhand

derer in weiterer Folge festgestellt werden kann, ob er zur Wahl zugelassen ist

oder nicht, ohne dass bei dieser Prüfung seine Wählerdaten herangezogen

werden müssten.

Dem Argument, dass der Empfänger (Validator) die Wählerdaten mit

einer bestimmten blinden Signatur versieht, diese Signatur mit den Wahldaten

in weiterer Folge in untrennbarem Zusammenhang steht und so der Empfänger

(Validator) Wähler- und Wahldaten in Zusammenhang bringen könnte, ist

entgegenzuhalten, dass der Empfänger (Validator) im Rahmen eines

Wahlvorganges eine Vielzahl von blinden Signaturen für unterschiedliche

Empfänger ausstellt. So kann mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit eine

Rückverfolgung, welche signierte und transformierte Nachricht mit welcher

blinden Signatur versehen ist, ausgeschlossen werden179.

Im Übrigen gilt für den gesamten Bereich der Verschlüsselung die

Faustregel, dass mit der Anzahl der Teilnehmer an einem solchen System auch

die Sicherheit für den Einzelnen steigt; je mehr Wahlberechtigte ein

elektronisches Wahlsystem nutzen, umso höher größer ist die Chance, den

Anforderungen der Bundesverfassung gerecht zu werden.

                                                
178 Menzel verwendet hierfür den bildlichen Vergleich mit einem Kohlepapier zwischen Kuvert

und Stimmzettel, durch das sich eine Kopie der Unterschrift auf dem Kuvert auch auf den
Stimmzettel in dem Kuvert befindet; vgl Menzel, E-Voting an österreichischen Hochschulen,
in: Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg), Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle
Fragestellungen der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 289f.

179 Schlifni, Electronic Voting Systems and Electronic Democracy, Dissertation an der
Technischen Universität Wien, 2000.
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5. DIE TRADITIONELLE WAHL

Um den Vergleich mit der bisherigen Rechtslage zu erleichtern, wird nun

kurz das herkömmliche Wahlverfahren nach der Nationalrats-Wahlordnung

1992180 (NRWO) dargestellt, für eine ausführliche Auseinandersetzung sei

allerdings auf die einschlägige Literatur verwiesen181.

In § 1 Abs 1 NRWO wird die Anzahl der Mitglieder des Nationalrats mit

183 festgelegt. Diese 183 Mandate sind nach einer auf der jeweils letzten

Volkszählung beruhenden Anzahl der Staatsbürger innerhalb der neun

Landeswahlkreise (§§ 2 Abs 1, 4 NRWO) auf diese verhältnismäßig umgelegt.

Innerhalb der Landeswahlkreise wird dann noch einmal eine Unterteilung in

insgesamt 43 Regionalwahlkreise vorgenommen, auf die die Mandate nach dem

selben Prinzip verteilt werden (§ 3 NRWO).

5. 1. WÄHLEREVIDENZ UND WÄHLERVERZEICHNISSE

Nach dem Wählerevidenzgesetz 1973182 (WEvG) ist von den Gemeinden

ein permanentes Verzeichnis der Wahl- und Stimmberechtigten zu führen, das

nicht nur als Grundlage für die Wählerverzeichnisse bei Nationalratswahlen

und Volksabstimmungen dient, sondern auch für die Bundespräsidentenwahl

herangezogen wird. Diese Wählerevidenz kann in Karteiform oder mittels

automationsunterstützter Datenverarbeitung geführt werden (§ 1 WEvG). Nach

§ 2 WEvG sind alle Wahlberechtigten in die Wählerevidenz einzutragen.

Wahlberechtigt sind alle Männer und Frauen mit Wohnsitz in der betreffenden

Gemeinde, die vor dem 1. Jänner des Jahres der Eintragung das 18. Lebensjahr

vollendet haben und die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen und nicht

                                                
180 BGBl 1992/471, zuletzt geändert durch BGBl I 1999/90.
181 zB Neisser/Handstanger/Schick, Bundeswahlrecht2, 1994.
182 BGBl 1973/601, zuletzt geändert durch BGBl I 2001/98.
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vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 Abs 1 WEvG). Auslandsösterreicher

werden in das Verzeichnis der Gemeinde aufgenommen, in der sie ihren letzten

Wohnsitz im Inland hatten (§ 2 Abs 3 WEvG).

Aufgrund dieser Wählerevidenz sind vor jeder Wahl oder Abstimmung

von den Gemeinden Wählerverzeichnisse anzulegen (§ 23 NRWO), anhand

derer die Wahl- oder Stimmberechtigung einer Person für eine konkrete Wahl

oder Abstimmung zu beurteilen ist (§§ 34, 36 NRWO)183.

In die Wählerevidenz sowie in die Wählerverzeichnisse darf jeder, der

sich von der Richtigkeit und Vollständigkeit überzeugen will, Einsicht nehmen

(§ 3 WEvG, § 25 NRWO) und Einspruch (§ 4ff WEvG) erheben oder aufgrund

der Ergebnisse einer Wahl oder Abstimmung ein Einspruchs- oder

Berufungsverfahren einleiten (§ 25 Abs 4 NRWO) beziehungsweise den

Verfassungsgerichtshof im Rahmen einer Beschwerde damit befassen184.

5. 2. ABSTIMMUNG UND ERMITTLUNGSVERFAHREN

Jeder Wahlberechtigte kann seine Stimme persönlich in einem Wahllokal

innerhalb der festgesetzten Wahlzeit abgeben (§§ 59ff NRWO), wobei durch die

örtliche Wahlbehörde zunächst die Identität des Wählers in der Regel anhand

eines amtlichen Lichtbildausweises (§§ 67f NRWO) und anhand des

Wählerverzeichnisses die Wahlberechtigung festzustellen ist. Gemäß § 68

NRWO bekommt der Wähler sodann vom Wahlleiter einen amtlichen

Stimmzettel sowie ein leeres Wahlkuvert ausgehändigt und wird angewiesen

sich zur tatsächlichen Stimmabgabe in eine Wahlzelle zu begeben. Der Wähler

hat nach der erfolgten Stimmabgabe den Stimmzettel in das Kuvert einzulegen

und dieses dem Wahlleiter verschlossen zu übergeben, der es ungeöffnet in die

Wahlurne zu legen hat.

                                                
183 VfSlg 1.994.
184 VfSlg 1.994; VfSlg 5.148.
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Die Wahlbehörden haben zur Ermittlung des Ergebnisses drei

Ermittlungsverfahren durchzuführen185, jeweils für die Regional- und

Landeswahlkreise sowie für das gesamte Bundesgebiet; dieses relativ

komplizierte Verfahren, das in den §§ 84ff NRWO geregelt ist, wird hier aber

nicht näher behandelt, da es für den Gegenstand der Arbeit nicht von

vorrangiger Bedeutung erscheint.

Nach der Bekanntgabe des Wahlergebnisses besteht nach Art 141 B-VG

die Möglichkeit, die Wahl (oder das Volksbegehren, die Volksbefragung und

die Volksabstimmung) beim Verfassungsgerichtshof aufgrund einer

behaupteten Rechtswidrigkeit anzufechten186.

6. DER ELEKTRONISCHE WAHLVORGANG

Der im Folgenden vorgestellte elektronische Wahlvorgang beruht auf

dem Modell i-vote, das die „Forschungsgruppe Internetwahlen“ an der

Universität Osnabrück entwickelt hat187. Dieses System wurde schon bei

mehreren Wahlspielen, aber auch bei rechtlich verbindlichen Wahlen zu

Personalvertretungen und Studentenparlamentswahlen eingesetzt, jedoch sind,

worauf unten noch hingewiesen wird, nicht sämtliche Details bereits

veröffentlicht worden. Dessen ungeachtet stellt das Modell i-vote von

technischer Seite aus das zur Zeit am weitesten entwickelte eVoting-System im

europäischen Raum dar.

                                                
185 VfSlg 11.020.
186 vlg Strejcek, Zur Teilaufhebung der Nationalratswahl vom Dezember 1995 durch den

Verfassungsgerichtshof, JAP 1996/96, Sonderheft 1a.
187 genauer Forschungsgruppe Internetwahlen der Universität Osnabrück, i-vote Wahlsysteme für

das 21. Jahrhundert, http://www.i-vote.de/projekt/index.html.



111

6. 1. AUSGANGSPUNKT BRIEFWAHL

Wie im Folgenden zu zeigen sein wird, gehen die Bestrebungen nach

einer computerunterstützten Automatisierung von Wahlvorgängen von einer

Analogie zu bestehenden Wahlmodellen aus188, wobei der vorwiegende Ansatz

darin besteht, das klassische Briefwahlverfahren, das ja von einem Erscheinen

des Wählers vor einer Wahlbehörde oder -kommission absieht, unter

Zuhilfenahme elektronischer Mittel nachzubilden189. Man kann also,

vereinfacht ausgedrückt, eVoting als elektronische Briefwahl bezeichnen.

Berücksichtigt man die generellen Bestrebungen, www-taugliche

Kommunikationsapplikation – wie beispielsweise das eMail mit einem

herkömmlichen Briefkasten – mit bestehenden Strukturen zu vergleichen,

scheint dies meiner Meinung nach auch der richtige Ansatz zu sein, da auch

hier – zwar zu einem kleineren Teil, aber doch – bestehende Denkmuster zur

Veranschaulichung und Erklärung herangezogen werden können.

6. 2. DREITEILUNG DER NOTWENDIGEN ORGANISATIONEN

Wie auch im Rahmen der herkömmlichen Wahl, bedarf es bei einer

elektronischen Wahl einer konsequenten Trennung folgender drei Vorgänge:

- Sicherstellung der Identität des Wählers (Wählerverzeichnis);

- Stimmabgabe (Urnengang);

- Sicherung und Auswertung der abgegebenen Stimmen (Auszählung).

                                                
188 Mielke/Wolff, Kryptographiebasierte Kommunikationsformen für Vereine und Verbände, in:

LDV-Forum 15(1), 1998, S 32f.
189 Wolff, Erfahrungen mit der Einführung von E-Voting-Systemen, in:

Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg), Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen
der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 272.



112

 Diese drei Vorgänge lassen sich auch zeitlich in die Vorbereitungsphase,

die Wahlphase und die Auswertungsphase trennen190. In der

Vorbereitungsphase werden anhand des Wählerverzeichnisses elektronische

Wahlformulare erzeugt und diese mittels automationsunterstützter

Datenübertragung an die berechtigten Wähler übermittelt. Die Wahlphase

bezeichnet den Zeitraum zwischen Ausfüllen des elektronischen

Wahlformulars durch den Wähler und Einlangen desselbigen beim

sogenannten Urnenserver. In der Auswertungsphase gilt es letztlich die

eingelangten anonymen Wahlformulare gedanklich aus der elektronischen

Wahlurne zu entnehmen und auszuzählen.

 Diese strikte Trennung ist vor allem in Bezug auf die Wahrung des

Wahlgeheimnisses von entscheidender Bedeutung, bedenkt man vor allem,

dass in jeder Phase der Wahl ein Zusammenführen von wählerbezogenen

Daten mit den Wahldaten an sich, das heißt mit der abgegebenen Stimme,

ausgeschlossen sein muss.

a. Sicherstellung der Identität des Wählers

 Nach dem herkömmlichen Wahlsystem muss – wie oben dargestellt – ein

Wählerverzeichnis angelegt werden, in das alle wahlberechtigten Bürger

aufgenommen werden. Anhand dessen und in Zusammenhang mit der

Einsichtnahme der Wahlbehörde in ein Ausweisdokument des Wählers kann

festgestellt werden, dass es sich um eine zur Wahl berechtigte Person handelt

Darüber hinaus kann so auch eine doppelte Stimmabgabe verhindert werden.

Auch für eine elektronische Wahl muss eine Möglichkeit geschaffen werden,

die Identität des Wählers festzustellen; dies geschieht mittels der Zuweisung

einer sicheren elektronischen Signatur an jeden in der Wählerevidenz als

                                                
190 Wolff, Erfahrungen mit der Einführung von E-Voting-Systemen, in:

Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg), Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen
der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 272f.
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wahlberechtigt ausgewiesenen Bürger. Diese digitalen Signaturen wurden bei

den meisten bislang elektronisch durchgeführten Wahlen191 nicht wie in der

Signaturrichtlinie der Europäischen Gemeinschaft192 vorgesehen vergeben,

sondern nach dem oben dargestellten Prinzip eines asymmetrischen

Schlüsselpaares, da die digitale Signatur im Sinne der Signaturverordnung in

der Wählerschaft – zumindest Europa betreffend – noch nicht in hinreichendem

Maße verbreitet waren und sind.

 Diese Zuweisung eines asymmetrischen Schlüsselpaares kann

beispielsweise in Form einer einmaligen Zuweisung für eine bestimmte Wahl

oder aber auch für eine zeitlich nicht nur auf einen bestimmten Wahlvorgang

begrenzte Zuweisung erfolgen. Ebenfalls denkbar und langfristig wohl am

zielführendsten wäre eine Nutzung bereits bestehender elektronischer

Signaturen, wie sie zum Beispiel im Rahmen der Vergabe der eCard, die als

„Ausweis zur Identifikation am Datenhighway“193 für alle

Sozialversicherungspflichtigen vorgesehen sind. Mit Menzel ist wohl davon

auszugehen, dass die Anforderungen des SigG betreffend die

Zertifikatsausstellung in jedem Fall eingehalten werden sollten, um eine sichere

Identifizierung zu gewährleisten194.

 Bei der Erstellung dieses Legitimationsnachweises erhält jeder Wähler

einen wählerbezogenen (d) und einen öffentlichen, generischen (e) Schlüssel.

                                                
191 zB die Arizona Democratic Party Presidential Preference Primaries als Vorwahlen zu den letzten

Präsidentschaftswahlen in den Vereinigten Staaten (vgl Mohen/Glidden, The Case for Internet
Voting, in: ACM Communications 44(1), 2001, S 72ff) oder die in Deutschland von der
Forschungsgruppe Internetwahlen der Universität Osnabrück durchgeführten Wahlen zu den
Vertretungen der Sozialversicherungsträger und zur Studentenvertretung an der Universität
Osnabrück (vgl http://www.internetwahlen.de).

192 RL 1999/93/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. 12. 1999 über
gemeinschaftliche Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen, Abl L 013 vom 19. 1.
2000, S 12.

193 Posch, Bürgerkarte – elektronischer Ausweis im Netz,
http://www.buergerkarte.at/buergerkarte.htm.

194 Menzel, E-Voting an österreichischen Hochschulen, in: Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg),
Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 287.
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 Wie auch bei der herkömmlichen Wahl ist der Vorgang der Erstellung

und der Vergabe eines Zertifikates bei der eigentlichen Wahl nur mehr insofern

von Bedeutung, als dass die abgegebene Stimme einer bestimmten Person

zugeordnet werden kann. Man kann somit von einer Grundlage für die

Identitätsprüfung sprechen, die auch schon weit vor dem Wahlvorgang gesetzt

werden kann. Einzig der Gültigkeitszeitraum des Zertifikats muss sich

mindestens bis auf den Wahltag erstrecken.

b. Die Stimmabgabe

 Die eigentliche Stimmabgabe setzt voraus, dass der Wähler seinen

wählerbezogenen Schlüssel (d) auf dem Wahlklienten, dem Computer, von dem

aus die Wahl vorgenommen wird, bereits zur Verfügung hat. Er muss also von

dem in der Vorbereitungsphase zuvor erstellten asymmetrischen Schlüsselpaar

seinen privaten Schlüssel erhalten haben. Dann wird eine Verbindung zum

sogenannten Validator aufgebaut. Dieser bestätigt anhand der elektronischen

Signatur des Wählers (asymmetrisches Schlüsselpaar) und des komplementären

Zertifikates die Identität des Wählers und überprüft seine Wahlberechtigung.

Danach übermittelt der Validator dem Wähler ein Formular (Wahlzettel), auf

dem dieser die gewünschte Partei durch einen Mausklick ankreuzt. Das

ausgefüllte Formular wird dann wiederum an den Validator rückgemittelt, im

Zuge dieses Vorganges aber noch durch das oben dargestellte

Blindingverfahren mit dem generischen Schlüssel (e) inhaltlich verschlüsselt,

sowie mit dem wählerbezogenen Schlüssel (d), sodass es für den Validator

überprüfbar ist, dass eine bestimmte, wahlberechtigte Person elektronisch ihre

Stimme abgegeben hat195.

                                                
195 Wolff, Erfahrungen mit der Einführung von E-Voting-Systemen, in:

Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg), Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen
der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 276f.
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 Der Validator versieht das Formular, auf das er inhaltlich nicht zugreifen

kann, ebenfalls mit einer blinden Signatur und übermittelt es noch einmal an

den Wähler, wo es dem Wähler noch einmal angezeigt wird. Durch den Einsatz

dieser doppelten Verschlüsselung ist gewährleistet, dass beim Validator, der ja

auf die Wählerdaten Zugriff haben muss, keine Wahldaten, umgekehrt beim

Wähler keine Daten der Überprüfung der Wahlberechtigung durch den

Validator aufscheinen, und dass ein Dritter, sollte er sich in dem öffentlichen

Netz Zugang zu dem Formular verschaffen können, ebenfalls weder Kenntnis

von Wähler- noch von Wahldaten haben kann.

 Sobald der Wähler das Formular mit der blinden elektronischen Signatur

des Validators erhalten hat, trifft er mit einer nochmaligen Bestätigung eine

endgültige Wahlentscheidung. Es werden nun sämtliche Wählerdaten

einschließlich der IP-Adresse196 des Wahlklienten entfernt, die reinen

Wahldaten mit der blinden elektronischen Signatur des Validators verschlüsselt

und an den sogenannten Urnenserver übermittelt. Diese abermalige

Verschlüsselung soll gewährleisten, dass Dritte nicht durch den bekannten

Übertragungsweg und die Übertragungszeit Rückschlüsse auf den

Wählerwillen einer dadurch identifizierbaren Person oder Gruppe ziehen

können197.

 Nach dem Eingang der Wahldaten auf den Urnenserver sendet dieser

dem Validator eine Bestätigung des Eingangs der Stimme, woraufhin ein

neuerlicher Wahlvorgang derselben Person ausgeschlossen ist, da der Validator

einer Person mit denselben Wählerdaten keine zweite blinde elektronische

Signatur mehr ausstellen kann, die aber Voraussetzung für den gültigen

Eingang auf den Urnenserver ist. Sollte es zu Übertragungsstörungen zwischen

dem Wahlklienten und dem Urnenserver kommen, so geht diese Bestätigung

                                                
196 Jeder Computer besitzt eine eigene IP-Adresse, über die er angesprochen werden kann. Im

Internet werden Computer im allgemeinen nicht über ihre IP-Adresse, sondern einen
benutzerfreundlichen Domainnamen angesprochen.

197 Menzel, E-Voting an österreichischen Hochschulen, in: Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg),
Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 287f.
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nicht an den Validator, sodass ein neuerlicher Übermittlungsversuch der

Wahldaten an den Urnenserver möglich ist. Außerdem übermittelt der

Urnenserver für jede erfolgte Stimmabgabe eine Zufallszahl an den

Wahlklienten, die nach der Zählung der Stimme berücksichtigt wird, sodass der

einzelne Wähler zumindest potentiell die Möglichkeit hat, nachzuprüfen, ob

seine Stimme auch tatsächlich ausgezählt wurde. Es muss allerdings in Hinblick

auf das Wahlgeheimnis gewährleistet sein, dass von diesen Zufallszahlen aus

nicht auf den Wählerwillen rückgeschlossen werden kann.

 In Bezug auf das eben dargestellte Verfahren des elektronischen

Urnenganges bemerkt Menzel richtig, dass aus den bisher veröffentlichten

Projektbeschreibungen nicht hervorgeht, wie einerseits die Übermittlung der

Wahlformulare an den Urnenserver völlig anonym erfolgen und andererseits

dieser Server dem Validator eine Bestätigung übermitteln kann, aus der

hervorgeht, dass die Stimme eines b e s t i m m t e n Wählers eingegangen ist198.

Als Ausgangspunkt für diesbezügliche Lösungen seien aber folgende

Überlegungen angestellt:

 Der Validator übermittelt dem Urnenserver das ausgefüllte

Wahlformular in verschlüsselter Form. Der Urnenserver könnte die Bestätigung

dergestalt an den Validator zurückschicken, dass sie nur Auskunft darüber gibt,

dass eine in einer bestimmten Form verschlüsselte Stimme eingegangen ist,

ohne über den Inhalt des Wahlformulars Auskunft zu geben. Sodann hätte der

Validator die Information, dass ein bestimmter Wähler eine Stimme abgegeben

hat, nicht aber welche.

                                                
198 ebd.
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c. Elektronische Stimmenauszählung

 Sobald die elektronischen Wahlformulare beim Urnenserver

eingegangen sind, wird von Software-Agenten199 die Auszählung automatisch

übernommen, sodass – zumindest gedanklich – mit Ende der Öffnungszeiten

der virtuellen Wahllokale, das Ergebnis einer Wahl vorliegen könnte. Im Zuge

dieser Auswertung ist es notwendig, die mit dem generischen Schlüssel (e)

verschlüsselten Wahldaten zu dekodieren, sodass erst in diesem Stadium einer

elektronischen Wahl auf die eigentlichen Stimmen zugegriffen werden kann

 Ein Randproblem, das sich in diesem Zusammenhang ebenfalls stellt, ist

die Gewährleistung eines faktisch richtigen Auswertens der Wahldaten durch

Software-Agenten, wobei hierzu das verfassungsgesetzliche Fehlerkalkül als

Maßstab herangezogen werden kann. Es sei diesbezüglich auf die unten

ausgeführten rechtlichen Überlegungen verwiesen.

6. 3. (RECHTS)POLITISCHE PROBLEME

 Ohne näher darauf einzugehen, sollen hier einige Gedanken angeführt

sein, die bei den bisher durchgeführten elektronischen Wahlen aufgefallen sind.

 Zum einen gab es einige Sicherheitslücken, die auf die Verwendung von

asymmetrischen Schlüsselpaaren anstelle von sicheren elektronischen

Signaturen im Sinne der Signaturverordnung des Europäischen Rates

zurückzuführen sind. Als Beispiel sei hier der Umgang der Benutzer mit dem

System bedingt durch die faktische Trennung zwischen Schlüsselvergabe und

                                                
199 Software-Agenten haben keine physikalische Existenz, können aber in der virtuellen Welt

mittels eines gewissen Grads von künstlicher Intelligenz teilautonom bestimmte Aufgaben
erledigen. Genauer Menzel/Schweighofer, Auf dem Weg zur elektronischen Person (ePerson):
Bürgerkarte, intelligente Agenten und autonome Roboter, in: Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer
(Hrsg), Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen der Rechtsinformatik, Wien 2001,
S 21f.
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tatsächlicher Wahl via Internet genannt200. Zum anderen wurden technische

Probleme wie zum Beispiel das Wählen von einem Macintosh bemerkt201.

 Auch sei bemerkt, dass in Amerika, das im Bereich des eVotings eine

Vorreiterrolle einnimmt, schon festgestellt wurde, dass auch bei Wahlen, wo

die Internetdurchdringung innerhalb der Wahlberechtigten sehr hoch ist,

zumindest mittelfristig eine Parallelführung herkömmlicher (in diesem Falle

postalischer) und elektronischer Wahlsysteme erforderlich ist202.

7. eVOTING UND VERFASSUNGSRECHTLICHE VORGABEN

 Nachdem nun das elektronische Wahlverfahren kurz von der

technischen Seite beleuchtet wurde, ist zu untersuchen, welche Rechtsbereiche

durch ein solches System betroffen sind.

 Die Wahlen zu den allgemeinen Vertretungskörpern – stellvertretend für

diese wird als Beispiel die Wahl zum Nationalrat beleuchtet werden, jedoch

gelten die Grundsätze auch für andere demokratische Einrichtungen wie

beispielsweise Volksbegehren, -befragungen oder -abstimmungen – sind in

Österreich in der Bundesverfassung geregelt, die Wahlen zum Nationalrat in

Art 26 B-VG sowie in der dazu ergangenen Nationalratswahlordnung 1992

(NRWO 1992).

                                                
200 Wolff, Erfahrungen mit der Einführung von E-Voting-Systemen, in:

Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg), Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen
der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 278.

201 ebd.
202 Mohen/Glidden, The Case for Internet Voting, in ACM Communications 44(1), 2001, S 83ff.
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 Art 26 Abs 1 B-VG sieht vor, dass der Nationalrat vom Bundesvolk

aufgrund des

- gleichen,

- unmittelbaren,

- geheimen und

- persönlichen

Wahlrechtes der Männer und Frauen, die vor dem 1. Jänner des Jahres

der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben, nach den Grundsätzen der

Verhältniswahl gewählt wird. Die näheren Bestimmungen über das

Wahlverfahren sind durch Bundesgesetze vorzunehmen.

Die Bundesverfassung sieht also explizit vor, dass das Gewicht der

Stimme jedes Wählers gleich sein muss (Grundsatz der gleichen Wahl)203, dass

die Wähler die Abgeordneten direkt, also ohne Zwischenschaltung eines

Wahlmännersystems, zu wählen haben (Grundsatz der unmittelbaren Wahl),

dass die Stimmabgabe und damit die Wahlentscheidung in einer für die

Wahlbehörde und die Öffentlichkeit nicht erkennbaren Weise zu erfolgen hat

(Grundsatz der geheimen Wahl)204, sowie, dass der Wähler vor der

Wahlbehörde, jedenfalls aber vor einem mit der Abwicklung der Wahl

betrauten staatlichen Organ, physisch präsent seine Stimme abgibt (Grundsatz

der persönlichen Wahl)205.

Abgeleitet wird aus Art 26 Abs 1 auch der Grundsatz der allgemeinen

Wahl, der als einzige Voraussetzung für die Stimmabgabe von Staatsbürgern

das Erreichen des Mindestalters von 18 vor dem 1. Jänner des Wahljahres

vorsieht206. Ein Ausschluss ist gemäß Art 26 Abs 5 nur als Folge einer

strafgerichtlichen Verurteilung zulässig.

                                                
203 vlg auch VfSlg 12.023.
204 VfSlg 10.908; VfSlg 11.738.
205 VfSlg 10.412.
206 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Bundesverfassungsrechts9, 2000, Rz 305.
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Aus dem Grundsatz der geheimen Wahl wird als sechstes Prinzip der

Wahl noch der auch als „Reinheit der Wahlen“207 bezeichnete Grundsatz der

freien Wahl abgeleitet. Dieser besagt, dass die politische Willensbildung dem

wahren Wählerwillen entsprechen soll208. In diesem Zusammenhang ist auch

der 18. Abschnitt des StGB zu erwähnen, der unter der Überschrift „Strafbare

Handlungen bei Wahlen und Volksabstimmungen“ eine Behinderung von

Wahlen durch Gewalt oder gefährlicher Drohung, Täuschung, Fälschung,

Bestechung, Verhinderung durch Gewalt oder gefährliche Drohung und

Verbreitung falscher Nachrichten bei Wahlen oder Volksabstimmungen, sowie

die Verletzung des Wahl- oder Volksabstimmungsgeheimnisses unter zum Teil

bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe stellt (§§ 261 – 269 StGB).

Im Folgenden soll anhand dieser sechs Prinzipien einer Wahl untersucht

werden, inwieweit sich die verfassungsrechtlichen Vorgaben mit den oben

beschriebenen Grundzügen eines elektronischen Wahlverfahrens in Einklang

bringen lassen, wobei meines Erachtens noch an den technischen

Rahmenbedingungen gearbeitet werden muss, um der Verfassung Genüge zu

leisten. Außerdem wird das österreichische Bundesverfassungsgesetz

sinnvoller Weise an die geänderten technischen Bedingungen zu Beginn des

dritten Jahrtausends anzupassen sein, um die zu Beginn dieses Kapitels

dargestellten Vorzüge des eVotings zu ermöglichen.

7. 1. eVOTING UND DAS ALLGEMEINE WAHLRECHT

Allgemeinheit der Wahl bedeutet, dass auf andere als in der Verfassung

ausdrücklich vorgesehene Kriterien bei der Beurteilung des Wahlrechts nicht

abgestellt werden darf209, und selbst dort sind als einzige Wahlbeschränkung

neben dem Erreichen des 18. Lebensjahres in dem der Wahl vorangehenden

                                                
207 VfSlg 2.936.
208 VfSlg 2.037.
209 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Bundesverfassungsrechts9, 2000, Rz 306.
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Kalenderjahr gewisse strafrechtliche Verurteilungen vorgesehen (Art 26 Abs 5

B-VG). Daneben wird in der Literatur auch die österreichische

Staatsbürgerschaft im Wege der Interpretation210 als zulässiges Kriterium

angesehen.

Nicht außer Acht gelassen werden darf dabei aber, dass sich die

Allgemeinheit des Wahlrechts auch auf intentionale und nicht-intentionale

Regelungen bezieht, die bei einer Durchschnittsbetrachtung ebenfalls zum

Ausschluss des Wahlrechtes führen würden, wie zum Beispiel die Abschaffung

der gesetzlich vorgesehenen Wahlkarten. Ein solches Vorgehen würde

angesichts der Mobilität der heutigen Gesellschaft einem faktischen Ausschluss

einer beträchtlichen Anzahl von Wahlberechtigten gleichkommen211.

Im Rahmen der Überlegungen zu elektronischen Wahlen sind daher in

Hinblick auf diesen Grundsatz Erhebungen erforderlich, inwieweit eine

ausreichende Verbreitung des Internets in der Menge der Wahlberechtigten

vorhanden ist, bevor man ein quasi vollelektronisches Wahlverfahren, wie es ja

mittel- bis langfristig vorgesehen sein soll, einführt. Beraubt man die Wähler zu

früh einer Alternative zu eVoting, so ergäbe sich eine Konstellation, die sich

angesichts der momentanen Verbreitung des Internets in einem Verhältnis von

50 zu 50 der Internetbenutzer212 im Vergleich zu den Internetlaien darstellen

würde. In diesem Beispiel würden 50 Prozent der Wahlberechtigten faktisch

von der Wahl ausgeschlossen werden, womit die Einführung des eVotings als

eindeutig verfassungswidrig eingestuft werden müsste, würde man gleichzeitig

mit der Einführung des elektronischen Wahlverfahrens das herkömmliche

abschaffen.

                                                
210 Adamovich/Funk/Holzinger, Österreichisches Staatsrecht Bd 2, 1998, Rz 21.002-01.
211 Schreiner, Wahlen per Mausklick – rechtliche Überlegungen zum I-Voting, in:

Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg), Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen
der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 263.

212 vgl Austrian Internet Monitor, Fessel- GfK/Integral, www.gfk.at.
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Auf diesen Überlegungen basierend muss man zu dem Schluss kommen,

dass eVoting zur Zeit (und wahrscheinlich noch die nächsten zehn bis fünfzehn

Jahre) nur a l s  z u s ä t z l i c h e  M ö g l i c h k e i t  a n g e b o t e n werden

kann, wodurch aber auch davon auszugehen ist, dass dieses ehrgeizige

Vorhaben seine Vorteile noch nicht in den ersten Jahren nach der Einführung

unter Beweis stellen kann.

a. Parallelität von Computer und Wahllokal

Allerdings stellt sich meines Erachtens auch die Frage der

verfassungsrechtlichen Zulässigkeit eines elektronischen Wahlverfahrens über

das Internet in Kombination mit einer Ersetzung der bestehenden Wahlzellen in

den Wahllokalen durch eine computerbasierende und vor allem eVoting-

taugliche Wahlzelle. Das hätte zur Folge, dass jene Wahlberechtigten, die nicht

über die Möglichkeiten einer elektronischen Wahl mittels eines Computers

verfügen, sich so wie nach dem bisherigen Wahlsystem in das Wahllokal

begeben, wo ihre Wahlberechtigung überprüft wird, und anschließend –

anstelle des Ankreuzens auf einen physisch existenten Stimmzettel – ihre

Stimme über ein im Wahllokal aufgestelltes Computerterminal abgeben.

Schreiner führt zu diesen Überlegungen aus, dass selbst dann, wenn die

F ä h i g k e i t zur Gebrauchnahme des Internets eine allgemeine geworden

wäre noch immer das Problem bliebe, dass das allgemeine Wahlrecht auch

jenen Staatsbürgern zusteht, die des Gebrauchs der Vernunft weitgehend

entbehren. Außerdem setze die Vornahme der Wahl per Mausklick eine

ungleich höhere technische Fertigkeit beim Wähler voraus als die traditionelle

Wahl im Wahllokal213. Es mag zwar zutreffen, dass das Bedienen einer

Computermaus nicht mit dem Bewegen eines herkömmlichen Schreibgerätes

auf einer tauglichen Unterlage vergleichbar ist, jedoch nur auf Fähigkeit, das

Internet zu bedienen, Bedacht zu nehmen, stellt in meinen Augen einerseits

                                                
213 ebd, S 263f (Hervorhebung von Autor).
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eine globale Unterstellung dar, und ist darüber hinaus auch inhaltlich

unzutreffend.

Zunächst einmal hätte eine Wahl über einen Computer, der via Internet

mit den oben näher erläuterten Recheneinheiten in Kontakt steht, außer dem

Vorgang des Einwählens, um eine Verbindung mit ebenerwähnten

Recheneinheiten aufzubauen, nichts mit dem G e b r a u c h des Internets zu tun

Der Benützer bewegt sich auf einer virtuellen Oberfläche, die an und für sich

auch ohne Verbindung mit dem www existieren könnte. Außerdem ist es in

meinen Augen nicht einmal unbedingt notwendig, über detaillierte

Computerkenntnisse im Allgemeinen zu verfügen, um auf einer eigens dafür

gestalteten Oberfläche einen bunten Button, der sich neben der Bezeichnung

der gewünschten Partei befindet, sowie zwei oder drei Bestätigungsfelder zu

betätigen. Und selbst die Heranziehung des kurzsichtigen Argumentes, dass

das Umgehen mit einer Computermaus eine überdurchschnittliche motorische,

an die Vernunft gekoppelte Fertigkeit erfordert, ließe sich relativ leicht

umgehen, bedenkt man die Möglichkeit, einen solchen Wahlcomputer mit

einem sogenannten Touch Screen214 auszustatten, sodass die Wähler durch

Antippen des Bildschirmes ihre Stimme abgeben und diese wirksam bestätigen

können.

b. Keine Änderung notwendig

Zusammenfassend ist in Hinblick auf den aus Art 26 B-VG ableitbaren

verfassungsrechtlichen Grundsatz des allgemeinen Wahlrechtes wohl davon

auszugehen, dass eine mittelfristige Kombination von herkömmlicher Wahl in

einem Wahllokal und Anbieten einer Wahlmöglichkeit über das Internet

verfassungskonform und auch praktisch relativ rasch durchführbar wäre. Nach

den eben angestellten Überlegungen steht aber mangels einer ausdrücklichen

                                                
214 Unter einem Touch Screen wird eine berührungssensitive Bildschirmoberfläche verstanden,

die ein Eingabegerät, wie beispielsweise eine Maus, ersetzt.
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Verfassungsbestimmung über die tatsächliche Art und Weise der Stimmabgabe

eine Wahl mittels Wahlterminals in den Wahllokalen, sofern die Bedienung

dieser Geräte bei einer Durchschnittsbetrachtung dem einzelnen

Wahlberechtigten zumutbar ist, ebenfalls zur Verfügung, um so auch zu

gewährleisten, dass die Vorteile eines elektronischen Wahlverfahrens früher

genutzt werden können. Einer Änderung des verfassungsgesetzlichen

Grundsatzes der allgemeinen Wahl bedarf es meines Erachtens hiezu nicht.

7. 2. eVOTING UND DAS GLEICHE WAHLRECHT

Der sowohl in Art 26 Abs 1 B-VG als auch in Art 8 StV v Wien verankerte

Grundsatz des gleichen Wahlrechts bedeutet, dass, sofern nicht

bundesverfassungsrechtlich anderes vorgesehen ist, jede abgegebene Stimme

das gleiche Gewicht hat, also potentiell den gleichen Einfluss auf das

Wahlergebnis hat215, wobei dieses Prinzip auch einschränkender betrachtet

werden kann, nämlich dass die Stimmen lediglich den gleichen Zählwert haben

müssen216. Verfassungsrechtlich vorgesehene Abweichungen von diesem

Grundsatz ergeben sich insbesondere daraus, dass die Verteilung der

Mandatszahl auf die Wählerkreise nicht aufgrund der Wahlberechtigten in

diesem Wahlkreis, sondern nach der jeweiligen Anzahl der Staatsbürger erfolgt

(Art 26 Abs 2 B-VG). Verfassungswidrig wäre eine Zuerkennung von mehreren

Stimmen aufgrund des Alters, einer gewissen Ausbildung oder mehrerer

Wohnsitze217.

Für den Bereich der elektronischen Wahl bedeutet diese

verfassungsrechtliche Vorgabe, zu gewährleisten, dass jeder nur eine Stimme

abgibt, und dass die gültig abgegebenen Stimmen mit gleichem Gewicht

ausgezählt werden. Auf die nähere Auseinandersetzung mit der gleich

                                                
215 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Bundesverfassungsrechts9, 2000, Rz 307.
216 Koja, Wahlrecht und Gleichheitssatz, ÖVA 1963, S 159.
217 VfSlg 10.690.
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gewichteten Stimmenzählung bei der elektronischen Auszählung wird hier

verzichtet, da dies ebenso wie im Rahmen des herkömmlichen Wahlsystems

eine unbedingte Voraussetzung ist und da schon allein aufgrund der

Anonymisierung der abgegebenen Wählerstimmen eine Ungleichgewichtung

ausgeschlossen erscheint.

Anders stellt sich die Situation bezüglich der Gewährleistung, dass jeder

Wahlberechtigte nicht mehr als eine Stimme abgeben darf, dar. Wie oben schon

beschrieben, wird im Rahmen des eigentlichen Wahlvorganges durch den

Validator überprüft, ob der Person, die eine Stimme abgeben möchte, auch das

aktive Wahlrecht zukommt. Ist dies der Fall, so bekommt der elektronische

Wahlzettel eine digitale Bestätigung über das Bestehen dieser Berechtigung.

Nach erfolgter Stimmabgabe wiederum wird der Validator vom gültigen

Eingang der Stimme benachrichtigt. Damit soll verhindert werden, dass an die

Person mit diesen Daten eine weitere Berechtigungsbestätigung vergeben wird.

Auf diese Weise kann dieser Wahlberechtigte nicht ein weiteres Mal eine

Stimme gültig abgeben. Um diese Überlegungen umzusetzen, bedarf es eines

elektronischen Wählerverzeichnisses, welches mit den in die Wahl

eingebundenen Computern vernetzt sein muss. Da vorgesehen ist, dass die

elektronische Wahl langfristig von jedem mit dem Internet verbundenen

Computer aus möglich ist, muss das Wählerverzeichnis also online geführt

werden. Wie Schreiner richtig bemerkt, gilt es auch zu gewährleisten, dass es bei

einer mittelfristigen Parallelität von eVoting und herkömmlicher Wahl nicht

zur Vermengung eines elektronischen Wählerverzeichnisses mit einem

herkömmlichen „Ausdruck“ in den Wahllokalen kommt, da sonst theoretisch

die Möglichkeit bestünde, seine Stimme elektronisch abzugeben, und danach

ein weiteres Mal im Wahllokal auf herkömmliche Art zu wählen218.

                                                
218 Schreiner, Wahlen per Mausklick – rechtliche Überlegungen zum I-Voting, in:

Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg), Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen
der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 266.
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Ein solches Nebeneinander der traditionellen und der elektronischen

Wahl wäre in Hinblick auf den Grundsatz der gleichen Wahl meines Erachtens

verfassungsrechtlich unbedenklich, würde die Wahlberechtigung in den

Wahllokalen anhand von Online-Wählerverzeichnissen festgestellt werden

können. Rein technisch müsste allerdings gewährleistet sein, dass sämtliche

Aktualisierungsvorgänge dieses Wählerverzeichnisses (besonders der

elektronische Vermerk, dass eine Person bereits einmal ihre Stimme gültig

abgegeben hat) nahezu in Echtzeit durchgeführt werden können, da es sonst

wiederum zu einem zeitlichen Auseinanderfallen einer elektronischen

Stimmabgabe und einer unmittelbar darauf folgenden oder vorangegangenen

herkömmlichen Stimmabgabe durch ein und die selbe Person kommen könnte.

7. 3. eVOTING UND DAS UNMITTELBARE WAHLRECHT

Unter dem Prinzip der unmittelbaren Wahl versteht man die endgültige

Stimmabgabe durch die Wähler selbst, die Wahlberechtigten müssen – damit

der Wählerwille möglichst unbeeinflusst zum Ausdruck kommt – die Personen,

die sie in den Nationalrat entsenden wollen, selbst auf einer bekanntgemachten

Liste wählen (Art 26 Abs 1 B-VG)219. Ein Wahlmännersystem, wie es dies zum

Beispiel in den Vereinigten Staaten gibt, ist somit verfassungsgesetzlich

ausgeschlossen. Für die Stimmabgabe blinder, körper- oder sinnesbehinderter

Personen sieht § 66 NRWO Sonderbestimmungen vor, die grundsätzlich auch

für ein – wie auch immer ausgestaltetes – elektronisches Wahlsystem gelten

können.

Für die elektronische Wahl bedeutet dies, dass diese den Anforderungen

des Grundsatzes der unmittelbaren Wahl gerecht wird, sofern gewährleistet ist,

dass zwischen die Abgabe der Stimme durch den Wahlberechtigten

(Entscheidung) und der Feststellung des Wahlergebnisses (Auszählung) kein

                                                
219 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Bundesverfassungsrechts9, 2000, Rz 308.
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fremder Wille auf die Entscheidung des einzelnen Wahlberechtigten Einfluss

nehmen kann. Sofern nun die Behörden nur in der Anwendung von

Rechtsvorschriften wie zum Beispiel einer Wahlordnung das Wahlergebnis

ermitteln, scheint dies der Intention des Verfassungsgesetzgeber zu

entsprechen. Um so mehr ist die Unmittelbarkeit der Wahl gesichert, wenn die

einzelnen anonymisierten elektronischen Wahlformulare rein maschinell durch

Software-Agenten220 ausgewertet werden würden, wie es das oben vorgestellte

Modell des eVotings ja vorsieht, da diese Software-Agenten denkbar so

programmiert sein müssen, dass sie keinen eigenen Willen bilden können.

7. 4. eVOTING UND DAS GEHEIME WAHLRECHT

Der nicht nur im B-VG, sondern auch in Art 8 StV v Wien und in Art 3

1. ZProtMRK geregelte Grundsatz der geheimen Wahl verlangt, dass die

Stimmabgabe durch den Wahlberechtigten in einer für die Wahlbehörde und

die Öffentlichkeit nicht erkennbaren Art und Weise vorzunehmen ist221. Einzige

Ausnahme von diesem Prinzip bildet § 60 NRWO, der die Stimmabgabe im

Ausland regelt.

Nach der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes wird der Staat durch

dieses Prinzip zu einer positiven Leistung verpflichtet, geeignete Einrichtungen

zur Ausübung des geheimen Wahlrechtes wie beispielsweise Wahlzellen zur

Verfügung zu stellen222. Für die herkömmliche Vornahme der Stimmabgabe ist

dies durch das Verbot der Bildung von Wahlsprengeln mit weniger als 30

Wahlberechtigten (§ 53 Abs 3 NRWO), durch die Abgabe der Stimme in einer

Wahlzelle (§ 57 NRWO) sowie durch die Verwendung von undurchsichtigen

                                                
220 s FN 108.
221 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Bundesverfassungsrechts9, 2000, Rz 311; VfSlg

11.738.
222 VfSlg 10.412.
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Wahlkuverts (§ 64 NRWO) gewährleistet. Die Möglichkeit der Briefwahl ist

unter anderem durch diesen Wahlgrundsatz ausgeschlossen223.

Geht man davon aus, dass nach dem oben erläuterten elektronischen

Wahlverfahren die Anonymisierung der elektronischen Wahlformulare in

hinreichendem Ausmaß gesichert ist, sodass es zu keinem Zeitpunkt

(insbesondere bei der Übermittlung der Daten) zu einem für eine andere Person

als den Wahlberechtigten erkennbaren Zusammentreffen von Wahl- und

Wählerdaten kommt, beziehungsweise auch im Nachhinein keine Rückschlüsse

von einer gültig auf dem Urnenserver eingelangten Stimme auf den Wähler

(zum Beispiel über die Rückmeldung an den Validator über die erfolgte

Stimmabgabe), so ist meines Erachtens davon auszugehen, dass eine solche

elektronische Wahl dem Erfordernis der geheimen Wahl nachkommt. Wie

jedoch Menzel schon richtig bemerkt hat224, scheint es zum jetzigen Zeitpunkt

nicht nachvollziehbar zu sein, wie insbesondere der Urnenserver von einem

anonymisierten elektronischen Wahlformular dem Validator mitteilen kann,

dass eine bestimmte Person ihre Stimme abgegeben hat.

Darüber hinaus scheint es, da ja nach der Literatur im Bereich des

Strafrechts in einem sehr großen Ausmaß vom reinen Wortlaut der einzelnen

Bestimmungen ausgegangen wird, in meinen Augen notwendig zu sein, den

§ 268 StGB, der die Verletzung des Wahl- oder Volksabstimmungsgeheimnisses

unter Strafe stellt, aus Gründen der Rechtssicherheit ausdrücklich um den

Tatbestand der Kenntnisverschaffung der Zeit der Stimmabgabe zu erweitern,

da es in einem Netzwerk üblich ist, dass auf den einzelnen in diesem Netzwerk

befindlichen Datenendgeräten Protokolle über die in diesem Netzwerk

getätigte Kommunikation angelegt werden, meist ohne das Wissen des

Benutzers. Anhand dieser sowohl auf dem Urnenserver protokollierten

Eingangszeit einer anonymen Stimme und der auf dem Computer, von dem

                                                
223 ebd.
224 Mielke/Wolff, Kryptographiebasierte Kommunikationsformen für Vereine und Verbände, in:

LDV-Forum 15(1), 1998, S 32f.
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aus eine Wahl vorgenommen wurde, protokollierten Ausgangszeit des

elektronischen Wahlformulars, wäre es denkbar, über die Kombination dieser

beiden Protokolle eine Auskunft über das Wahlverhalten einzelner

Wahlberechtigter ohne deren Zustimmung zu erhalten.

7. 5. eVOTING UND DAS FREIE UND PERSÖNLICHE WAHLRECHT

Der Grundsatz des freien Wahlrechts ist explizit in Art 8 StV v Wien und

in Art 3 1. ZProtMRK geregelt und soll sicherstellen, dass der wahre Wille der

Wählerschaft im Sinne der Freiheit der politischen Willensbildung und

Betätigung im Ergebnis zum Ausdruck gebracht wird225. Jedwede faktische

oder rechtliche Beeinträchtigung der Reinheit der Wahlen ist aufgrund dieses

Grundsatzes unzulässig226. Sogar eine sinnwidrige Beschränkung der

Wahlwerbung, die ja schon in einer sehr frühen Phase der Wahlvorbereitung

und somit – glaubt man den Meinungsforschern, die davon sprechen, dass die

endgültige Wahlentscheidung bei beachtlichen Teil der Wähler erst sehr knapp

vor dem Wahltag gefällt wird – lange vor dem Entscheidungsfindungsprozess

des Durchschnittswählers beginnt, ist im Lichte einer freien Wahl unzulässig227.

Das ausdrücklich in Art 26 Abs 1 B-VG geregelte Prinzip des

persönlichen Wahlrechts bedeutet, dass die Teilnahme an der Wahl durch eine

persönliche Stimmabgabe des Wahlberechtigten selbst zu erfolgen hat, woraus

folgt, dass eine Wahl durch einen Stellvertreter ebenso ausgeschlossen ist wie

eine Briefwahl228. In Zusammenschau mit Art 26 Abs 6 B-VG ergibt sich daher,

dass der Wahlberechtigte zur Stimmabgabe persönlich vor der Wahlbehörde

(ausgenommen ist die Stimmabgabe im Ausland gemäß § 60 NRWO)

                                                
225 vgl VfSlg 2.037; VfSlg 2.936.
226 VfSlg 2.936.
227 zuetzt VfSlg 7.821.
228 VfSlg 10.412.
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erscheinen und physisch präsent229 seine Stimme abgeben muss. Zweck dieser

Regelungen, die auch dem Grundsatz des freien Wahlrechts gegenüber als

dienende Grundsätze angesehen werden230, ist es, das Wahlgeheimnis

möglichst lückenlos sicherzustellen.

Für die elektronische Wahl folgt aus dem Prinzip der freien Wahl

zunächst einmal, dass auch die Möglichkeit der Abgabe einer ungültigen

Stimme technisch ermöglicht werden muss. Verfassungswidrig wäre es

beispielsweise, ließe das Wahlformular nicht die Markierung von mehr als einer

elektronisch anzukreuzenden Partei zu, solange es aber durch die

Mehrfachwahl auf einem Wahlformular gewährleistet ist, solcherart eine

ungültige Stimme abzugeben, können verfassungsrechtliche Bedenken

hintangehalten werden.

Weiters muss im Sinne des Grundsatzes des persönlichen Wahlrechts die

sichere Identifikation der Wahlberechtigten gewährleistet sein, was allerdings

in meinen Augen durch die Vergabe von dem SigG entsprechenden Signaturen

beziehungsweise asymmetrischer Schlüsselpaare in hinreichendem Ausmaß

gewährleistet ist.

Ein verfassungsrechtlich weitaus komplexeres Problem stellt das

physische Erscheinen des Wählers vor der Wahlbehörde dar. Dadurch dass

zwar einerseits die Briefwahl als verfassungswidrig angesehen wird,

andererseits das Wahlrecht zum Nationalrat (allerdings auch nur dieses) zwar

an die österreichische Staatsbürgerschaft, nicht aber an einen Wohnsitz im

Inland geknüpft ist, war es unter Bedachtnahme der Gleichbehandlung aller

Staatsbürger nach Art 7 B-VG notwendig, für Auslandsösterreicher eine Art

Briefwahl zu schaffen (Art 26 Abs 6 B-VG). Mit Schreiner ist davon auszugehen,

dass diese verfassungsgesetzliche Ausnahme vom persönlichen Erscheinen und

                                                
229 Mayer, Das österreichische Bundes-Verfassungsrecht, 1997, Anm I.7 zu Art 26.
230 Schreiner, Wahlen per Mausklick – rechtliche Überlegungen zum I-Voting, in:

Schweighofer/Menzel/Kreuzbauer (Hrsg), Auf dem Weg zur e-Person: aktuelle Fragestellungen
der Rechtsinformatik, Wien 2001, S 264.
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die korrespondierende Ermächtigung an den einfachen Gesetzgeber, diese

näher auszugestalten, wohl auch eine Regelung über eine elektronische Wahl

via Internet für alle Auslandsösterreicher abdeckt, also im Wege der Auslegung

zumindest für diese Personengruppe keine verfassungsrechtlichen Bedenken in

Hinblick auf die Einführung des eVotings bestehen.

Nicht außer Acht gelassen werden darf allerdings die in der

österreichischen Staatsrechtslehre immer wieder herangezogene historische

Interpretation von Verfassungsbestimmungen. Unter Heranziehung dieser

Auslegungsmaxime wäre nämlich zu untersuchen, in welchem

rechtshistorischen Kontext die betreffende Regelung vom

Verfassungsgesetzgeber erlassen wurde. Gleichzeitig mit der

verfassungsgesetzlichen Ausnahme für Auslandsösterreicher wurde nämlich

die NRWO vom einfachen Gesetzgeber verabschiedet, und daraus könnte man

jetzt argumentieren, dass zu dem damaligen Zeitpunkt von einer Briefwahl wie

sie in § 60 NRWO geregelt ist, ausgegangen wurde und dass daher von Art 26

Abs 6 B-VG keinesfalls eine elektronische Wahl umfasst sein kann.

Geht man nun aber von der Annahme aus, dass eine elektronische Wahl,

wie sie oben beschrieben wurde, nach den gleichen Prinzipien wie bei der

Gegenüberstellung von einem eMail und einem herkömmlichen Brief, nämlich

der allgemeinen Auffassung und der Intention der Entwickler des Internets, zu

untersuchen ist, so muss man zu dem zutreffenden Ergebnis kommen, dass

sogar unter Berücksichtigung einer engen historischen Interpretation eine

elektronische (Brief)wahl für Auslandsösterreicher verfassungsrechtlich

zulässig ist.

Anders verhält es sich beim eVoting vom Inland aus, das unter

Beachtung des Wortlauts des Art 26 Abs 1 nach der derzeitigen Rechtslage

unzweifelhaft als verfassungswidrig angesehen werden muss231. Aufbauend

                                                
231 vgl. dazu auch die Ausführungen des VfGH mit weiteren Verweisen auf die einschlägige

Literatur im sogenannten „Briefwahl-Erkenntnis“, VfSlg 10.412.
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auf den angestellten Überlegungen, gilt es für den Verfassungsgesetzgeber

konsequenterweise aber auch, die gesetzlichen Bestimmungen (Art 26, 95 u 117

B-VG) für Österreicher dahingehend zu ändern, dass eine elektronische Wahl

auch vom Inland aus zulässig ist.

8. ZUSAMMENFASSUNG

Obgleich es sich bei der Schaffung der Möglichkeit einer elektronischen

Wahl oder Volksabstimmung einerseits um sehr visionäre Bemühungen

handelt, so legen die eben angestellten rechtlichen Überlegungen zu diesem

Problemkreis doch hinreichend deutlich dar, dass es für die Umsetzung des

vorgeschlagenen Modells als zusätzliche Möglichkeit der Ausübung der

direkten Demokratie keiner allzu einschneidenden Änderungen der

gesetzlichen Bestimmungen bedarf. Im Zuge der Bemühungen um immer

raschere Informationswege und im Lichte der anhaltend steigenden Mobilität

der Bevölkerung ist der eingeschlagene Weg durchaus als der richtige zu

bezeichnen. Hinzutreten muss jedoch eine weit zweckorientiertere Auslegung

der Verfassungsbestimmungen über die Wahlen, denn wie Strejcek und Theil

richtig bemerken, verhindert eine restriktive Interpretation die Einführung von

eVoting232.

Es wird vermutlich noch einige Jahre dauern, bis ein sicheres und einfach

zu bedienendes System technisch wie auch finanziell realisiert werden kann,

jedoch stellt es in meinen Augen keinen Fehler dar, sich auf wissenschaftlicher

Ebene schon zum jetzigen Zeitpunkt damit zu befassen, seien es nun rein

(verfassungs)rechtliche oder technische Überlegungen.

                                                
232 Strejcek/Theil, Technology push, legislation pull? E-government in the European Union,
Decision Support Systems 34 (2992), S 311.
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Die vorangegangenen Untersuchungen sollen verdeutlichen, mit welch

geringem legistischem Aufwand ein den allgemeinen Grundsätzen der

Verfassung entsprechendes elektronisches Wahlsystem verwirklicht werden

kann, und sie sind auch als Anstoß für die Republik Österreich gedacht, ihre

Vorreiterrolle auf diesem Gebiet in Europa nicht nur zu erhalten, sondern zu

festigen.
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V.

eRECHT – DAS GESETZ IM INTERNET

1. WAS IST eRECHT?

„eRecht“ ist ein Projekt des Verfassungsdienstes des Bundeskanzleramts,

welches die Kommunikation und authentische Veröffentlichung von Gesetzen,

Verordnungen und Staatsverträgen auf elektronischem Wege zum Ziel hat. Die

Grundidee dieses Projektes liegt darin, dass von der Begutachtung einer

Rechtsvorschrift bis zur Kundmachung ein durchgehender elektronischer

Produktionsweg eingerichtet wird.

Nach einem Vortrag des Bundeskanzlers an den Ministerrat im Mai 2001

besteht eRecht aus mehreren Komponenten, die mehr oder weniger

unterschiedliche Realisierungshorizonte besitzen233. Im Folgenden sollen die

einzelnen Komponenten kurz skizziert sowie die juristisch relevanten näher

beleuchtet werden. Es handelt sich hierbei um folgende Aspekte:

- das Layout, wie es bei Drucklegung im Bundesgesetzblatt verwendet

wird, ist bereits in der frühen Phase des Aussendens eines

Begutachtungsentwurfes zu beachten, wodurch – unabhängig von einer

„Qualitätskontrolle“ der BGBl-Redaktion des Bundeskanzleramtes – eine

spätere gesonderte Drucklegung entbehrlich wird234;

                                                
233 Bundeskanzleramt, GZ 660.102/006-V/6/2001.
234 Diese Formatvorlagen beziehungsweise Layout-Richtlinien des Bundeskanzleramtes sind für

die Behörden via Intranet abrufbar, sie stehen der Öffentlichkeit aber ebenfalls zur Einsicht
zur Verfügung unter http://www.austria.gv.at/regierung/VD/legistik.htm.
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- das jeweilige Bundesministerium entscheidet nach wie vor selbst, wie es

das Begutachtungsverfahren gestalten möchte – der angebotene

elektronische Weg ist, solange der zu begutachtende Text elektronisch in

das Projekt eRecht eingebracht wird, rein fakultativ;

- die Verfahrensabläufe werden insofern neugestaltet, als die Texte

ausschließlich auf elektronischem Wege erstellt, bearbeitet und

übermittelt werden, wodurch erhebliche Kosten- und Zeitersparnisse

möglich sind;

- die elektronische Publikation der Rechtsvorschriften im Internet soll mit

Beginn des Jahres 2003235 das Bundesgesetzblatt in der jetzigen Form

ablösen und für rechtlich authentisch erklärt werden – es wird jedoch

weiterhin möglich sein, dass Bürger einen Ausdruck einzelner Nummern

des Bundesgesetzblattes bestellen können.

Von diesen zum Teil rein die interne Form des Gesetzgebungsverfahrens

betreffenden Teilbereichen von eRecht berührt – um dieses Projekt von einem

juristischen Standpunkt aus zu betrachten – der Aspekt, der die authentische

Kundmachung betrifft, zwei Rechtsvorschriften, die es in der Folge zu

untersuchen gilt, nämlich das Gesetz über das Bundesgesetzblatt 1996236

(BGBlG) und das Bundesverfassungsgesetz237 (B-VG). Vorweg genommen sei,

dass es seit Juni 2002 einen Gesetzesentwurf des Bundeskanzleramtes gibt, der

die notwendigen Änderungen des B-VG vorsieht und darüber hinaus eine

Neuerlassung des Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt beinhaltet. Bevor

eine eingehende Untersuchung dieses Gesetzesentwurfs vorgenommen werden

kann, wird der für die nachfolgenden Betrachtungen relevante Teil des

Gesetzgebungsverfahrens kurz dargestellt238.

                                                
235 Aufgrund der vorgezogenen Neuwahlen ist der vorliegende Entwurf nicht mehr in der 21.

GP behandelt worden. Als realistisches Inkrafttreten gilt zZ der 1. 1. 2004.
236 BGBl 1996/660, idF BGBl I 2001/47.
237 BGBl 1930/1, zuletzt geändert durch BGBl 1994/1013, idF BGBl I 2002/99.
238 für eine genauere Darstellung sei auf die einschlägige Literatur verwiesen; zB Walter/Mayer,

Grundriss des österreichischen Bundesverfassungsrechts9, 2000, Rz 434ff mit weiteren
Nachweisen.
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2. DER WEG DER GESETZGEBUNG

2. 1. ALLGEMEINES

Die Erzeugung von Bundesgesetzen ist im Allgemeinen in den Art 41 bis

49 B-VG geregelt, wobei sich Einzelheiten des Gesetzgebungsverfahrens auch in

den Geschäftsordnungen des National- und Bundesrates sowie für bestimmte

Fälle im Bundesgesetz über Volksbegehren239 und im Bundesgesetz über

Volksabstimmungen240 finden. Auf Grundlage des Art 49 B-VG ist das BGBlG

ergangen, das die Kundmachung der Rechtsvorschriften regelt.

2. 2. „VORVERFAHREN“

In aller Regel entstehen Gesetzesentwürfe in einem Bundesministerium.

Schon in diesem Vorstadium wird ein meist nahe an der späteren

Kundmachung liegender Text entworfen, zu dem zunächst intern, später im

sogenannten Begutachtungsverfahren auch von Interessensvertretungen

(zB Kammern), sofern dies gesetzlich vorgeschrieben ist, Stellungnahmen

abgegeben werden können.

Im Anschluss daran wird über den Entwurf vom zuständigen

Bundesminister im Ministerrat referiert (Ministerratsvortrag). Kommt es

innerhalb der Bundesregierung zu einer Einigung auf einen bestimmten

Gesetzesvorschlag, so wird dieser als Regierungsvorlage dem Nationalrat zur

eigentlichen Einleitung des Gesetzgebungsverfahrens übermittelt.

                                                
239 BGBl 1973/344, zuletzt geändert durch BGBl 1993/339.
240 BGBl 1973/79, zuletzt geändert durch BGBl 1993/339.
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2. 3. REGIERUNGSVORLAGE

Dadurch, dass die praktisch bedeutsamste Form der Einleitung des

Gesetzgebungsverfahrens die Regierungsvorlage ist241 (Art 41 Abs 1 B-VG), sei

an dieser Stelle ausschließlich diese behandelt. Nach der Verfassung hat die

Bundesregierung ein ungeschmälertes Initiativrecht242, dem Nationalrat einen

Gesetzesvorschlag zu den Lesungen vorzulegen. Solche Regierungsvorlagen

werden, wie auch Gesetzesvorschläge des Bundesrates (Art 41 Abs 1 B-VG),

Volksbegehren (Art 41 Abs 2 B-VG) und Gesetzesvorschläge von Abgeordneten

(§ 69 Abs 4 GOGNR) oder eines Ausschusses (§ 70 Abs 1 GOGNR)

üblicherweise nicht in die Erste Lesung genommen243.

2. 4. ABSTIMMUNG IM NATIONALRAT UND BUNDESRAT

Im Gegensatz zur Ersten Lesung, bei der ein Gesetzesvorschlag nur nach

grundsätzlichen Gesichtpunkten zu behandeln ist, und zur Dritten Lesung, wo

nach rein formalen Gesichtspunkten eine Abstimmung stattfindet, ist der

Gesetzesvorschlag in der Zweiten Lesung in jeder Hinsicht zu behandeln (§ 70

Abs 2 GOGNR). Die Zweite Lesung teilt sich in eine Generaldebatte und eine

Spezialdebatte. Die Generaldebatte beginnt mit einer Rede des Berichterstatters

und besteht aus einer Debatte über die Vorlage als Ganzes sowie einer

Abstimmung, ob der Nationalrat überhaupt in eine Spezialdebatte eingeht, im

Rahmen derer einer Beratung über einzelne Teile eines Gesetzesentwurfs

stattfindet (§ 70 GOGNR). Die Unterscheidung in General- und Spezialdebatte

                                                
241 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Bundesverfassungsrechts9, 2000, Rz 440.
242 Reiger, Österreichs Parlamentarismus, in: Schambeck (Hrsg), Das österreichische Bundes-

Verfassungsgesetz und seine Entwicklung, 1980, S 589.
243 In einer Ersten Lesung beschränkt sich die Debatte auf Grundsätze der Gesetzesvorlage

sowie auf die Zuweisung an einen Ausschuss zur Vorbereitung der Beschlussfassung. Da
Regierungsvorlagen für gewöhnlich schon in ausreichendem Maße ausgearbeitet sind,
werden sie nur auf Beschluss des Nationalrates in eine Erste Lesung genommen (§ 69 Abs 3
GOGNR).
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ist in den meisten Fällen allerdings eine rein theoretische, da sie in der Praxis

nicht vorgenommen wird.

In der Dritten Lesung, die in der Regel im Anschluss an die Zweite

Lesung zu erfolgen hat, wird über die Gesetzesvorlage im Ganzen abgestimmt

(§ 74 Abs 1 GOGNR). Mit der positiven Abstimmung in der Dritten Lesung

liegt ein Gesetzesbeschluss des Nationalrates vor, der dem Bundesrat

unverzüglich durch den Präsidenten des Nationalrates zu übermitteln ist

(Art 42 Abs 1 B-VG).

Der Bundesrat kann daraufhin binnen einer Frist von acht Wochen einen

begründeten Einspruch erheben (Art 42 Abs 2 B-VG), woraufhin eine

neuerliche Befassung des Nationalrates zu erfolgen hat (§ 77 GOGNR), oder

aber entweder ausdrücklich keinen Einspruch erheben oder die achtwöchige

Frist verstreichen lassen (Art 42 Abs 4 B-VG).

2. 5. BEURKUNDUNG UND KUNDMACHUNG DES BESCHLUSSES

Nachdem der Gesetzesbeschluss den Bundesrat passiert hat, ist er vom

Bundeskanzler dem Bundespräsidenten zur Beurkundung des

verfassungsmäßigen Zustandekommens des Gesetzes vorzulegen (Art 47 Abs 1

B-VG). Dieser ist – bei Vorliegen der Verfassungsmäßigkeit – zu einer

unverzüglichen Beurkundung durch seine Unterschrift verpflichtet, der

Bundeskanzler bestätigt die Unterschrift des Bundespräsidenten mit seiner

Gegenzeichnung (Art 47 Abs 1 und 3 B-VG)244.

                                                
244 genauer Melichar, Geschichte und Funktion der Gegenzeichnung, insbesondere in der

österreichischen Verfassungsentwicklung, in: FS Lentze, 1969, S 397.
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Nach Art 49 B-VG sind Bundesgesetze vom Bundeskanzler im

Bundesgesetzblatt, das durch ein besonderes Bundesgesetzblattgesetz

einzurichten ist, unverzüglich kundzumachen. Ein Gesetz ist erst mit seiner

Kundmachung erlassen, nicht schon mit der Beschlussfassung im Nationalrat

und Bundesrat. Seit 1. 1. 1997 erscheint das Bundesgesetzblatt in drei Teilen:

Teil I enthält sämtliche Bundesgesetze, Teil II Verordnungen und Teil III ist zur

Publikation von Staatsverträgen bestimmt (§ 2 BGBlG). Wenn nicht eine

Rückwirkung oder Legisvakanz bestimmt ist, so beginnt die verbindliche

Kraft245 eines Bundesgesetzes mit dem der Kundmachung im Bundesgesetzblatt

folgenden Tag (Art 49 Abs 1 B-VG). Das ist in der Regel nach Ablauf des Tages,

an dem die Nummer des Bundesgesetzblattes, die die betreffende

Rechtsvorschrift enthält, herausgegeben wird.

In der Kundmachung muss das Gesetz unter Berufung auf den Beschluss

des Nationalrates oder das Ergebnis der Volksabstimmung und unter Abdruck

der Beurkundung als solches bezeichnet werden. Bundesverfassungsgesetze,

Verfassungsbestimmungen in einfachen Gesetzen, Grundsatzgesetze und

Grundsatzbestimmungen müssen in der Kundmachung ebenfalls als solche

bezeichnet werden (Art 12 und 44 B-VG).

Wenn es im Bundesgesetzblatt zu Druckfehlern oder anderen

Abweichungen des Textes von dem beurkundeten Original kommt, so ist der

Bundeskanzler ermächtigt, diese zu berichtigen (§ 2 Abs 7 BGBlG).

                                                
245 Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Bundesverfassungsrechts9, 2000, Rz 472.
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3. VEREINFACHUNG UND BESCHLEUNIGUNG

eRecht soll nach der Konzeption des Bundeskanzleramtes eine deutliche

Beschleunigung des Gesetzgebungsverfahren, genauer gesagt des

„Kundmachungsverfahrens“, bringen. Dies soll vor allem durch eine mittel- bis

langfristige Vereinfachung der einzelnen Prozesse erreicht werden. Mit einer

Beschleunigung sind immer auch finanzielle Einsparungen verbunden, die in

diesem Fall die aufzuwendenden Kosten bei weitem übersteigen könnten. Aus

den Erläuterungen zum gegenständlichen Gesetzesentwurf246 lässt sich

entnehmen, dass die Erzeugung und der Vertrieb des Bundesgesetzblattes zur

Zeit zwar im wesentlichen kostenneutral sind, da die anlaufenden Kosten

durch die große Zahl an Abonnenten gedeckt sind, andererseits ist der Bund

selbst der größte Abonnent des Bundesgesetzblattes. Glaubt man den Angaben

des Bundeskanzleramtes, so würde sich das Einsparungspotential einer

elektronischen Kundmachung mit jährlich ca. 400.000 € beziffern lassen247. Den

Einsparungen stehen jedoch keine nennenswerten Mehrausgaben gegenüber,

da das eBundesgesetzblatt auf der technischen Basis des

Rechtsinformationssystems des Bundes (RIS) veröffentlicht werden soll und

dieses System einerseits schon praxiserprobt in Betrieb und auch auf eine solche

Erweiterung ausgelegt ist.

Um in der Chronologie des Gesetzgebungsprozesses ganz am Anfang

anzusetzen, ist die erste – rechtlich wohl unproblematische – geplante

Neuerung, dass schon im Stadium des oben dargelegten Vorverfahrens das

äußere Erscheinungsbild des späteren Bundesgesetzblattes, in dem die

Rechtsvorschrift erscheinen wird, zu berücksichtigen ist. Auf der einen Seite

bedeutet dies einen nur unerheblichen Mehraufwand für die einzelnen

Ministerien, da in die bereits existierenden Masken nur noch der ohnehin

schriftlich abzufassende Text des Gesetzesvorschlages einzuarbeiten ist. Auf

                                                
246 1280 dBNR 21. GP.
247 ebd.
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der anderen Seite entfällt am Ende der Entstehungskette eines Gesetzes der

zeitintensive Vorgang der gesonderten Drucklegung und formellen Redaktion.

Die Textverantwortlichkeit für die Richtigkeit des Ministervortrages verbleibt

nach dieser Konzeption weiterhin beim einzelnen Ressort248. Gleichzeitig wird

aber in dem Ministerratsvortrag betont, dass die Qualitätskontrolle im

formellen Sinn zu Fragen der Formallegistik und des Layouts weiterhin durch

die Bundesgesetzblatt-Redaktion im Bundeskanzleramt gewährleistet ist249,

jedoch dort nicht mehr so viel Arbeit anfällt.

Der Gang des Verfahrens bis zu einer Regierungsvorlage soll insofern

umgestaltet werden, als Texte – die heutzutage ohnehin elektronisch erstellt

werden – elektronisch bearbeitet und übermittelt werden sollen. So können

Druckkosten minimiert und die Übersendung im Vergleich zu der Verteilung

mittels interner Postverteiler beschleunigt werden. Das seit September 2001 im

Probebetrieb befindliche Verfahren basiert noch auf der Versendung von MS

Word Textdokumenten, die keinen ausreichenden Schutz vor einer textlichen

Änderung bieten, in einer Übergangsphase sollen die Informationen als PDF-

Dokumente250 versendet werden. Im Laufe des Jahres 2002 ist die Etablierung

des technischen Standards XML251 für die Dokumentenstruktur zu

realisieren252, der einen ausreichenden Schutz vor Manipulation bietet.

Um auch eine elektronische Übermittlung außerhalb der Ministerien zu

gewährleisten, wurde in einem Ministerratsvortrag im März 2002

angesprochen, einen Computerarbeitsplatz im Ministarratssaal einzurichten,

sowie die technischen Möglichkeiten und Ressourcen zu schaffen, auch die

gesamte Bundesregierung in das Projekt eRecht einzugliedern. Darüber hinaus

wurde eine weitere Ausbauphase in Aussicht gestellt, in der die einzelnen

                                                
248 Bundeskanzleramt, GZ 660.102/006-V/6/2001.
249 ebd.
250 s FN 108.
251 XML steht für Extended Mark-Up Language und ersetzt den bisherigen HTML-Standard

(Hyper Text Mark-Up Language) als Programmiersprache für Internetseiten. Der Vorteil liegt
in der erhöhten Sicherheit gegenüber Drittzugriffen.

252 Bundeskanzleramt, GZ 660.102/006-V/6/2001.
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Abgeordneten zum Nationalrat tragbare, via Wireless-LAN253 vernetzte

Computersysteme zur Verfügung gestellt bekommen, sodass die Schnittstelle

Bundesregierung – Nationalrat ebenfalls elektronisch zu passieren sein wird254.

Es wird also in Zukunft der Fall sein, dass das Bundeskanzleramt dem

Parlament die Regierungsvorlagen ausschließlich elektronisch authentisch

übermittelt, und das Parlament nach dem Abschluß des parlamentarischen

Verfahrens seinerseits dem Bundeskanzleramt die konsolidierte Fassung des

Nationalratsbeschlusses wiederum elektronisch zur Verfügung stellt.

Die rechtlich bedeutsamste Neuerung ist jedoch die geplante

elektronische Publikation der Gesetzesbeschlüsse im Internet. Diese sollen mit

Beginn des Jahres 2003 für rechtlich authentisch erklärt werden255 und das

bisherige in Papierform publizierte Bundesgesetzblatt formell ablösen. Neben

dieser Online-Kundmachung soll allerdings weiterhin die Möglichkeit

bestehen, Ausdrucke von einzelnen Nummern des eBundesgesetzblattes „auf

Bestellung“ zu erhalten. Auch wird darauf hingewiesen, dass eine

systematische Darstellung des geltenden Bundesrechts ohnehin und vor allem

weiterhin durch das Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) angeboten

wird256.

Dieser Art der Kundmachung steht der jetzige Wortlaut des Art 49 B-VG,

insbesondere das Wort „Bundesgesetzblatt“, im Weg, der – zumindest nach

einer engen historischen Auslegung – nicht von einer ausschließlich

elektronischen authentischen Publikation ausgeht. Auch einige Bestimmungen

des Bundesgesetzblattgesetzes 1996 bedürften in Hinblick auf eRecht einer

Novellierung; nicht zuletzt wird man die ausschließliche Online-Publikation

                                                
253 drahtloses Funk-Netzwerk; LAN steht für Lokal Area Network und bezeichnet die

Vernetzung mehrer Computer mit einem oder mehreren Servern.
254 Bundeskanzleramt, GZ 660.102/3-V/6/02.
255 Bundeskanzleramt, GZ 660.102/006-V/6/2001; aufgrund der vorgezogenen Neuwahlen ist

der vorliegende Entwurf nicht mehr in der 21. GP behandelt worden, als realistisches
Inkrafttreten gilt zZ der 1. 1. 2004.

256 http://www.ris.bka.gv.at.
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auch im Lichte des Diskriminierungsverbotes des Art 7 B-VG untersuchen

müssen, da den Staatsbürgern die Gesetze auch faktisch uneingeschränkt

zugänglich sein müssen.

4. NOTWENDIGKEIT EINER B-VG-NOVELLE

Nachdem die Österreichische Bundesverfassung in einzelnen

Bestimmungen Bezug auf die Kundmachung von Gesetzen, Verordnungen und

Staatsverträgen nimmt, gilt es zu untersuchen, inwieweit eine Neufassung

dieser Vorschriften in Hinblick auf ein eBundesgesetzblatt notwendig ist.

Der für die Veröffentlichung von Bundesgesetzen in Betracht kommende

Art 49 B-VG lautet wie folgt:

(1) Die Bundesgesetze und die im Art 50 bezeichneten Staatsverträge

sind vom Bundeskanzler im Bundesgesetzblatt kundzumachen. Ihre

verbindende Kraft beginnt, wenn nicht ausdrücklich anderes bestimmt

ist, nach Ablauf des Tages, an dem die Nummer des Bundesgesetzblattes,

das die Kundmachung enthält, herausgegeben und versendet wird, und

erstreckt sich, wenn nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, auf das

gesamte Bundesgebiet; dies gilt jedoch nicht für Staatsverträge, die durch

Erlassung von Gesetzen zu erfüllen sind.

[...]

(3) Über das Bundesgesetzblatt ergeht ein besonderes Bundesgesetz.

Art 49a Abs 3 gibt über die Bindung der Gerichte und

Verwaltungsbehörde an vom Bundeskanzler wiederverlautbarte Gesetze

Auskunft:

Von dem der Herausgabe der Wiederverlautbarung folgenden Tag an

sind alle Gerichte und Verwaltungsbehörden für die danach

verwirklichten Tatbestände an den wiederverlautbarten Text gebunden.
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Das Bundesgesetzblatt ist in der zur Zeit geltenden Fassung des Art 49 B-

VG somit ein verfassungsmäßig vorgesehenes Publikationsorgan257, dessen sich

der Bundeskanzler zur Kundmachung von Rechtsvorschriften des Bundes

bedienen muss. Erst mit der Kundmachung im Bundesgesetzblatt erlangt eine

Rechtsvorschrift rechtliche Existenz258. Das Bundesgesetzblatt beinhaltet die

einzige rechtlich authentische Textfassung der in ihm kundgemachten

Rechtsvorschriften.

Aus einer engen historischen Auslegung des B-VG ergibt sich für den

Anwendungsfall des Bundesgesetzblattes, dass der damalige

Verfassungsgesetzgeber eine in Papierform erscheinende Sammlung der in

Österreich beschlossenen Gesetze schaffen wollte. Nach einer solchen

Interpretation ist es – in Hinblick auf den Begriff „Gesetzblatt“ – laut der

herrschenden Lehre verfassungsrechtlich geboten, das Bundesgesetzblatt in

Papierform zu publizieren259. Als unterstützendes Argument wird angeführt,

dass dies auch schon deshalb geboten sei, da das In-Kraft-Treten an Herausgabe

und Versendung des Bundesgesetzblattes anknüpft, und dass damit auf die Art

und Weise der Verbreitung von Druckwerken abgestellt werde260.

Folgt man der eben skizzierten historischen Interpretation, so ist davon

auszugehen, dass eine rechtlich authentische Veröffentlichung der

Rechtsvorschriften des Bundes, so wie es das Projekt eRecht vorsieht, allein im

Internet wohl kaum dem Erfordernis einer Kundmachung im

Bundesgesetzb l a t t entsprechen kann.

Auf der anderen Seite wäre es ebenso denkbar, die Meinung zu

vertreten, dass es bei der Kundmachung von Rechtsvorschriften nicht alleine

auf das Trägermedium der Information ankommt, sondern nur auf die

Veröffentlichung des Inhalts. Diese Ansicht müsste zu dem Ergebnis kommen,

                                                
257 Mayer, Das österreichische Bundes-Verfassungsrecht², 1997, Art 49, I.1.
258 zB VfSlg 4.049; VfSlg 6.460; VfSlg 7.400; VfSlg 11.726; VfSlg 13.870.
259 Thienel, in: Korinek/Holoubek, Bundesverfassungsrecht, 1999, Art 48, 49, Rz 37.
260 ebd.
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dass der Wortlaut einer Rechtsvorschrift nach Art 49 B-VG kundzumachen ist

und nicht die Rechtsvorschrift in der Gesamtheit, wie sie schlussendlich in

Form des Bundesgesetzblattes existiert. In meinen Augen ist das eine durchaus

vertretbare und vor allem flexible und zeitlose Ansicht. Folgt man ihr, so

könnte auf eine Novellierung des Art 49 B-VG verzichtet werden, es wären

lediglich einige Bestimmungen des BGBlG an eine Online-Kundmachung

anzupassen. Tatsache ist jedoch, dass ein Großteil der Lehre wie auch die

höchstgerichtliche Judikatur an einer sehr restriktiven Auslegung des B-VG

und an der historischen Interpretation festhält. Diese Auslegung des Begriffs

„Kundmachung“ im Sinne einer Veröffentlichung an die Allgemeinheit, die

dauerhaft verfügbar bleibt, ist auf die Druckform festgelegt und führt zu dem

unabdingbaren Erfordernis einer Neufassung der das Bundesgesetzblatt

betreffenden Bestimmungen in der Verfassung. Der VfGH spricht zwar in

einem Erkenntnis von 1971 davon, dass für die Erstarrung eines technischen

Vorganges der Kundmachung, zu der man bei einer historischen Interpretation

zwangsläufig gelangen muss, keine Anhaltspunkte vorliegen, aber gleichzeitig

auch von „Kundmachung“ im Sinne des Anbietens einer Möglichkeit zur

Kenntnisnahme von Gesetzen261. Die konkrete Ausgestaltung dieses Anbietens

ist nach dieser Ansicht dem einfachen Gesetzgeber überlassen. Bedacht werden

muss aber auch, dass die eben zitierte Entscheidung zur Zulässigkeit einer

Kundmachung des niederösterreichischen Landesgesetzblattes in Form einer

Loseblattsammlung ergangen ist und nicht davon auszugehen ist, dass die in

diesem Erkenntnis festgelegte Auslegung vorbehaltlos auf eine Online-

Kundmachung umzulegen sind.

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht vor, dass in Hinblick auf eine

elektronische Kundmachung des Bundesgesetzblattes unter anderem sämtliche

Bestimmungen in der Bundesverfassung geändert werden, die an die

                                                
261 VfSlg 6.460.
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Herausgabe und Versendung des Bundesgesetzblattes Rechtsfolgen knüpfen262.

Dies betrifft also die Art 49 Abs 1 und 2, sowie Art 49a Abs 3 B-VG.

4. 1. VORSCHLAG EINER ÄNDERUNG DES B-VG

Der gegenständliche Gesetzesentwurf sieht für eben diese drei

Rechtsvorschriften eine Neufassung vor, auf deren Grundlage das Projekt

eRecht verwirklicht werden soll. Nach dem Entwurf lauten die Art 49 und 49a

B-VG in Zukunft:

Art 49 (1) Bundesgesetze und gemäß Art 50 Abs 1 genehmigte

Staatsverträge sind vom Bundeskanzler im Bundesgesetzblatt

kundzumachen. Anlässlich der Genehmigung eines in Art 50

bezeichneten Staatsvertrages kann der Nationalrat beschließen, auf

welche andere Weise die Kundmachung des Staatsvertrages oder

einzelner genau zu bezeichnender Teile desselben zu erfolgen hat. Solche

Beschlüsse des Nationalrates sind vom Bundeskanzler im

Bundesgesetzblatt kundzumachen.

(2) Die verbindliche Kraft von Bundesgesetzen beginnt, soweit nicht

ausdrücklich anderes bestimmt ist, mit Ablauf des Tages ihrer

Kundmachung und erstreckt sich auf das gesamte Bundesgebiet. Die

verbindliche Kraft von gemäß Art 50 Abs 1 kundgemachten

Staatsverträgen beginnt, soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist,

mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung, im Fall des Abs 1 zweiter

Satz mit Ablauf des Tages der Kundmachung des Beschlusses des

Nationalrates, und erstreckt sich auf das gesamte Bundesgebiet; dies gilt

nicht für Staatsverträge, die durch Erlass von Gesetzen zu erfüllen sind

(Art 50 Abs 2).

(3) Verlautbarungen im Bundesgesetzblatt und gemäß Art 1 zweiter

Satz müssen allgemein zugänglich sein und in ihrer kundgemachten

                                                
262 vgl 1280 dBNR 21. GP.
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Form vollständig und auf Dauer ermittelt werden können. Die näheren

Bestimmungen über die Kundmachung im Bundesgesetzblatt werden

durch ein besonderes Bundesgesetz getroffen.

Art 49a [...] (3) Kundmachungen über die Wiederverlautbarung einer

Rechtsvorschrift sind vom Bundeskanzler im Bundesgesetzblatt

kundzumachen. Ihre verbindliche Kraft beginnt, soweit nicht

ausdrücklich anderes bestimmt ist, mit Ablauf des Tages ihrer

Kundmachung.

4. 2. DER NEUE ART 49 B-VG

Da es nach den derzeitig in Geltung befindlichen

Verfassungsbestimmungen über das Bundesgesetzblatt, wie oben schon

erwähnt, unmöglich wäre, eine ausschließlich elektronische Kundmachung

einfachgesetzlich festzulegen, gibt es zwei Möglichkeiten, das Projekt eRecht

konzeptionsgemäß durchzuführen. Entweder löst man sich von dem Begriff

„Bundesgesetzblatt“ oder man definiert eben diesen Begriff in einer Form, die

nicht notwendiger Weise an eine Publikation in Papierform gebunden ist.

Tippt man den Begriff „Bundesgesetzblatt“ in die Suchmaske des

Rechtsinformationssystems des Bundes, so erhält man über 600 Gesetzesstellen,

die diesen Begriff enthalten. Auch von diesem Ergebnis ausgehend, scheint der

eingeschlagene Weg einer Neudefinition des Begriffes Bundesgesetzblatt die

normökonomisch sinnvollere Lösung des Problems zu sein.

4. 3. KUNDMACHUNG STATT HERAUSGABE

Im systematischen Vergleich fällt auf, dass gegenüber der geltenden

Fassung des Art 49 B-VG sämtliche Bestimmungen, die sich auf den Beginn und
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die räumliche Ausdehnung der Wirksamkeit von im Bundesgesetzblatt

kundgemachten Rechtsvorschriften beziehen, nach dem vorliegenden

Gesetzesentwurf in einem eigenen Absatz zu finden sein sollen. Inhaltlich ist zu

bemerken, dass sowohl die Formulierung „...die Nummer des

Bundesgesetzblattes...“ als auch die Wendung „...herausgegeben und

versendet...“ im neuen Text nicht mehr enthalten sind.

Dadurch, dass nicht mehr auf die Herausgabe und den Versand von

physisch existenten Kundmachungen abgestellt wird, bleibt für den einfachen

Gesetzgeber der notwendige Spielraum, eine elektronische Kundmachung zu

regeln. Dies war – folgt man der herrschenden Lehre – schon allein deshalb

geboten, da, wie schon oben dargelegt, nach dieser Wortfolge eine andere

Publikation als in Papierform nicht zulässig wäre263. Wobei an dieser Stelle der

Einwand folgen muss, dass allein aufgrund der Begriffe „herausgeben“ und

„versenden“ noch nicht auf die Unzulässigkeit jeglicher anderer Form als der

Papierform geschlossen werden kann, da ja auch eine Online-Herausgabe (vgl

die Herausgabe einer Tageszeitung auch im www) oder ein Online-Versand

(vgl das „Versenden“ eines eMails) durchaus denkbar sind und auch praktiziert

werden. Dieser Einwand würde jedoch über die in meinen Augen zu engen

Grenzen der historischen Interpretation hinausreichen und unter

Bedachtnahme auf die in Österreich herrschende Judikatur und Lehrmeinung

wohl keinen Bestand haben.

Durch die Streichung der Formulierung „...Nummer des

Bundesgesetzblattes...“ wird dem einfachen Gesetzgeber ein weitaus größerer

Spielraum der Systematisierung und der Art und Weise der Veröffentlichung

des Bundesgesetzblattes eingeräumt. Aus der zur Zeit in Geltung stehenden

Formulierung wird nämlich geschlossen, dass jeder einzelne Rechtsakt unter

                                                
263 Thienel, in: Korinek/Holoubek, Bundesverfassungsrecht, 1999, Art 48, 49, Rz 37.
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einer eigenen fortlaufenden Nummer in originaler Form aufzunehmen ist264.

Dadurch, dass es eine solche Einschränkung nach der im Entwurf vorgesehenen

Neuregelung nicht mehr geben soll, sind auch andere Systematisierungen

denkbar. In den Erläuterungen zum gegenständlichen Gesetzesentwurf wird

beispielsweise eine systematische Zuordnung und Eingliederung jeweils

ergangener Änderungen einer Rechtsvorschrift in deren Stammversion

angesprochen, anstelle der zur Zeit vorherrschenden fortlaufenden

Nummernklassifikation265. Systemökonomisch betrachtet, stellt dieser

Teilaspekt der Neufassung der Bestimmung eine große Chance für den

einfachen Gesetzgeber dar, die so zu gewinnende Flexibilität im Sinne der

Bürgerorientierung beziehungsweise Kundenfreundlichkeit in eine einfache

und übersichtliche Lösung umzusetzen.

4. 4. ALLGEMEINE UND DAUERHAFTE ZUGÄNGLICHKEIT

In dem zur Diskussion stehenden Gesetzesentwurf wird in Art 49 Abs 3

eine Formulierung vorgeschlagen, die sich auf die Zugänglichkeit von im

Bundesgesetzblatt kundgemachten Rechtsvorschriften bezieht. Diese

Bestimmung ist dem § 31 Abs 9 ASVG nachempfunden; dort wird normiert:

Die nach den Sozialversicherungsgesetzen im Internet zu

verlautbarenden Rechtsvorschriften und deren Änderungen müssen

1. jederzeit ohne Identitätsnachweis und sondergebührenfrei

zugänglich sein;

2. ab 1. Jänner 2002 in ihrer verlautbarten Form vollständig und

auf Dauer ermittelt werden können.

[...]

                                                
264 Thienel, in: Korinek/Holoubek, Bundesverfassungsrecht, 1999, Art 48, 49, Rz 38, 40; vgl dazu

auch VfSlg 6460 zur Kundmachung des NÖ Landesgesetzes in Form einer
Loseblattsammlung.

265 vgl 1280 dBNR 21. GP.



150

Das ASVG spricht im Gegensatz zu Art 49 Abs 3 B-VG des

gegenständlichen Entwurfs ausdrücklich von einer Verlautbarung im Internet,

jedoch ist eine solch explizite Erwähnung in der Verfassung schon allein

deshalb nicht notwendig, da die konkrete Ausgestaltung der Kundmachung

ohnehin dem einfachen Gesetzgeber obliegen soll (Art 49 Abs 3 letzter Satz).

Mit der vorgeschlagenen Formulierung, dass Verlautbarungen im

Bundesgesetzblatt allgemein zugänglich sein müssen, sowie in ihrer

kundgemachten Form vollständig und auf Dauer ermittelt werden können, tritt

die Frage auf, was denn unter dieser Zugänglichkeit zu verstehen sein soll. Die

allgemeine Zugänglichkeit verbietet jegliche Zugangsbeschränkungen, die in

der Person des potentiellen Interessenten, also desjenigen, der sich über den

Inhalt des Bundesgesetzblattes kundig machen möchte, liegen. Jedermann muss

also – unter Erfüllung etwaiger technischer Voraussetzungen – die Möglichkeit

haben, sich über den Inhalt der im Bundesgesetzblatt kundgemachten

Rechtsvorschriften Kenntnis zu verschaffen.

Auch wird durch diese Verfassungsbestimmung die Vollständigkeit und

Dauerhaftigkeit der Zugänglichkeit vorgeschrieben, wobei aus den

Erläuterungen hervorgeht, dass d a u e r h a f t nicht mit

u n u n t e r b r o c h e n gleichzusetzen ist266. Selbst wenn es zu notwendigen

Wartungsarbeiten oder Softwareupdates auf dem Verlautbarungsserver

kommt, ist die Dauerhaftigkeit gegeben, auch wenn dadurch die Verbindung

zum Server für wenige Stunden unterbrochen ist. Dies muss umso mehr gelten,

wenn man sich vor Augen hält, dass solche Wartungspausen bei öffentlich

zugänglichen Servern zumeist in der Nacht vorgenommen werden. Auch liegt

als unterstützendes Argument ein Vergleich mit der herkömmlichen

Verfügbarkeit von in Schriftform vorliegenden Bundesgesetzblättern vor, denkt

man nur an die Öffnungszeiten der Verkaufslokale oder der Bibliotheken.

                                                
266 ebd, mit einem Verweis auf: Souhrada, www.avsv.at: Amtliche Verlautbarungen der

Sozialversicherung im Internet, SoSi 2002, S 6.
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5. NOTWENDIGE ÄNDERUNGEN DES BGBlG

Da das B-VG in Art 49 nur eine Ermächtigung an den einfachen

Gesetzgeber enthält, das konkrete Gesetzgebungsverfahren auszugestalten,

liegt es nahe, die Verfassung nur im absolut notwenigen Ausmaß zu ändern,

das Ausführungsgesetz jedoch umso einschneidender. Die mit diesem Projekt

im Bundeskanzleramt befasste Arbeitsgruppe hat sich ob der Fülle der

Änderungen des BGBlG dazu entschlossen, das gesamte Bundesgesetz über das

Bundesgesetzblatt neu zu erlassen.

5. 1. HERAUSGEBER DES BUNDESGESETZBLATTES

Das BGBlG 1996 legt in seinem § 1 fest, dass das Bundeskanzleramt ein

Bundesgesetzblatt für die Republik Österreich in drei Teilen in deutscher

Sprache h e r a u s g i b t. Nachdem man bei einer Online-Kundmachung der

Gesetze, Verordnungen und Staatsverträge in Übereinstimmung mit der

Judikatur schon dem reinen Wortverständnis nach nicht von einer Herausgabe

sprechen kann, war es notwendig, die Kundmachung durch einen anderen

Begriff zu umschreiben, der vom Verständnis nicht so sehr an eine Publikation

in gedruckter Form gebunden ist. § 1 BGBlG 2003 soll demnach lauten:

Die Verlautbarungen im „Bundesgesetzblatt für die Republik

Österreich“ werden vom Bundeskanzler vorgenommen. Soweit gesetzlich

nichts anderes bestimmt ist, haben sie in deutscher Sprache zu erfolgen.

Durch die neue Formulierung, dass die Verlautbarungen „soweit

gesetzlich nichts anderes bestimmt ist“ in deutscher Sprache zu erfolgen haben,

behält sich der Gesetzgeber vor, ausnahmsweise auch in anderen Sprachen

Verlautbarungen vorzunehmen.
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5. 2. KUNDMACHUNG IM AMTSBLATT DER MINISTERIEN

In der zur Zeit geltenden Fassung des BGBlG 1996 ist noch die

Möglichkeit vorgesehen, dass Verordnungen, wenn sie bloß für einen

beschränkten Kreis von Personen von Interesse sind, nicht notwendiger Weise

im Bundesgesetzblatt II kundgemacht werden müssen, sondern dass eine

Kundmachung im Amtsblatt des betreffenden Ministeriums ausreichend ist.

Diese Option soll nach dem Entwurf für das BGBlG 2003 entfallen. Den

Erläuterungen zu diesem Entwurf ist zu entnehmen, dass bei einer

Kundmachung im Internet ohnehin keine zusätzlichen Kosten gegenüber einer

Kundmachung im Amtsblatt des betreffenden Ministeriums entstehen würden

und dass daher die Kundmachung nicht zuletzt wegen des Publizitätsgewinns

im Internet vorzunehmen sein werde267. In meinen Augen stellt dies schon

allein aus systematischen Gründen eine richtige Überlegung dar und wird in

Zukunft zur Übersichtlichkeit beitragen können.

Unbenommen soll den einzelnen Ministerien allerdings weiterhin die

Möglichkeit geboten werden, solche Verordnungen zusätzlich zur

Kundmachung im Internet auch im Amtsblatt zur Wiener Zeitung oder in den

jeweiligen Amtsblättern der Ministerien kundzumachen (§ 7 Abs 2 BGBlG

2003).

5. 3. DREITEILIGES BUNDESGESETZBLATT

Die vorgeschlagene Neufassung des § 2 BGBlG 1996 wurde wohl aus

Gründen der Übersichtlichkeit auf drei Paragraphen erstreckt. Wenngleich die

§§ 3 bis 5 BGBlG 2003 für die Kundmachung des Bundesgesetzblattes im

Internet keine wesentlichen Bestimmungen enthalten, so sei dennoch darauf

hingewiesen, dass im Zuge der Neufassung gewisse legistische Versehen

                                                
267 vgl 1280 dBNR 21. GP.
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bereinigt werden, wie zum Beispiel die in den alten Bestimmungen fehlende

Bedachtnahmen auf Art 23d Abs 5 B-VG oder Art 140 Abs 5 bis 7 B-VG.

5. 4. www.ris.bka.gv.at

Der Kernpunkt des Entwurfes des BGBlG 2003 in Hinblick auf das

Projekt eRecht ist wohl der neue § 7, der die Grundlage für die Einrichtung der

Internetseite www.bgbl.at ist und der darüber hinaus bestimmt, dass unter

dieser Adresse der Inhalt des Bundesgesetzblattes bereit zu halten ist. § 7 Abs 1

BGBlG 2003 lautet:

Die im Bundesgesetzblatt zu verlautbarenden Rechtsvorschriften sind im

Internet unter der Adresse

www.ris.bka.gv.at

zur Abfrage bereit zu halten. Jede Nummer des Bundesgesetzblattes hat

auf diese Adresse hinzuweisen.

Die Vorlage für den neuen § 7 Abs 1 BGBLG 2003 stellt § 1 der

Sozialversicherungs-Internetkundmachungsverordnung (SV-InternetKV268)dar,

der vorsieht, dass die nach dem ASVG im Internet rechtswirksam

kundzumachenden Vorschriften269 unter der Adresse www.avsv.at270

veröffentlicht werden sollen. Wie oben schon erörtert, bleibt die Bezeichnung

des Bundesgesetzblattes auch nach diesem Entwurf die alte, jedoch wird mit

dieser Bestimmung die authentische Kundmachung im Internet gesetzlich

vorgeschrieben.

                                                
268 SoSi Nr. 198/2001.
269 vgl §§ 31 Abs 4, 9, 9a und 12; 31b Abs 4; 44 Abs 3; 49 Abs 4; 129 Abs 5; 213a Abs 4; 319a Abs

2; 444 Abs 7; 455 Abs 1; 456a Abs 3; 593 Abs 3 ASVG (BGBl 1955/189 zuletzt geändert durch
BGBl I 2002/1).

270 Amtliche Verlautbarung der österreichischen Sozialversicherung.
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Diese Verlautbarungen müssen jederzeit ohne Identitätsnachweis und

gebührenfrei zugänglich, wie auch in ihrer kundgemachten Form vollständig

und auf Dauer ermittelbar sein (§ 8 Abs 1 BGBlG 2003; vgl auch Art 49 Abs 3 B-

VG in der Fassung des gegenständlichen Gesetzesentwurfs). Das bedeutet, dass

Zugriffsbeschränkungen wie Passwortabfragen oder bestimmte persönliche

Identifikationsmerkmale nicht zulässig sind. Dies wäre allein durch eine

verfassungskonforme Interpretation des Gleichheitsgrundsatzes schon geboten,

wird hier aber noch einmal explizit festgehalten.

Übernommen aus der zur Zeit gültigen Fassung des BGBlG soll der

Inhalt des § 7 Abs 1 BGBlG 1996 werden, der mit der Änderung, dass

Verlautbarungen im Amtsblatt des zuständigen Bundesministeriums als

weitere Form der Bekanntmachung ausdrücklich genannt werden, im neuen

§ 7 Abs 2 zu finden sein wird.

5. 5. DAS BUNDESGESETZBLATT ON-DEMAND

§ 8 Abs 2 BGBlG 2003 bestimmt:

Der Bundeskanzler hat dafür Sorge zu tragen, dass jedermann gegen ein

angemessenes Entgelt Ausdrucke von im Bundesgesetzblatt elektronisch

kundgemachten Rechtsvorschriften sowie Ausdrucke oder Kopien von bis

zum Ablauf des 31. Dezember 2002 im Bundesgesetzblatt in Papierform

kundgemachten Rechtsvorschriften erhalten kann. Der Bundeskanzler

hat die Stellen, bei denen diese Ausdrucke bezogen werden können,

erstmals bis 1. Jänner 2003, ansonsten unverzüglich nach jeder erfolgten

Änderung im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundzumachen.

Es handelt sich hierbei um die in den Ministerratsvorträgen

angekündigte Möglichkeit, dass Bürgern, die keine Zugriffsmöglichkeit auf das

Internet haben, auf Verlangen Ausdrucke einzelner Nummern des

Bundesgesetzblattes angefertigt und gegen Ersatz der entstandenen Kosten
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ausgefolgt werden müssen. Im Gegensatz zu der Fassung des Entwurfes, vor

der Begutachtung271 ist diese Bestimmung nun unzweideutig gefasst und

entspricht auch den eindeutig formulierten Zielsetzung, dass „sicherzustellen

sein wird, dass den Bürgerinnen und Bürgern auch bei einer authentischen

elektronischen Publikation die Bezugsmöglichkeit des Ausdrucks einzelner

Nummern des Bundesgesetzblattes erhalten bleibt“272. Während sich die

Erstfassung dieser Bestimmung noch ausschließlich auf die nicht oder nicht

vollständig im eBundesgesetzblatt kundgemachten Rechtsvorschriften bezogen

hat und im Lichte des Art 7 B-VG wohl als unvollständig oder fehlerhaft

formuliert betrachtet werden musste, erscheint die Bestimmung in der Fassung

der Regierungsvorlage nun in einer den verfassungsrechtlichen Anforderungen

genügenden Formulierung.

5. 6. DIE RESTLICHEN BESTIMMUNGEN

Von Nachfolgeregelungen der Bestimmungen über die Herstellung und

den Nachdruck von Bundesgesetzblättern (§ 5 Abs 1 u 2 BGBlG 1996) sowie die

Zurverfügungstellung auf andere technische Weise (§ 5 Abs 3 BGBlG 1996) und

an das Rechtsinformationssystem (§ 7 Abs 2 BGBlG 1996) wurde überhaupt

abgesehen, da sie in Hinblick auf die geänderte Form der Kundmachung wohl

entbehrlich geworden sind.

Auch die geringfügigen Änderungen der §§ 9 bis 11 BGBlG 2003

gegenüber den bisherigen Regelungen gründen sich in den geänderten

Rahmenbedingungen für die Kundmachung im Internet.

                                                
271 Die Begutachtungsfassung des BGBlG 2003 hat lediglich in § 7 Abs 2 auf diese Möglichkeit

Bezug genommen: Werden auf Grund eines Beschlusses des Nationalrates gemäß Art. 49 Abs. 2 B-
VG oder einer Verordnung des Bundeskanzlers gemäß § 5 Abs. 2 Rechtsvorschriften ganz oder
teilweise nicht im Bundesgesetzblatt kundgemacht, so hat jedermann das Recht, gegen Ersatz der
Gestehungskosten von den mit der Kundmachung betrauten Stellen Kopien der nicht im
Bundesgesetzblatt kundgemachten Teile der Rechtsvorschrift zu erhalten.

272 Bundeskanzleramt, GZ 660.102/3-V/6/02.
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6. eKUNDMACHUNG UND DISKRIMINIERUNGSVERBOT

Ein nicht unwesentlicher Aspekt bei der Einführung des

eBundesgesetzblattes ist die Beachtung des Diskriminierungsverbotes des Art 7

B-VG wie auch des Art 18 Abs 1 B-VG.

Da die gesamte staatliche Verwaltung im weitesten Sinn273 nur aufgrund

der Gesetze ausgeübt werden darf (Art 18 Abs 1 B-VG), die ein ausreichendes

Maß an inhaltlicher Bestimmtheit aufweisen müssen, ist nach Ansicht des

VfGH auch ein Mindestmaß an faktischer Effizienz des Rechtsschutzes

verfassungsgesetzlich geboten274. Daraus lässt sich wiederum ableiten, dass die

Rechtsvorschriften, aufgrund derer die staatliche Verwaltung auszuüben ist

und die auch ausreichend Rechtschutzeinrichtungen vorsehen müssen, dem

Staatsbürger auch in geeigneter und ausreichender Form zugänglich gemacht

werden müssen.

Bislang war dies durch die Publikation des Bundesgesetzblattes nach

Judikatur und Lehre in ausreichendem Ausmaß gewährleistet. Betrachtet man

die Abnahme der Zahl der Abonnenten des jetzigen Bundesgesetzblattes in

Zusammenhang mit der Möglichkeit des raschen und einfachen Zugriffs auf

das Rechtsinformationssystem275, so lässt sich sehr feststellen, dass eine

Kundmachung und Veröffentlichung der Rechtsvorschriften im Internet dem

Erfordernis des Art 18 Abs 1 wohl eher nachkommt, als es die Veröffentlichung

in Papierform bislang tat.

                                                
273 Die Bestimmung umfasst also auch die Gesetzgebundenheit der Gerichtsbarkeit (vgl VfSlg

12.185) wie auch die der Verwaltung durch andere Rechtsträger wie zB
Selbstverwaltungskörper (vgl VfSlg 13.448; VfSlg 13.464).

274 zB VfSlg 11.196; VfSlg 12.683; VfSlg 13.003; VfSlg 13.305.
275 Laut der BGBl-Redaktion im BKA betrug im Jahr 2002 die Zahl der BGBl-Abonnenten des

Teil I 6.049, des Teil II 5.315 und des Teil III 3.747. Zu bemerken ist, dass sich die Abonnenten
der einzelnen Teile derart überschneiden, dass von insgesamt nicht mehr als 6.049
Abonnenten auszugehen ist. Vor zehn Jahren betrug die Zahl der BGBl-Abonnenten noch weit
über 20.000 pro Jahr.
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Ebenfalls ist zu untersuchen, ob nicht eine ausschließliche

Veröffentlichung des Bundesgesetzblattes im Internet potentiell einen Teil der

Adressaten von der Kenntnisnahme ausschließt, weil sie keinen Zugang zu

diesem haben. Zur Beantwortung dieser Frage kann auf die Beschreibung des

Projektes eRecht verwiesen werden, aus der hervorgeht, dass auch, wenn eine

Papierversion des Bundesgesetzblattes nicht mehr produziert wird, die

Möglichkeit besteht, Ausdrucke von einzelnen Nummern des

Bundesgesetzblattes zu erhalten.

Auch sei an dieser Stelle festgestellt, dass ein kostenloser Zugang zu

einem Intranet, in welchem auch das Rechtsinformationssystem abrufbar ist, in

vielen Amtsgebäuden bereits jetzt besteht. In meinen Augen denkbar und

sinnvoll, nicht jedoch im Lichte des Art 7 B-VG notwendig, wäre ein zwingende

Aufstellung solcher Internet-Kioske bei sämtlichen Bezirkshauptmannschaften

beziehungsweise Magistratischen Bezirksämtern und bei allen Gerichten. Somit

könnte man gemessen an der Zahl der Abonnenten des jetzigen

Bundesgesetzblattes zweifelsfrei einem weitaus größeren Kreis als bislang die

einzelnen Rechtsvorschriften zur Verfügung stellen.

7. ÄNDERUNGEN IM GESCHÄFTSORDNUNGSGESETZ?

Wie oben bei der Darstellung des Weges der Gesetzgebung gezeigt

wurde, betreffen die Bestimmungen des GOGNR, die für die Gesetzgebung an

sich von Relevanz sind, nur rein prozessorale Vorgänge im Nationalrat, nicht

jedoch die Form der Regierungsvorlage oder des Gesetzesbeschlusses des

Nationalrates. Da keinerlei derartige Vorschriften für den Nationalrat

vorliegen, ist er in der konkreten Art und Weise der Behandlung frei.
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Die im Ministeratsvortrag vom März 2002276 angesprochene zweite

Ausbaustufe des Projektes eRecht, bei der die Abgeordneten zum Nationalrat

mit tragbaren Computern und das Parlament mit einem drahtlosen Netzwerk

ausgestattet werden, sodass es denkbar erscheint, dass die Abgeordneten von

jedem Ort aus quasi virtuell einer Debatte über die zu beschließende

Rechtsvorschrift beiwohnen können, kann somit ohne rechtliche Hindernisse

umgesetzt werden; es bedarf hiezu keinerlei Änderungen im

Geschäftsordnungsgesetz des Nationalrates.

8. ZUSAMMENFASSUNG

Das Projekt eRecht ist, von der Lehre weitgehend unbemerkt, im letzten

halben Jahr vom Konzeptionsstadium in das Stadium der Regierungsvorlage

fortgeschritten und wird aller Voraussicht nach mit dem 1. Jänner 2004 das

Zeitalter des elektronischen Bundesgesetzblattes einläuten.

Rechtlich ist darauf hinzuweisen, dass es mindestens der im Entwurf

vorgeschlagenen Änderungen des B-VG bedarf, um dieses Projekt auch in die

Praxis umzusetzen. Zu bedenken bleibt aus verfassungsrechtlicher Sicht, ob

diese Art der Kundmachung nicht das Grundprinzip der Rechtstaatlichkeit in

einem Ausmaß berührt, dass es einer Volksabstimmung nach Art 43 B-VG

bedürfte. Nach den oben angeführten Argumenten ist diese Notwendigkeit

allerdings nicht zu sehen. Der Neuerlass des BGBlG wäre zwar prinzipiell nicht

notwendig, stellt aber im Vergleich zu einer reinen Novellierung die legitisch

elegantere Lösung dar.

Rechtspolitisch ist mit wenigen Konsequenzen aus der Einführung des

eBundesgesetzblattes zu rechnen, da sich in meinen Augen die Anzahl der

tatsächlichen Nutzer des bisherigen Bundesgesetzblattes nicht verringern wird.

                                                
276 Bundeskanzleramt, GZ 660.102/3-V/6/02.
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Angesichts des einfacheren und kostengünstigeren Zuganges zu einem

eBundesgesetzblatt ist sogar mit einer erhöhten Anzahl an Nutzern zu rechnen.

Pointiert formuliert könnte man festhalten, dass nun endlich auch die

authentische Kundmachung im Internet ermöglicht wird, da es ohnehin

möglicherweise „allein die elektronische Verfügbarkeit des aktuell geltenden

österreichischen Rechts und die Möglichkeit der Volltextsuche sind, die vor

dem Hintergrund der verfassungsrechtlichen Fiktion einer umfassenden

Rechtskenntnis der Rechtsunterworfenen die Verfassungskonformität einer

jährlich viele tausend Seiten umfassenden Gesetzgebung retten. Der

elektronische Zugang zum Recht ist für unsere gesellschaft schlicht

unverzichtbar geworden.“277

                                                
277 Schwartz, Öffentlicher E-Content und Verfassungsrecht, ecolex 2001, S 710.
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VI.

AUSBLICK

Liest man sich die diversen Projektbeschreibungen verschiedener

eGovernment-Applikationen auf den Homepages der zuständigen Ministerien

durch, kann man feststellen, dass sich der Staat am Beginn des dritten

Jahrtausends auf dem Weg zu einem Dienstleistungsunternehmen befindet. Es

wird nicht nur mehr administriert, es wird verstärkt auf die Schnittstelle

Behörde-Bürger Rücksicht genommen. Unzählige, zum Teil wahrscheinlich

nicht realisierbare, Vorschläge und Denkansätze, wie man dem Bürger als

Kunden betrachten und ihm den Zugang zu Behörden erleichtern kann, werden

aufgezeigt.

Der elektronische Verwaltungsakt und die Möglichkeit der

elektronischen Zustellung sind zwei Projekte, die das verwaltungsbehördliche

Verfahren beschleunigen sollen. Beides ist – wie in dieser Arbeit versucht

wurde aufzuzeigen – mit nur geringen Eingriffen in bestehende Gesetze

realisierbar und dennoch wird eine Flut an juristischen Problemen

aufgeworfen. Die rechtlich authentische Publikation von Rechtsvorschriften

ausschließlich unter einer Internetadresse, ist zwar von der Literatur bislang

unbeachtet geblieben, stellt jedoch in Hinblick auf die durch die einfachere

Verfügbarkeit wahrscheinliche Steigerung der Leser des Bundesgesetzblattes

ebenfalls einen nicht unbedeutenden Einschnitt unseres Rechtssystems dar.

Bei diesen beiden Rechtskreisen steht – wie auch im Bereich der aus

heutiger Sicht visionären Internetwahl – eine Vereinfachung des Zugangs zum

Recht und eine kundenorientierte Präsentation des Staates mit seinen Organen

im Vordergrund. Österreich nimmt in diesen Bereichen des eGovernment in
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Europa eine Vorreiterrolle ein. Es ist festzustellen, dass es den

Verantwortungsträgern in diesem Land ein offensichtliches Anliegen ist, dem

Trend einer Entwicklung von der Informationsgesellschaft hin zur

Kommunikationsgesellschaft Rechnung zu tragen und dies auch durch

richtungsweisende Anpassung der rechtlichen Grundlagen zum Ausdruck zu

bringen.

Um so mehr ist es in meinen Augen verwunderlich, dass es in Österreich

Stimmen gibt, die bei der Analyse der rechtlichen und technischen Vorgaben

die Probleme in den Vordergrund rücken wollen. Auf der einen Seite ist es

unbestrittener Maßen notwendig, auf Mängel aufmerksam zu machen, man

sollte jedoch auch im juristischen Bereich bis zu einem gewissen Grad eine

Kosten-Nutzen-Rechnung aufstellen. Wer lange genug sucht, der wird das

Haar in der Suppe immer finden. Ist es aber gerade in den Rechtbereichen, in

denen das Hauptaugenmerk auf den juristisch nicht versierten Bürger gerichtet

ist, nicht zielführender, sich nicht auf eine statistisch unbedeutende Was-wäre-

wenn-Frage zu stürzen, sondern vielmehr positive Aspekte zu untersuchen und

rechtlich abzusichern?

Die aufgezeigten Projekte sind ohne Zweifel richtungsweisende Vorhaben, die

es dem Verwaltungsapparat im weitesten Sinne ermöglichen wird, die

Annehmlichkeiten einer durch die Verbreitung des Internet viel kleiner gewordenen

Welt für den Bürger kundenfreundlich umzusetzen. Zu hoffen bleibt, dass in Lehre und

Rechtsprechung nicht versucht wird, an überkommenen Auslegungsmaximen und

Strukturen festzuhalten, sondern dass durch konstruktive und vor allem zielführende

Kritik auch im Bereich der neuen eGovernment-Applikationen eine adäquate

Rechtssicherheit gewährleistet werden kann.
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